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Diese Publikation  

ergänzen wir fortlaufend. 

 

Was ist neu? 

3.03 

Nachhaltig bauen und s 
sanieren im 21. Jahrhundert: 

Was können Gebäude für  

noch mehr Klimaschutz leis-

ten? Interview mit Dr. Thomas 
Tenzler, Geschäftsführer des 

FMI Fachverband Mineralwol-

leindustrie e.V. 
 

 

 

 

 

Liebe Leserinnen und liebe Leser,

wenn Sie als Bauherr, Eigentümer oder Planer bauen, sanieren 

oder einen Bestandsbau erweitern, müssen Sie sehr häufig pa-

rallel zur Energieeinsparverordnung (EnEV) auch das geltende 

Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) erfüllen. 

Die EnEV fordert energieeffiziente Gebäude und Energieauswei-

se im Neubau und Bestand. Seit dem 1. Mai 2014 ist die aktuel-

le EnEV 2014 in Kraft. Sie hat seit dem 1. Januar 2016 die ener-

getischen Anforderungen an Neubauten erhöht. Wir sprechen 

daher von der „EnEV ab 2016“. Es ist keine neue EnEV-Fassung. 

Als Eigentümer eines Neubaus müssen Sie – laut EEWärmeG 

2011 - seit dem 1. Mai 2011 auch einen Teil der benötigten 

Wärme oder Kälte über erneuerbare Energiequellen decken, 

oder anerkannte Ersatzmaßnahmen durchführen.  

In der Praxis tauchen dabei zahlreiche Fragen auf, wie wir über 

unser Experten-Portal www.EnEV-online.de täglich erfahren.  

 

Wie hilft Ihnen unsere Pdf-Broschüre? 

Tipp: Aktivieren Sie in Ihrer Pdf-Software die Lesezeichen ( ) 
und springen Sie direkt zu den einzelnen Kapiteln. 

 Überblick: Sie wollen sich einen allgemeinen Eindruck  
verschaffen? Sehen Sie sich die gesamte Publikation an. 

 Tipps: Unsere praktischen Übersichten, Checklisten und 
Hinweise helfen Ihnen weiter. (siehe Kapitel 2.1 und 2.2)  

 Praxis-Dialog: Sie sind Architekt, Planer oder Energiebera-
ter? Sehen Sie sich unsere Antworten auf Praxisfragen an. (2.3) 

 Info-Partner: Sie bieten selbst relevante Produkte und 
Dienste an? Unsere Info-Partner präsentieren wir im Kapitel 3.  

 Ihre Fragen: Sie wenden die EnEV und das EEWärmeG  
professionell an?  Auf Ihre Fragen antworten wir in unserem  
 Online-Workshop für Premium-Zugang Abonnenten. 

 Update: Sie wollen auf dem Laufenden bleiben?  
Abonnieren Sie unseren  kostenfreien EnEV-Newsletter. 

 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre und viel Erfolg! 

 

Melita Tuschinski 

Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin 

Autorin und Herausgeberin www.EnEV-online.de 

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_online_workshop/index.htm
http://service.enev-online.de/news/abonnieren.htm
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Nachrichten:  

Was gibt es Neues zur EnEV  

und zum EEWärmeG in der Praxis 

Autorin: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin 

 

In dieser Rubrik erfahren Sie über relevante Initiativen  

und Aktionen auf EU-Ebene sowie in Deutschland. 

  

 

 
Jürgen Leppig, Bundesvor- 

sitzender des Energieberater- 

verbandes GIH. 

© Foto: GIH 

GIH: Neue Richtlinien zur Förderung der Energieberatung  

schießen übers Ziel hinaus 

07.11.2017: Mit Sorge sieht der Bundesverband GIH (Gebäudeenergieberater 

Ingenieure Handwerker e.V.) die vom Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie (BMWi) bekannt gegebenen neuen Richtlinien zur Förderung der Energie-

beratung. �Etwas gegen seit Jahren stagnierende Zahlen bei Wohngebäuden und 

im Mittelstand zu unternehmen ist aller Ehren wert, die angekündigte Marktöff-

nung schießt jedoch übers Ziel hinaus und wirft Fragen hinsichtlich der Bera-

tungsneutralität auf", urteilt der Bundesvorsitzende des Energieberaterverbands, 

Jürgen Leppig. Positiv sei aber, dass an einem einheitlichen Berufsbild �Energie-

berater" gearbeitet werde. 

�Dass mehr Energieberatungen für das Gelingen der Energiewende unerlässlich 

sind steht außer Frage � allerdings funktioniert dies nur mit neutralen Experten", 

so Leppig. Der Bundesvorsitzende bezweifelt, dass sich Neutralität durch eine 

simple Selbsterklärung aufrechterhalten lässt: �Kontrollierbare Unabhängig-

keitskriterien über Bord zu werfen halte ich für genauso gefährlich wie die Öff-

nung des Beratungsmarkts für Energieversorger." 

Wolle man den Beraterkreis erweitern, sei die vom GIH geforderte und nun er-

reichte Zulassung von Handwerksmeistern mit eigenem Betrieb hinreichend: Von 

den über 30.000 Experten, die den Weiterbildungskurs Gebäudeenergieberater 

(HWK) erfolgreich abgeschlossen haben, sind bislang nur rund 4.000 für die För-

derprogramme des Bundes gelistet. �Hier lässt sich insbesondere für die Bera-

tung von Wohnungseigentümern viel Potenzial heben. Würde nur ein Viertel der 

bislang ausgeschlossenen Experten jeweils zwei Beratungen pro Jahr durchfüh-

ren, ließe sich die bestehende Quote nahezu verdreifachen", rechnet Leppig vor. 

Habe man hier Bauchschmerzen bezüglich der Neutralität, könne das bislang 

geltende Kriterium wirtschaftlicher Unabhängigkeit durch eine vorhabenbezoge-

ne Unabhängigkeit ersetzt werden. Dies würde dafür sorgen, dass ein Berater 

anschließend nicht selbst umsetzen darf. �Sanierung und Beratung aus einer 
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Hand mag für Verbraucher einfach und verlockend klingen. Eine unabhängige 

Beratung mit sachgerechten Umsetzungsvorschlägen kann sie allerdings nicht 

garantieren", so Leppig. Besonders kritisch sei dies im Fall von Energieversor-

gungsunternehmen zu sehen, die zudem über Querfinanzierungen den Bera-

tungsmarkt zerstören könnten. 

Völlig richtig sei es hingegen aus Sicht des GIH, an der Qualität von Energiebera-

tungen zu arbeiten und eine allgemeine staatliche Energieberater-Prüfung hin zu 

einem eigenen Berufsbild zu entwickeln. �Ein bundeseinheitliches Qualifikati-

onsniveau für Energieberater und mehr Transparenz für Verbraucher sind schon 

lange unser Ziel", freut sich Leppig über die ersten Schritte in diese Richtung. 

Weitere Online-Informationen:  

 GIH: Anpassung der Förderprogramme � was ändert sich für Energieberater? 

 BMWi: Öffnung der Programme für qualifizierte Energieberater aus allen Branchen 

 BAFA: Beraterkreis für Energieberatungs-Förderprogramme erweitert 

  

 

 
© Foto: Maxim_Kazmin 

   Fotolia.com 

EnEV ab 2016 in der Praxis:  

Antworten auf Fragen der EnEV-online Leser 

25.04.2016: Wie jedes Mal wenn die Energieeinsparverordnung (EnEV) ihre An-

forderungen ändert ergeben sich in der Praxis zahlreiche Fragen. Seit Anfang des 

Jahres gilt für bestimmte Bauvorhaben die EnEV ab 2016. Diese erhöht den Ener-

gie-Standard im Vergleich zur EnEV 2014 und senkt den Primärenergiefaktor für 

Strom. Lesen Sie in EnEV-online die Antworten auf neue Fragen unserer Leser: 

- Wie lautet die offizielle Bezeichnung der �EnEV ab 2016�? 

- Ab wann konnten Bauherren die EnEV ab 2016 auch freiwillig erfüllen? 

- Welcher Primärenergiefaktor gilt für Strom im Verbrauchsausweis 2016? 

Quelle und weitere Info:  

 www.enev-online.com/enev_praxishilfen/enev_ab_2016_antworten_fragen_fachleute.htm  

  

 

 

© Foto: bluedesign  

   Fotolia.com 

Experten beziehen Position zur EnEV ab 2016:  

Bremst der höhere Energie-Standard die Neubautätigkeit? 

24.04.2016: Seit Anfang dieses Jahres fordert die Energieeinsparverordnung 

(EnEV ab 2016) noch energieeffizientere Neubauten. Dies ist ein weiterer Schritt 

in Richtung des Niedrigstenergie-Gebäudes, das gemäß EU-Richtlinie in einigen 

Jahren auch hierzulande Pflicht sein wird. �EnEV-Verschärfung = Rückgang der 

Neubautätigkeit?� - darüber diskutierten prominente EnEV-Experten auf den 

Berliner Energietagen.  

Lesen Sie die Meinung zweier Experten aus der Diskussionsrunde sowie eines 

Referenten zum Thema �EnEV vs. Baukosten � Eine Spirale ohne Ende?�: 

 

http://www.gih.de/blog/anpassung-der-bundesfoerderprogramme-was-aendert-sich-fuer-energieberater/
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2017/20171108-energieberatung-fuer-wohngebaeude-und-mittelstand-attraktiver-machen.html
https://www.presseportal.de/pm/128252/3781681
http://www.enev-online.com/enev_praxishilfen/enev_ab_2016_antworten_fragen_fachleute.htm
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Prof. Dr. Andreas Holm, Forschungsinstitut für Wärmeschutz e.V. (FIW): 

�Um nahezu 40 Prozent sind die Kosten rund um den Neubau von Mehrfamilien-

häusern in Deutschland seit dem Jahr 2000 gestiegen. Die zusätzliche Kostenstei-

gerung, die die Preisspirale beim Wohnungsneubau � und damit auch beim Woh-

nen � enorm nach oben gedreht hat sind nachweislich nicht ausschließlich auf die 

gestiegen Anforderungen des energiesparenden Bauens zurückzuführen. Die Ver-

schärfung der Anforderungen von der Wärmeschutzverordnung (WSchV 1995) hin 

zu den zukünftigen Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) ist nur 

für 12,5 Prozent der Gestehungskostensteigerung verantwortlich. Die Verschär-

fung der EnEV ab 2016 verteuerte die Gestehungskosten um lediglich 3 bis 4 Pro-

zent im Vergleich zur Vorherigen Fassung. Gleichzeitig wird aber der Primär-

energiebedarf um 25 Prozent reduziert.  Durch die Umsetzung der EU-Vorgabe 

hin zu Niedrigstenergiegebäuden lassen sich auch weiter Kostenerhöhungen nicht 

vermeiden. Doch man darf nicht vergessen, dass diese Kostensteigerung im Ge-

gensatz zum beispielsweise verbesserten Schallschutz, die einzige Kostensteige-

rung beim Entstehen des Gebäudes ist, die auch gleichzeitig die Betriebskosten 

senkt. Eine Abkehr von der EnEV wäre für die klimapolitischen Zielsetzungen 

fatal. Man darf sich nicht von derzeit niedrigen Energiepreisen täuschen lassen.� 

Ulf Sieberg, Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE): 

�Das Gutachten des Bundesbauministeriums verdeutlicht, dass die Anhebung der 

Anforderungen im Neubau auf KfW Effizienzhaus-Standard (EH) 55 absolut wirt-

schaftlich darstellbar sind. Geboten wäre nach den Beschlüssen der Weltklima-

konferenz von Paris sogar ein EH 40. Auch die Energieeffizienzstrategie (ESG) der 

Bundesregierung verlangt für das Jahr 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäu-

debestand. Bereits heute gebaute Häuser sollten diesen Anforderungen mindes-

tens gerecht werden, um erneute Modernisierungen von Bauteilen außerhalb der 

Investitions- und Modernisierungszyklen zu vermeiden und bereits heute ihre 

volle Klimaschutzwirkung zu entfalten. Allerdings dürfen die in etwa 160.000 pro 

Jahr gebauten Häuser nicht darüber hinwegtäuschen, dass die eigentlichen Her-

ausforderungen im Bestand mit ihren 18 Mio. Gebäuden liegen. Hier verlangt die 

ESG im Jahr 2050 im Durchschnitt des gesamten Bestandes EH 55! Mit Abgleich 

und Zusammenführung von EnEV und EEWärmeG muss die Politik mit ihren Vor-

schlägen zu vereinfachten, kosteneffizienten und klimaneutralen Lösungen 

kommen. Erneuerbare Energien bieten Investoren und Mietern die größte Flexibi-

lität die Anforderungen einfach, kosteneffizient und klimaneutral zu meistern." 

Für weitere Informationen:  

 www.energietage.de/details/va/2016-401.html 

  

 

 RA Christian Bruch, Bundesgeschäftsführer, Bundesverband Freier Immobi-

lien- und Wohnungsunternehmen e.V., Berlin 

"Wir können einen sehr deutlichen Vorzieheffekt beobachten, also die Einrei-

chung von Baugenehmigungsanträgen noch in 2015 um zumindest öffentlich 
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rechtlich nur die bis Ende 2015 geltenden Anforderungen erfüllen zu müssen. Vor 

dem Hintergrund der weiteren Kostensteigerung von ca. 7 Prozent durch die 

neuen Anforderungen ist das nicht erstaunlich. Der EnEV gelingt es bisher nicht, 

den Konflikt zwischen bezahlbaren Bauen und Wohnen und den Klimazielen ge-

rade im Mietwohnungsbau aufzulösen. Die Umstellung auf das Referenzgebäude-

verfahren hat den Geschosswohnungsbau wesentlich benachteiligt. Dabei finden 

in den ca. 3 Mio. Mehrfamilienhäusern für Raumwärme und Warmwasser nur ca. 

8 Prozent des gesamten deutschen Endenergieverbrauchs statt. Auf die von den 

professionellen Unternehmen gehaltenen Bestände entfällt nicht einmal die 

Hälfte. Wenn alle diese Gebäude auf den heutigen Neubaustandard gebracht 

würden, würde Deutschland weniger als 2 Prozent Endenergie sparen, hätte aber 

in ca. 70 Prozent der Sozialwohnungen ein Mieterhöhungspotential von 2-3 EUR 

pro Quadratmeter Wohnfläche produziert. Maßstab in vermieteten Geschoss-

wohnungsbau ist nun einmal nicht die Energieersparnis in 20 Jahren, sondern 

allein die Entwicklung der Warmmiete, also der Kombination aus Energiekosten-

reduzierung und Mieterhöhung. Die ganze Diskussion um die Mieterhöhung nach 

Modernisierung haben wir doch nur der Missachtung des Investor-Nutzer-

Dilemmas durch den EnEV zu verdanken. Während das neue Bad oder der Balkon 

unmittelbar für den Mieter greifbar ist, trifft dies für weniger Energiekosten in 

den nächsten 20 Jahren nicht zu.  Im Neubau werden bis zu 40.000 neue Mehr-

familienhäuser in den nächsten drei Jahren gebraucht. Diese nun 30 Prozent 

energieeffizient zu machen, wie es die ab dem 1.1.2016 geltende EnEV verlangt, 

hebt ein Einsparpotential gemessen am Gesamtendenergieverbrauch in Deutsch-

land von ca. 0,02 Prozent. Vor dem Hintergrund darf die Frage erlaubt sein, ob 

wir wirklich jeden Euro so einsetzen, dass dem Dreiklang der Energiewende aus 

Klimaschutz, Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit genüge getan wird." 

Für weitere Informationen:  

 http://www.energietage.de/details/va/2016-605.html 

  

Kontakt Ihre Nachrichten an uns 

Kennen weitere Nachrichten, die in dieses Kapitel passen?   

Bitte kontaktieren Sie uns über unser Experten-Portal www.EnEV-online.de. 

 Klicken Sie hier und Sie gelangen zum Kontaktformular! 

 

http://service.enev-online.de/portal/kontakt.htm
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Leserbrief:  

 

EnEV, EEWärmeG, Normen, Richtlinien, Urteile, � 

usw. in der Praxis 

Peter Richarz ist Architekt BDB AK RP, DENA, BAFA, KfW-Experte. Er ist Inhaber 

des Büros "Architektur und Energie - Planung und Bauleitung Gebäude-Energie-

Beratung (zertifiziert)� in Unkel. Er sandte uns folgenden Brief per E-Mail zu.  

 

Foto: Peter Richarz 

  

18.10.2017 Sehr geehrte Frau Tuschinski, 

Ihre Veröffentlichungen, Dossiers, Berichte und Kommentierungen zur EnEV-

Praxis finde ich äußerst interessant und wichtig! Es bleibt mir leider viel zu we-

nig Zeit all dies noch intensiver zu verinnerlichen, wie es angebracht wäre. 

Architekturbüro Ich habe ein kleines Architekturbüro mit einem Mitarbeiter und einer Schreib-

kraft! Wir befassen uns neben den Aufgaben laut HOAI, seit etlichen Jahren auch 

intensiv mit der Thematik der energetischen Gebäudesanierung in der Planung 

und Realisierung. Um meine Bemerkungen auf den Punkt zu bringen, müsste ich, 

um all den Anforderungen die dem Erfolg geschuldet sind, einen, gar zwei 

Arbeitsplätze für Juristen, einrichten! 

Regelungen  Wie soll ein praxisorientiertes kleines Büro an die von überwiegend Theoretikern 

auferlegten Vorgaben schultern, um den geschuldeten Erfolg zu erzielen?     

Es sind nicht nur die geforderten Nachweise und Rahmenbedingungen der EnEV, 

oder des EEWärmeG, es sind unzählige Normen, Richtlinien, Verzweigungen, 

Urteile usw. usw. zu beachten und zu erfüllen! 

Alleine die Schnittstelle der beiden Bauordnungen NRW und RLP - ich wohne und 

arbeite fast auf der Grenze der beiden Bundesländer - beschäftigt uns täglich! 

Die genehmigungsrechtlichen und planungsrechtlichen Dinge erfordern einen 

hoch konzentrierten Arbeitstag. Dazu kommt noch die örtliche Lösungssuche auf 

der Baustelle. 

Bauherren Die �Qualen� sich mit billigstbietenden �Hausmeisterserviceleistungen�, die von 

Bauherren und Sanierern aus Kostengründen angeheuert werde, herumzuschla-

gen, ist schon eine Herausforderung! Der Architekt und Bauleiter ist den Erfolg 

geschuldet!! Glauben Sie mir, ich könnte über meine Bemerkungen und täglichen 

Erfahrungen zu den bürokratisierten Themenbereichen ein Buch verfassen! 
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Gerne würde ich die Damen und Herren aus Berlin, die Baustellen und deren 

Anforderung nur aus der Literatur oder dem PC kennen, einladen, einmal 

einen Tag auch in Anwesenheit der immer kritischer werdenden Bauherren, 

die mit dem BGB, der VOB, der EnEV und dem EEWärmeG unter dem Arm 

daher kommen, praxisorientiert, zu verbringen. 

Mir sind Stimmen von Kollegen bekannt, die sogar in Normenausschüssen mitwir-

ken, die vor der Vielfallt, nicht nur der Normen und deren Verzweigungen, son-

dern auch dem �Wust� theoretischer Vorgaben, resignieren, gar kapitulieren! 

Sanierungsfahrplan Gestern nahm ich an einem Seminar zum Thema "Sanierungsfahrplan" teil! Hätte 

ich mir schenken können, da ich auch hierzu Bedenken anmelden möchte! 

Grundsätzlich ist dieser Weg der Richtige! Jedoch fehlen in der Aufarbeitung des 

Bestandes, also gleich zu Beginn der intensiv zu erarbeitenden Grundlagen die 

Fragestellung der bauplanungs- und genehmigungsrechtlichen Situation! 

Es gibt viele Sanierungsobjekte, die komplett, ergänzt, erweitert oder umgebaut 

wurden und jeglicher Genehmigung entbehren! Und nicht alle Energieberater, 

zumindest die des Handwerkes, sind in der Lage dies zu eruieren! Meine Fragen 

im Seminar wurden leider auch nicht zufriedenstellend beantwortet! 

Bauleitung Ein weiteres Thema wäre beispielsweise die Zweigleisigkeit der verantwortlichen 

Bauleitung nach VOB sowie LBauO und der KfW-Baubegleitung! Hier kann nicht 

getrennt werden! Eine Bauleitung nach VOB sowie LBauO ist ein Muss! Es gilt die 

Verantwortlichkeit für alle Gewerke! Nach KfW ist dies nur eine Zulage, die auch 

mit Kosten für den Bauherrn oder Sanierer verbunden ist! 

EnEV-Themen In EnEV-online berichten Sie sicherlich über einen wichtigen, zukunftsorientier-

ten, aber nur kleinen anteiligen Baustein bei der Realisierung eines Bauvorha-

bens, oder einer Sanierung, umgesetzt werden muss! 

Wir, in unserem kleinen Büro versuchen täglich die immer anspruchsvolleren 

Wünsche der Bauherren in Einklang mit oben teilweise beschriebenen Anforde-

rungen zu bringen. Ob dies künftig auch ohne Juristen, für auch eine noch so 

kleine genehmigungspflichtige Aufgabe gelingt, möchte ich bezweifeln! 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Peter Richarz 
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 Energieeinsparverordnung (EnEV) erhöht ab 2016  

die energetischen Anforderungen an Neubauten 

20.07.2015 Autorin: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT, Freie Architektin, Stuttgart,  

Herausgeberin des Experten-Portals EnEV-online.de  

   

Kurzinfo Aktuell gilt für Gebäude die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014). Ab dem 

Jahr 2016 erhöht diese Verordnung den energetischen Standard für Neubauten, 

sowohl für Wohn- als auch für Nichtwohngebäude. In EnEV-online sprechen wir 

deshalb von der "EnEV 2016" um Missverständnisse vorzubeugen. Es handelt sich 

demnach um die erhöhte EnEV 2014 ab 2016. Lesen Sie wie sich die energeti-

schen Anforderungen an neue Nichtwohngebäude ab 2016 ändern. 

   

 Wohngebäude Nichtwohngebäude 

Betroffene  

Bauvorhaben 

Unter die verschärften Anforderungen fallen Bauvorhaben, für die der Bauherr: 

 � den Bauantrag ab 1. Januar 2016 einreicht; 

 � die Bauanzeige ab 1. Januar 2016 erstattet; 

 � weder eine Genehmigung noch eine Anzeige oder ein sonstiges Verfahren 

benötigt und ab dem 1. Januar 2016 oder später beginnt auszuführen; 

 � verlangt, dass die Baubehörden sie nach dem verschärften Standard beur-

teilt, wenn sie über den Bauantrag oder die Bauanzeige noch nicht be-

standskräftig entschieden haben. 

 

Achtung: Bauabnahme! Bauherren bringen zur Bauabnahme immer häufiger spe-

zialisierte Bausachverständige mit, die genau prüfen ob das Haus tatsächlich so 

ausgeführt ist wie es der Planer für den endgültigen Energieausweis als EnEV-

Nachweis berechnet hat! Dieses betrifft insbesondere die Wärmebrücken-

Details. In der Praxis hat so mancher Bauherr das fällige Planerhonorar erst be-

zahlt nachdem alle Details entsprechend nachgebessert waren. 

   

Geminderter 

Primärenergiebedarf 

Wohngebäude Nichtwohngebäude 

 Die EnEV 2016 mindert die Höchstgrenze für den Jahres-Primärenergiebedarf 

jeweils um 25 Prozent: Der Planer berechnet den Jahres-Primärenergiebedarf 

des Referenzgebäudes und multipliziert das Ergebnis mit 0,75. Der erlaubte 

Höchstwert ist somit um ein Viertel gemindert, d.h. die Anforderung an den 

Jahres-Primärenergiebedarf wird um 25 Prozent verschärft. 

  Ausnahme: Hallenbauten mit einer 

Raumhöhe über 4 Meter müssen ab 

2016 keinen niedrigeren Jahres-Primär-

energiebedarf berücksichtigen, wenn 

sie durch dezentrale Gebläse- oder 

Strahlungsheizungen beheizt werden. 
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Erhöhter 

Wärmeschutz 

Wohngebäude Nichtwohngebäude 

 Die EnEV 2016 schreibt vor, dass der 

Wärmeschutz der Gebäudehülle bei 

Neubauten um ca. 20 Prozent verbes-

sert wird. Als Maßstab gilt der spezifi-

sche, auf die wärmeübertragende Um-

fassungsfläche bezogene Transmissi-

onswärmeverlust (H�T) des neuen 

Wohnhauses, gemessen in Watt pro 

Quadratmeter und Kelvin (W/(m²K)). 

Als erlaubte Höchstwerte gelten: 

 der spezifische, auf die wärmeüber-

tragende Umfassungsfläche bezo-

gene Transmissionswärmeverlust 

des Referenzhauses sowie 

 den von der EnEV 2014 vorgegebe-

nen Höchstwert in Bezug auf die 

verschiedenen Wohnhaustypen 

(freistehend, einseitig angebaut, 

anderen Wohngebäude, großflächi-

ge Erweiterungen und Ausbauten 

im Bestand, wenn auch der Wär-

meerzeuger erneuert wird). 

 

Die Bundesregierung begründete diese 

Methode wie folgt: Die Erfahrung in der 

Praxis hätte gezeigt, dass geplante 

Neubauten mit Heizungen mit niedri-

gen Primärenergiefaktoren (z.B. Holz) 

die Anforderungen an den Jahres-

Primärenergiebedarfs erfüllen würden 

auch indem sie den Wärmeschutz des 

Referenzhauses unterschreiten. 

Um die Anforderungen an den Wärme-

schutz ab 2016 zu erhöhen greift die 

EnEV 2016 auf die Methodik des CO2-

Gebäudesanierungsprogramms zurück. 

Zusätzlich bezieht sich die EnEV 2016 

auch auf die Höchstwerte für den 

Wärmeverlust nach Wohnhaustypen um 

zu vermeiden, dass unter dem bisheri-

gen Anforderungs-Niveau gebaut wird. 

Die EnEV 2016 schreibt vor, dass der 

Wärmeschutz der Gebäudehülle bei 

neu erbauten Nichtwohngebäuden ab 

1. Januar 2016 um ca. 20 Prozent ver-

bessert wird. 

Dafür gibt die EnEV 2014, in Anlage 2 

(Anforderungen an Nichtwohngebäude) 

in der Tabelle 2 (Höchstwerte der 

Wärmedurchgangskoeffizienten der 

wärmeübertragenden Umfassungsfläche 

von Nichtwohngebäuden) die höchstzu-

lässigen U-Werte der Außenbauteile 

des Gebäudes an. Diese gelten aller-

dings nur für Zonen mit Raum-

Solltemperaturen von mindestens 19 

°C, wenn sie beheizt werden. 

 

Achtung: Für niedrig beheizte Zonen 

(von zwölf bis unter 19 °C) bleiben die 

höchstzulässigen Werte auch nach dem 

1. Januar 2016 gleich. 

 

Ausnahme: Hallenbauten mit einer 

Raumhöhe über 4 Meter bilden eine 

Ausnahme, wenn sie durch dezentrale 

Gebläse- oder Strahlungsheizungen 

beheizt werden. Ihre Außenbauteile 

dürfen das Niveau der EnEV 2009 bei-

behalten. Dieses regelt die Verordnung 

in der Anlage 2 (Nichtwohnbau), 1.3 

(Höchstwerte der Wärmedurchgangsko-

effizienten). 
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Erhöhte 

Baukosten 

Wohngebäude Nichtwohngebäude 

 In EnEV-online finden Sie einen aus-

führlichen Bericht zu den zugrundelie-

genden Prognosen zu der Verteuerung 

des Wohnungs-Neubaus aufgrund der 

energetischen Verschärfung der EnEV-

Anforderungen ab 2016. 

 EnEV verschärft ab 2016 den 

Standard für neue Wohnbauten 

In EnEV-online finden Sie einen aus-

führlichen Bericht zu den zugrundelie-

genden Prognosen zu der Verteuerung 

des Nichtwohnungs-Neubaus aufgrund 

der energetischen Verschärfung der 

EnEV-Anforderungen ab 2016. 

 EnEV verschärft ab 2016 den 

Standard für Nichtwohn-Neubauten 

   

Quellen und 

Hinweise 

Wohngebäude Nichtwohngebäude 

 EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparver-

ordnung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in 

Köln, Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt 

am 1. Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EnEG 2013: EnEG 2009 geändert durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Energieeinsparungsgeset-

zes, vom 4. Juli 2013, Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 

36, Seite 2197-2200, in Kraft seit 13. Juli 2013. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-

Fassung: www.enev-

online.com/enev_praxishilfen/eneg_novelle_im_bundesgesetzblatt_verkuendet.htm 

EnEG 2009: EnEG 2005 geändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Energieeinsparungsgeset-

zes, vom 28. März 2009, Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, Teil I, Nr. 

17, Seite 643-645, in Kraft vom 2. April 2009 bis 12. Juli 2013. www.bundesgesetzblatt.de, nicht-

amtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_praxishilfen/eneg_2009_energieeinsparungsgesetz.htm 

EU-RL 2010: Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung), verkündet im Amtsblatt der Europäi-

schen Union, Ausgabe L 153, vom 18. Juni 2010, Seite 13 bis 35. nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.de/epbd/2010/index.htm 

 

http://www.enev-online.com/enev_praxishilfen/vergleich_enev_2016_enev_2014_neubau_wohnbau_5_baukosten_15.07.20.htm
http://www.enev-online.com/enev_praxishilfen/vergleich_enev_2016_enev_2014_neubau_nichtwohnbau_15.04.27.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_praxishilfen/eneg_novelle_im_bundesgesetzblatt_verkuendet.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_praxishilfen/eneg_2009_energieeinsparungsgesetz.htm
http://www.enev-online.de/epbd/2010/index.htm
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15.05.2017 

 

EnEV-Fragen auf den Punkt gebracht: 

Ab wann gehört ein Neubau zum „Baubestand“? 
 

Autorin und Redaktion: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT Austin, Freie Architektin 

in Stuttgart, seit 1999 Herausgeberin und Redaktion EnEV-online.de 
© Foto: Dollars - Fotolia.com 

   

Kurzinfo Neubau / Baubestand: In Baden-Württemberg (BW) ist es klar: Zum Baubestand 

gehören alle diejenigen Gebäude, die am 1. Januar 2009 bereits errichtet waren 

und die man mittels Energie beheizt. So definiert das Erneuerbare-Wärme-

Gesetz (EWärmeG 2015 BW) seinen Geltungsbereich. Wer die Heizung erneuern 

will oder sonstige Sanierungen plant muss gegebenenfalls das Gesetz beachten. 

 Die bundesweite Energieeinsparverordnung (EnEV) stellt hingegen Regeln für 

verschiedene Stadien einer Immobilie auf und zwar für „zu errichtende“, bereits 

„fertig gestellte“ und „bestehende“ Gebäude. Für Letztere regelt die EnEV 2014 

im  § 21 (Ausstellungsberechtigung für bestehende Gebäude) wer die Energie-

ausweise ausstellt. Wenn ein Gebäude allerdings fertiggestellt ist, fordert die 

EnEV im  § 16 (Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen), Absatz 1, 

dass der Eigentümer sicherstellt, dass man ihm einen Energieausweis ausstellt  

aufgrund der Eigenschaften des fertigen Neubaus. Leider erwähnt die EnEV 

nicht, dass das jeweilige Landesbaurecht regelt, wer diese Neubau-

Energieausweise ausstellt. Dies hat häufig zu Missverständnissen geführt. Fach-

leute und Auftraggeber glauben irrtümlicherweise, dass die nach § 21 Ausstel-

lungsberechtigten auch für fertige Neubauten die Energieausweise ausstellen. 

   

Frage 

 

Grund genug für uns das Bundesministerium für Bauen und Umwelt (BMUB) um 

eine Klarstellung zu bitten zu folgenden Fragen: 

1.  Ab welchem Zeitpunkt ist ein Gebäude als "bestehend" im Sinne der gelten-

den Energieeinsparverordnung (EnEV) anzusehen? 

2. Wenn ein fertiggestelltes Gebäude im Sinne der EnEV als "bestehend" angese-

hen wird, gilt die Ausstellungsberechtigung für Energieausweise laut § 21 

(Ausstellungsberechtigung für bestehende Gebäude) auch für fertiggestellte 

Neubauten? 

3. Welche weiteren Aspekte sind in diesem Zusammenhang zu beachten? 

  

Antworten Lesen Sie die Antworten auf der nächsten Seite. 
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EnEV-Fragen auf den Punkt gebracht: 

Ab wann gehört ein Neubau zum „Baubestand“? 
 

Antwort von Andreas Kübler, BMUB 

Pressesprecher des Bundesministeriums für Bauen und Umwelt, Berlin, 

www.bmub.bund.de, © Foto: BBR/Georg Hayner 

  

 Die Ausstellungsberechtigung für *Energieausweise bei **bestehenden** Gebäu-

den* sind in § 21 EnEV festgelegt. Die Ausstellungsberechtigung für 

*Energieausweise in den Fällen der **Errichtung, der Änderung und Erweiterung* 

hingegen wurde landesrechtlichen Regelungen überlassen. 

 

Das Erfordernis, nach § 16 Absatz 1 EnEV für einen *Neubau* einen Energieaus-

weis erstellen zu lassen, betrifft ein *zu errichtendes Gebäude* und kein beste-

hendes Gebäude. Die Ausstellungsberechtigung richtet sich dementsprechend 

nach Landesrecht (siehe oben) und nicht nach § 21 EnEV. 

 

Es stimmt, dass dem Neubauausweis nach § 16 Absatz 1 EnEV die energetischen 

Eigenschaften des fertiggestellten Gebäudes zugrunde zu legen sind - doch lässt 

diese Regelung das Gebäude nicht zu einem bestehenden Gebäude werden, das 

heißt: Der Neubau wandelt sich nicht im Augenblick der Fertigstellung plötz-

lich in einen Bestandsbau. Das wäre widersinnig und würde zudem dazu führen, 

dass es keine Neubau-Ausweise im Sinne der EnEV gäbe (denn bei einer solchen 

Lesart wäre jeder fertiggestellte Neubau sofort ein Bestandsgebäude!). 

 

Vielmehr soll durch das Abstellen auf das „fertiggestellte Gebäude“ gewährleis-

tet werden, dass der Energieausweis die tatsächlichen Eigenschaften des Neu-

baus am Ende des Errichtungsprozesses abbildet. 

Gegenstand des Neubau-Energieausweises ist das Gebäude, wie es sich *nach 

komplettem Abschluss der Bauarbeiten darstellt und nicht ein Zwischenstand 

oder das geplante Gebäude*, da sich im Laufe des Errichtungsprozesses Ände-

rungen ergeben können, die Einfluss auf die energetische Qualität haben. 

 

Auch durch die Pflicht nach § 16 Absatz 1 Satz 3 EnEV, den Neubauausweis un-

verzüglich nach Fertigstellung ausstellen zu lassen, wird gesichert, dass es sich 

um *ein kurz zuvor fertiggestelltes Gebäude* handelt und nicht um ein Gebäude, 

dessen Fertigstellung lange zurück liegt. 

  

Fazit Wer ein neues Gebäude erbaut benötigt einen Energieausweis aufgrund der Ei-

genschaften des fertiggestellten Neubaus. Wer diese Ausweise ausstellt regelt 

das Baurecht des entsprechenden Bundeslandes in dem das Gebäude steht. 
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18.10.2017 

 

EnEV-online Dossier 

Kontrollierte Wohnungslüftung: Fluch oder Segen? 

 

Autorin und Redaktion: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT Austin, Freie Architektin 

in Stuttgart, seit 1999 Herausgeberin und Redaktion EnEV-online.de 

© Foto: Gina Sanders - Fotolia.com 

  

Kurzinfo Lüftungsanlagen unerwünscht: �Stimmt es, dass wir eine Lüftungsanlage instal-

lieren müssen wie unser Architekt/Fachplaner behauptet?� Diese Frage hören 

wir häufig von Bauherren und sanierungswilligen Eigentümern. EnEV-online rich-

tet sich zwar primär an Fachleute, doch über unser Kontaktformular erreichen 

uns auch viele Anfragen von interessierten Auftraggebern. 

Uns fiel auf, dass immer wieder der Wunsch auftaucht, möglichst KEINE Lüf-

tungsanlage im Haus oder Wohnung zu installieren, bzw. die Frage ob eine Lüf-

tungsanlage nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) verpflichtend sei.  

 Lüftungsanlagen in der Kritik: Auch in relevanten Internet-Foren klagen Be-

troffene mit Wohnungslüftungen über Lärmbelästigung durch die Lüfter, über 

Schimmelbildung, dass durch die Lüftungsöffnungen Feuchtigkeit von draußen 

zugeführt würde, dass man die Lüfter nicht abstellen könnte, usw. 

  

EnEV-online Umfrage 

 

Diese Problematik nahmen wir zum Anlass die wichtigsten Akteure zur kontrol-

lierte Wohnungslüftung um ihre Meinung zu fragen zu folgenden Problemen:  

1.  Was spricht dafür ein Haus oder eine Wohnung nicht nur manuell, son-

dern auch kontrolliert, über eine Lüftungsanlage zu belüften? 

2.  Welche negativen Aspekte der Wohnungslüftung durch technische Anla-

gen sind Ihnen bekannt und welche Lösungen bieten sich an? 

3.  Wie schätzen Sie die künftigen Entwicklungen ein? 

4.  Welche weiteren Aspekte finden Sie von Interesse in diesem Kontext? 

  

Antworten Auf der nächsten Seite finden Sie eine Übersicht der Unternehmen aus denen  

Experten stammen, die auf unsere Fragen geantwortet haben. 

Lesen Sie auf den darauffolgenden Seiten die Antworten der Experten. 

 

Rechtlicher Hinweis: Wir weisen darauf hin, dass die nachfolgend veröffentlich-

ten Beiträge die fachliche, bzw. persönliche Meinung der jeweiligen Verfasser 

wiedergeben. Wir machen uns die Inhalte dieser Beiträge nicht zu Eigen. 

Dossier noch offen 

 

 

Wenn Sie auch daran interessiert sind auf unsere Fragen zu antworten - 

 kontaktieren Sie uns über unser Formular in EnEV-online! 
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 Übersicht Experten-Antworten Seite 

   

Bauherren BSB Bauherren-Schutzbund e.V., Berlin  

VPB Verband Privater Bauherren e.V., Berlin 

 3 

 4 

   

Planer, Berater AB-Ingenieure, Eggebek 

Airmetic – Büro für Bauphysik, Wehr 

Apleona GVS GmbH, Düsseldorf 

e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

G-TEC Ingenieure GmbH, Siegen 

Herz & Lang GmbH, Weitnau 

Ingenieurbüro für Energie- und Abgastechnik, Baumholder 

proKlima – Der enercity-Fonds, Hannover 

Ramstötter Dinkelmeyer Architekten GmbH, Nürnberg 

 5 

 6 

 7 

 8 

 9 

10 

11 

12 

13 

   

Forschung und Lehre Univ. Stuttgart, Institut für GebäudeEnergietechnik, IGW, Stuttgart 14 

Fertighaus-Anbieter WeberHaus GmbH & Co. KG, Rheinau-Linx 15 

   

Industrieverbände BDH Bundesverband der Deutschen Heizungsindustrie, Köln 

BTGA Bundesindustrieverband Technische Gebäudeausrüstung, Bonn 

BVB Bundesvereinigung Bauwirtschaft  

FGK Fachverband Gebäude-Klima e. V., Bietigheim-Bissingen 

VFE Verband Fensterautomation und Entrauchung, Frankfurt am Main 

VFW Bundesverband für Wohnungslüftung e.V., Frankfurt am Main 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

   

Lüftungs-Hersteller Adhesive AG, Frauenfeld, Schweiz 

AEREX HaustechnikSysteme GmbH /  

MAICO Ventilatoren, Villingen-Schwenningen 

ait-deutschland GmbH, Kasendorf 

Bera.Energiesysteme, Ebersbach-Roßwälden 

Bosch Thermotechnik GmbH, Buderus Deutschland, Wetzlar 

Erlus Aktiengesellschaft, Neufahrn/NB 

Freudenberg Filtration Technologies SE & Co. KG, Weinheim 

getAir GmbH & Co. KG, Mönchengladbach 

NEU: inVENTer GmbH, Löberschütz 

LIMOT GmbH & Co. KG Lüftungstechnik, Bad Mergentheim 

Meltem Wärmerückgewinnung GmbH & Co. KG, Alling bei München 

REGEL-air Becks GmbH & Co. KG, Geldern 

Renson Ventilation, Waregem, Belgien 

Swegon Germany GmbH, Garching-Hochbrück 

Systemair GmbH, Windischbuch 

Vallox GmbH, Dießen 

Zehner Group Deutschland GmbH, Lahr 

22 

23 
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31 

32 
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34 

35 

36 
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BSB Bauherren-Schutzbund e.V., www.bsb-ev.de  

 
Andreas May 
Dipl.-Ing., Bauherrenbe-
rater (Region München) 
und 2. Vorsitzender des 
Bauherren-Schutzbundes 
e.V., Berlin 
www.bsb-ev.de  
© Foto: BSB 
 

Bei Neubauten und sanierten Altbauten wird 
auf Grund energetischer Anforderungen auf 
eine dichte Gebäudehülle geachtet. Der er-
forderliche Mindestluftwechsel erfolgt dann 
nicht mehr über Undichtigkeiten im Gebäude, 
sondern muss gezielt herbeigeführt werden.  
 
Theoretisch kann eine Fensterlüftung den 
erforderlichen Luftwechsel erreichen. In der 
Praxis wird dies jedoch durch Einschränkun-
gen, wie berufsbedingte längere Abwesenheit 
oder ungünstige physikalische Rahmenbedin-
gungen nicht erreicht.  
 
Mit einer Lüftungsanlage kann der notwendige 
Mindestluftwechsel zum Abtransport der 
Feuchtigkeit und Schutz der Bauteile gewähr-
leistet werden. Weiterer Vorteil ist die Mög-
lichkeit zur Wärmerückgewinnung durch den 
Einsatz von Wärmetauschern. Zudem erlaubt 
sie einen kontinuierlichen Luftwechsel, wenn 
die Fenster wegen äußerer Lärmbelastung 
nicht geöffnet werden sollen. Allergiker profi-
tieren zudem von Feinstaub- und Pollenfilter, 
die eine ständige Frischluftzufuhr ohne Belas-
tungen herbeiführen. 
 

Eine unvollständig oder fehlende Planung 
verursacht häufig eine störende Leitungsfüh-
rung oder ungünstige Montageorte von Luft-
auslässen. Zudem können bei Lüftungsanlagen 
aufgrund unzureichender Rohrdimensionen 
und Auslassquerschnitten Strömungsgeräusche 
und Zuglufterscheinungen auftreten. Fehler-
haft eingestellte Lüftungsanlagen verursachen 
neben Schallbelastungen in den Räumen auch 
erhöhte Betriebskosten und Zuglufterschei-
nungen. 
 
Mit der richtigen Planung und der korrekten 
Ausführung der Leitungsanlage und der Inbe-
triebnahme durch qualifizierte Fachfirmen 
mit Einstellung der Volumenströme und Ein-
weisung der Nutzer lassen sich derartige Prob-
leme verhindern.  
 
Während der Bauzeit ist darauf zu achten, 
dass die Leitungen gegen den Eintrag von 
Schmutz und Fremdkörpern fortlaufend ge-
schützt werden und vor der Übergabe an den 
Nutzer eine Reinigung der Leitungsführungen 
erfolgt. 

Der Trend auf den Baustellen geht 
in Richtung maschineller Entlüf-
tung. Bei den zumeist selbstge-
nutzten Ein- und Zweifamilienhäu-
sern werden häufig Einzellüfter 
eingesetzt - nicht zuletzt aus Kos-
tengründen. Dagegen setzen im-
mer mehr Bauträger im Geschoss-
wohnungsbau auf zentrale Lüf-
tungsanlagen. Sie setzen den für 
die Hygiene und zum Feuchte-
schutz erforderlichen Mindestluft-
wechsel automatisch und ohne 
Einflussmöglichkeit des Nutzers 
um. Die Bewohner der Geschoss-
wohnungen haben keinen Einfluss 
darauf, ob die zentrale Lüftungs-
anlage betrieben wird oder nicht. 
Sie können nur noch über die In-
tensität der Lüftung entscheiden.  
 
Es ist davon auszugehen, dass 
künftig bei allen Neubauten und 
Sanierungen Lüftungsanlagen zum 
Einsatz kommen werden, die über 
eine einfache Grundsteuerung den 
erforderlichen Mindestluftwechsel 
sicherstellen und unbeabsichtigte 
Fehlverhalten der Nutzer selbst-
ständig ausgleichen. 

Der Markt an Lüftungsanlagen ist 
so vielfältig, dass Baulaien und 
angehende Bauherren oft nicht 
einschätzen können, welche der 
angebotenen Varianten für sie 
die optimale Lösung darstellt.  
 
Eine Akzeptanz in breiten Nut-
zerkreisen wird sich nur einstel-
len, wenn die Anlagen zur Zufrie-
denheit der Nutzer ausgelegt 
werden und zuverlässig, wir-
kungsvoll und störungsfrei arbei-
ten. Der wichtigste Ansatzpunkt 
ist somit eine qualifizierte Bera-
tung und Planung vor der Ausfüh-
rung der Anlagen. 
 
Fast genauso wichtig ist eine 
einfache Bedienbarkeit der Lüf-
tungsanlage. Komplexe Systeme 
mit vielen Abhängigkeiten und 
Schnittstellen bergen das Risiko 
einer unerkannten Fehlfunktion. 
Besser wären Anlagen, die ein-
fach einzustellen sind und bei 
denen Unterhaltsarbeiten, wie 
der Wechsel des Filters und die 
Reinigung der Kanäle, mit weni-
gen Handgriffen zu bewältigen 
sind. 
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VPB Verband Privater Bauherren e.V., www.vpb.de 

 
Corinna Merzyn 
Dipl.-Ing., Haupt-
geschäftsführerin, VPB 
Verband privater  
Bauherren e.V., Berlin, 
www.vpb.de 
© Foto: VPB 
 

Bei immer dichteren Gebäuden und immer 
mehr Menschen, die tagsüber nicht zu Hause 
sind und regelmäßig lüften können, wird die 
nutzerunabhängige Lüftung irgendwann tech-
nisch unvermeidbar. 

Im Schlüsselfertigbau beobachten wir zuneh-
mend Ketten von Subunternehmern mit immer 
schlechter qualifizierteren Mitarbeitern. Beim 
Anlageneinbau kommt es zu Abweichungen 
von der teils mangelhaften Planung. Bei unse-
ren bundesweiten Baustellenbegehungen 
beobachten wir: Eingebaut werden oft fal-
sches Material und falsche Querschnitte, weil 
das richtige Material gerade nicht verfügbar 
ist. Auf vielen Baustellen wird improvisiert, 
Hygiene und Maßnahmen zur Schallentkoppe-
lung werden nicht eingehalten. Damit ist die 
Anlage mangelhaft, Folgen sind verunreinigte 
Luft, unzureichende Leistung, störender 
Schall. Ein Problem ist auch die fehlende 
Einweisung der Bewohner. Folglich werden 
Anlagen falsch genutzt und schlecht gewartet; 
daraus resultieren dann oft Schadstoffproble-
me. Generell beobachten wir im Betrieb zu 
trockene Raumluft, die verstärkt zu Gesund-
heitsbeschwerden führt. Nötig sind: Bessere 
Qualifikation der Firmen bei Einfamilienhaus-
baustellen und ordentliche Einweisung der 
Bewohner! 
 

Lüftungsanlagen werden mit im-
mer höheren energetischen Anfor-
derungen zunehmend unentbehr-
lich. Robuste und fehlertolerante 
Technik ist insofern gerade für 
private Bauherren dringend nötig. 
Auch ein Aspekt der stetig steigen-
den Baukosten, die vor allem 
durch den immer höheren Anteil 
der Haustechnik hervorgerufen 
wird, sollte nicht auf die leichte 
Schulter genommen werden. Tech-
nisch ist fast alles machbar, pra-
xisgerecht muss es teilweise erst 
noch werden. 

Die moderne Technik krankt an 
ihrer eigenen Komplexität. Sie ist 
hochentwickelt, dabei teuer und 
oftmals wenig fehlertolerant und 
benutzerfreundlich. Wir brauchen 
dringend robustere und einfache-
re Technik! Zum einen, damit die 
Baukosten nicht ständig weiter 
steigen und zum anderen, damit 
die Anlagen im Betrieb verlässli-
cher laufen und weniger störan-
fällig sind. Hinzu kommt: Bauher-
ren und Bewohner müssen in der 
Lage sein, die Anlagen zu kon-
trollieren und zu warten. Nie-
mand hat Lust – und es ist ihm 
auch nicht zuzumuten – bei jeder 
Kleinigkeit erst eine dicke Ge-
brauchsanweisung zu studieren, 
bevor er lüften kann.  
Dringend nötig ist auch die sys-
tematische Schulung aller Fir-
men, die Lüftungsanlagen ein-
bauen (dürfen). Auch die Schu-
lung der Subunternehmer im 
Schlüsselfertigbau ist unverzicht-
bar! 
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AB-Ingenieure, Eggebek, www.ab-ingenieure.de  

 
Stefan Reichardt  
Dipl.-Bauingenieur (FH) 
Inhaber AB-Ingenieure, 
Eggebek, www.ab-
ingenieure.de  
© Foto: Reichardt 
 

Bei kleinen Wohneinheiten kann der Einbau 
einer Lüftungsanlage sinnvoll sein, nach Prü-
fung der bauphysikalischen Randbedingungen, 
siehe Beiträge von Oster / Bredemeyer. 
Den Fachleuten, die Lüftungsanlagen empfeh-
len, würde ich gerne folgende Fragen stellen: 
 Warum raten Sie potentiellen Bauherren 

zum Einbau einer Lüftungsanlage? 
 Wie beraten Sie die Bauherren und welche 

bauphysikalischen Nachweise führen Sie, 
wenn KEINE Lüftungsanlage in einem 
Wohnhausneubau oder Altbausanierung 
eingebaut wird? 

 Welche Normen legen Sie zugrunde, wenn 
Sie Nachweise zur Erforderlichkeit lüf-
tungstechnischer Maßnahmen erbringen? 

 Ist die DIN 1946-6 Ihrer Meinung nach eine 
allgemein anerkannte Regel der Technik? 

 Liefert die Feststellung der Notwendigkeit 
lüftungstechnischer Maßnahmen gemäß 
DIN 1946-6 realitätsnahe Ergebnisse und 
aus welchen Gründen?  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu den Problemen in Verbindung mit Lüf-
tungsanlagen in Wohngebäuden zählen: 
 Hohe Kosten, 

 lange Amortisationszeiten, 

 Geräusche, 

 die Abneigung der Bauherren gegen Lüf-
tungsanlagen. 

Als Lösung bietet sich die Fensterlüftung an. 
Bauherren würde ich folgende Fragen stellen: 
 Warum möchten Sie eine bzw. keine Lüf-

tungsanlage in Ihrem Neubau einbauen? 
 Woher stammen Ihre Informationen zur 

kontrollierten Lüftung über eine Lüf-
tungsanlage? (Internet, Architekten, In-
genieure, Heizungsbauer, …) 

 Glauben Sie, dass der Einbau einer Lüf-
tungsanlage in einem Neubau gesetzlich 
vorgeschrieben ist? 

 Glauben Sie, dass ein Neubau über Fens-
terlüftung (also ohne Lüftungsanalage) 
noch ausreichend belüftet werden kann? 
 

Der Anteil der "Lüftungsanlagen-
Befürworter" und der "Lüftungsan-
lagen-Verweigerer" wird gleich-
bleibend sein. 
Die Industrie wird weiterhin versu-
chen - auch über die DIN 1946-6 - 
zu suggerieren, dass der Einbau 
von Lüftungsanlage im Neubau 
zwingend erforderlich sei. 

Die Aufklärung der Bauherren ist 
von größter Bedeutung.  
 
Alternative Berechnung zur DIN 
1946-6 (Raumlufttechnik - Teil 6: 
Lüftung von Wohnungen - Allge-
meine Anforderungen, Anforde-
rungen zur Bemessung, Ausfüh-
rung und Kennzeichnung, Über-
gabe/Übernahme (Abnahme) und 
Instandhaltung), beispielsweise 
nach  DIN EN 15242 (Lüftung von 
Gebäuden - Berechnungsverfah-
ren zur Bestimmung der Luftvo-
lumenströme in Gebäuden ein-
schließlich Infiltration). 
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AIRMETIC - Büro für Bauphysik, www.airmetic.eu  

 
Ulf Simon 
Dipl. Ing. (FH), AIRMETIC 
Büro für Bauphysik, 
Wehr, www.airmetic.eu  
© Foto: Airmetic 
 

Für die kontrollierte Wohnungslüftung spricht 
die Sicherstellung des hygienisch erforderli-
chen Mindestluftwechsels auch bei suboptima-
lem Nutzerverhalten.  
 
Insofern erhöht sich insbesondere bei un- oder 
teilsanierten Altbauten auch Sicherheit vor 
Schimmelbildung. 
 
Aus energetischer Sicht reduzieren sich die 
Lüftungswärmeverluste. 

Die meisten der negativen Aspekte, die im 
Vorspann der Fragestellung genannt wurden, 
lassen sich durch angemessene Planung, Aus-
führung und Wartung der Lüftungsanlage (ein-
schließlich zugehöriger Steuerungselektronik) 
beheben.  
 
Eine Ausnahme bildet die manuelle Schaltbar-
keit. Diese ist aber meines Erachtens bei einer 
vernünftig ausgelegten Anlage auch nicht 
erforderlich. 

Die künftige Entwicklung wird 
unverändert weitergehen, da bei 
Endkunden ein zumeist hoch be-
wertetes Halbwissen vorherrscht, 
und in der Presse (ausgenommen 
wenige Fachzeitschriften und Fo-
ren) das Motto gilt "only bad news 
are good news" (übersetzt: Nur 
schlechte Nachrichten sind „gute“ 
Nachrichten!).  
Die Diskussion hat sich längst von 
sachlichen Grundlagen entfernt, 
und diejenigen, die Überzeugungs-
arbeit leisten könnten, sind oft aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht 
daran interessiert, wie Bauträger 
oder manche Architekten. Fach-
planer haben nur selten direkten 
Kontakt zum Bauherrn. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Einsatz von Lüftungsanlagen 
im Altbestand, auch denkmalge-
schützt, ist ein sehr interessanter 
Aspekt zum schadensfreien Erhalt 
der Bausubstanz, unabhängig von 
energetischen Aspekten. 
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Apleona GVA GmbH, www.realestate.apleona.com  

 
Dr. Eike Musall  
Architekt AKNW, Senior 
Advisor, Apleona GVA 
GmbH, Düsseldorf, www. 
realestate.apleona.com  
© Foto: Eike Musall 
 

Für eine kontrollierte Wohnungslüftung spre-
chen folgende Argumente: 

 Ständig frische Luft, je nach System übli-
cherweise sehr allergiker-freundlich da 
ohne Pollenbelastung dank Pollenfilter,  

 Option zur Lüftung ohne großen Wärme-
verlust bei Einsatz von Wärmerückgewin-
nung,  

 Vermeidung von Schimmelproblemen 
durch ständiges Entziehen der Feuchtig-
keit aus den Innenräumen. 

In Winterzeiten kann die Zufuhr von Außenluft 
über Lüftungskompaktgeräte mitunter zu sehr 
trockener Luft im Innern führen.  
 
Ein feuchteregulierender Betrieb der Lüf-
tungsanlage, partielles Ausschalten der Zu-
luftanlage oder - in Ausnahme - zusätzlich 
Befeuchter, schaffen hier Abhilfe. 

Das Angebot an verschiedenen 
zentralen und dezentralen Syste-
men zur maschinellen und kontrol-
lierten Raumlüftung ist in den 
letzten Jahren enorm gewachsen 
und die Systeme haben sich stark 
weiterentwickelt.  
Besonders dezentrale Systeme 
haben sich entwickelt und bieten 
sich zum Nachrüsten während 
einer Sanierung an. Hierbei ist 
auch die Vernetzung verschiedener 
dezentraler Anlagen, deren Kom-
munikation über beispielsweise W-
LAN und die Option der Wärme-
rückgewinnung in dezentralen 
(Nachrüst-)Systemen zu nennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Besonders der Aspekt der ange-
sprochenen Nachrüstsystem für 
Bestandsgebäude ist interessant, 
da hiermit das Problem mangeln-
der Entfeuchtung nach Sanierung 
und höherer Luftdichtheit ange-
gangen werden kann.  
 
Wichtig bei dezentralen Syste-
men ist die Gestaltung der Anla-
gen und Komponenten wie bei-
spielsweise Auslässen bzw. die 
Gestaltbarkeit von Fassaden und 
Innenwandflächen. 
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e&u energiebüro gmbh, www.eundu-online.de 

 
Michael Brieden-Segler 
Geschäftsführer, e&u 
energiebüro gmbh,  
Bielefeld 
www.eundu-online.de 
© Foto: e&u energiebüro 

Häuser müssen dicht gebaut werden. Dies hat 
einerseits den Grund, unerwünschte Energie-
verluste durch Undichtheiten zu vermeiden. 
Andererseits können an undichten Stellen 
Bauschäden entstehen, wenn feuchte Innen-
luft in das Bauteil eindringt, dort abkühlt und 
es zu Kondensation von Wasser kommen kann. 
In der Regel kann durch Fensterlüftung eine 
bedarfsgerechte Lüftung nicht gewährleistet 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn tags-
über niemand zu Hause ist. Daher ist eine 
kontrollierte Wohnungslüftung geeignet, eine 
Mindestlüftung sicherzustellen. Voraussetzung 
ist eine richtige Planung und ein gute Einwei-
sung der Nutzer, damit diese die Anlage auch 
richtig bedienen können. 

In Einfamilienhäusern gibt es kaum Probleme. 
Hier sind die Reaktionen nach meiner Erfah-
rung fast ausschließlich positiv. In Mehrfamili-
enhäusern werden die Nutzer oft nicht richtig 
eingewiesen und können dann die Anlagen 
nicht richtig bedienen und stellen nicht selten 
die Anlagen ab. Teilweise werden die Erstmie-
ter noch eingewiesen, spätere Mieter aber 
nicht mehr. Beachtet werden muss, dass die 
Anlagen regelmäßig gewartet und gereinigt 
werden müssen. gerade in Mehrfamilienhäu-
sern unterbleibt dies hufig. 

Niemand will mehr in zugigen 
Wohnungen wohnen. Mit der Ab-
dichtung von Gebäuden entfällt 
aber die Lüftung durch Undichthei-
ten, was bei zu geringer Lüftung zu 
Schimmelbildung führen kann. 
Wohnungslüftungsanlagen beugen 
dem vor, indem sie einen ausrei-
chenden Mindestluftwechsel si-
cherstellen. Damit dürfte sowohl 
bei Neubauten als auch bei Sanie-
rungen der Anteil der Wohnungen 
mit Lüftungsanlagen zukünftig 
steigen.  

Vielen Menschen sind die Zusam-
menhänge von Lüftung und 
Raumluftfeuchte nicht bekannt. 
So ist die Behauptung, Lüftungs-
anlagen würden im Winter feuch-
te Außenluft in die Räume brin-
gen, physikalisch falsch, da kalte 
Außenluft wenig Wasser enthält, 
auch wenn die relative Luft-
feuchte hoch ist. Damit führt ein 
zu hoher Luftwechsel im Winter 
zum Austrocknen der Räume und 
damit gerade nicht zu Schimmel-
bildung. Diese Zusammenhänge 
müssen verstärkt bekannt ge-
macht werden, da ansonsten 
Gerüchte - sogenannte „fake-
news“ - die Runde machen. Wich-
tig ist aber auch eine richtige 
Planung und Auslegung der Anla-
gen, um beispielsweise Lärmbe-
lästigungen zu vermeiden. 
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G-TEC Ingenieure GmbH, www.gtec.de   

 
Marco Koch 
Fachbereich Konzepte, 
G-TEC Ingenieure GmbH, 
Siegen, www.gtec.de  
© Foto: G-TEC Ingenieure 
 

Für den langfristigen Schutz der Bausubstanz 
vor zu hohen Feuchtelasten (Werterhalt) und 
der Gesundheit der Nutzer in Bezug auf Luft-
qualität (CO2), Schadstoffen (Materialien, 
Einrichtungen) ist die kontrollierter Lüftung 
besonders geeignet. Die Dichtheit von heuti-
gen Gebäudeenergiestandards und die einge-
schränkten Möglichkeiten der Nutzer eine 
manuelle Lüftung kontinuierlich sicherzustel-
len, erfordern unterstützende Systeme. 
 
Bei starken Umwelteinflüssen von außen - wie  
Schalleinwirkung, Sonneneinstrahlung, Pollen-
zeit oder Lüftung im Winter - steht durch die 
kontrollierte Lüftung weiterhin Frischluft und 
Behaglichkeit für die Bewohner bereit.  
Nach warmen Sommertagen und kühleren 
Nächten lässt sich das Gebäude auf angeneh-
mere Temperaturen absenken und beugt so-
mit zusätzlich einer Überhitzung vor. Mit Blick 
auf den Einbruchschutz sind diese Ziele mit 
der Fensterlüftung nicht mehr erreichbar. 
Im Sinne des Klimaschutzes bietet die Nutzung 
von kontrollierter Lüftung mit Wärmerückge-
winnung einen sinnvollen und zudem wirt-
schaftlichen Beitrag. 

Häufig werden Probleme in Verbindung mit 
Lärm-, Geruch, Hygiene, Behaglichkeit oder 
erhöhte Betriebskosten genannt, die gegen 
eine kontrollierte Lüftung sprechen. Dabei ist 
nicht die Lüftungsanlage grundsätzlich die 
Ursache, sondern eher häufig die verwende-
ten oder zum Teil unzureichend gewählten 
Lüftungskomponenten, wie Schalldämpfer, 
Filtereinheiten oder Luftauslässe. 
 
Bei der Betrachtung von Betriebskosten - 
insbesondere der Energiekosten - ist zudem 
entscheidend, dass neben dem Strombedarf 
auch der reduzierte Wärmebedarf durch 
Wärmerückgewinnung zu berücksichtigen ist. 
Wartung, Instandhaltung und Reinigung sind 
erforderlich und nicht zu vernachlässigen, um 
Komfort und Behaglichkeitsempfinden beibe-
halten zu können. 
 
Bedarfsgerechte Regelung ist sinnvoll und 
notwendig bezüglich der Luftqualität, –
menge, und -feuchtigkeit. Manuelle Eingriffs-
möglichkeiten und Bedürfnisse sollten aber 
ebenfalls berücksichtigt werden, unabhängig 
von Eigennutzung oder Mietersituation. 

Planer und Fachunternehmer si-
chern sich zunehmend aus bau-
rechtlicher Sicht ab, sofern eine 
manuelle Lüftung zum Tragen 
kommt. Das Risiko von Feuchte-
schäden liegt zunehmend bei den 
Bauherren. Allerdings ist zu erken-
nen, dass die Notwendigkeit und 
Akzeptanz der kontrollierten Lüf-
tung bei Bauherren und Nutzern 
auf der anderen Seite steigt, da 
die Zusammenhänge und Abhän-
gigkeiten bei Sanierung und Neu-
bau ins Bewusstsein gelangen. 
 
Effizienzhäuser, Passivhäuser, 
Gesetze und Vorgaben wie der 
Entwurf für das möglicherweise 
kommende Gebäudeenergiegesetz 
fordern auch künftig ein niedriges 
Energieniveau und die Senkung von 
CO2-Emissionen und Primärener-
giebedarf, zu der die kontrollierte 
Lüftung mit Wärmerückgewinnung 
auch zukünftig einen wesentlichen 
Beitrag leisten wird. 
Regelungs- und Smart-Home-
Funktionen (Absenken, Vorbereiten 
usw.) gilt es weiterhin zu integrie-
ren, damit Gebäude bedarf- und 
nutzungsoptimiert sind und gleich-
zeitig funktional betrieben werden 
können. 

Im Zusammenhang mit Lüftungs-
anlagen wird häufig auch die 
Thematik der trockenen Luft im 
Winter genannt, die im Wesentli-
chen von der Luftfeuchte der 
Außenluft abhängt. 
Die Ursache trockener Luft (feh-
lende Feuchtigkeit) liegt jedoch 
auch in der Verwendung von 
Baumaterialien (beispielsweise 
im Trockenbau) mit abdichtender 
Wirkung der Oberflächen (Farben 
und Tapeten). Diese werden 
häufig aus Gründen der Kosten 
und der schnelleren Bauzeit ge-
wählt. Luftfeuchteregulierung 
mit stetiger Wasseraufnahme und 
–abgabe, angepasst an die Raum-
luft, ist dadurch meist nicht oder 
nur im geringen Maße möglich. 
Zur Einhaltung einer gesundheit-
lich empfohlenen Luftfeuchte 
stehen oft nur Pflanzen zur Ver-
fügung, die den Bedarf in der 
Regel nur anteilig decken kön-
nen. Befeuchtungsmöglichkeiten 
und Feuchterückgewinnung für 
Lüftungsanlagen werden deshalb 
immer wichtiger. 
Neben dem Einsatz geeigneter 
Bausubstanzen helfen auch intel-
ligente Regelungen jeglichem 
Bedarf gerecht zu werden. 
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Herz & Lang GmbH, www.herz-lang.de   
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führer, Herz & Lang 
GmbH, Weitnau, 
www.herz-lang.de    
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Bestandsgebäude sind in aller Regel nicht 
luftdicht (Fenster, Anschlüsse von Bauteilen, 
Dach, ...) das zeigt eine Vielzahl von Luft-
dichtheitsmessungen. Die Gebäude werden 
mit Temperaturen deutlich über 20 Grad 
Celsius (°C) beheizt. Daher ist die Grundlüf-
tung zur Schimmelvermeidung in den meisten 
Räumen „natürlich“ gewährleistet. Es reicht 
wenn die Räume beheizt und normal zwei- bis 
dreimal pro Tag belüftet werden.      
Moderne Gebäude sind in aller Regel wesent-
lich - um den Faktor 3 bis 10 - dichter, womit 
der Luftaustausch mit dieser üblichen manuel-
len Lüftung nicht mehr ausreichend funktio-
niert. Das Ergebnis ist eine höhere Raumluft-
feuchte und ein deutlich höherer CO2-Pegel, 
und damit eine wesentlich schlechtere Luft-
qualität im Raum.  
Um eine gute Luftqualität zu erreichen wären 
6 bis 8  Lüftungsintervalle pro Tag notwendig, 
was nur durch konsequente Lüftung (Querlüf-
tung,  NICHT gekippte Fenster) über den ge-
samten Tagesverlauf von 24 Stunden gewähr-
leistet werden kann. Sicher und komfortabel 
kann das nur über eine mechanische Lüf-
tungsanlage erreicht werden.  
Wir nennen diese Technik „Komfortlüftungs-
anlage“ da sie neben allen anderen Vorteilen 
eine vorher nicht gekannte Lebensqualität in 
geschlossenen, beheizten Räumen schafft. 
 
 
 
 

Negative Aspekte zur kontrollierten Lüftung 
ergeben sich ausschließlich dann, wenn an der 
qualifizierten Planung, Umsetzung, Einregulie-
rung und an der Qualität der Komponenten 
gespart wurde! 
 
Wer einfache und vor allem billige Lösungen 
sucht wird auch entsprechend unbefriedigen-
de Ergebnisse in der Nutzung erhalten.  
 
Die meisten dezentralen Geräte - und vor 
allem die in Fenstern integrierten Lüfter - 
liefern unbefriedigende Ergebnisse. Deshalb 
sollten sie nur in Ausnahmefällen eingesetzt 
werden, wenn wirklich nichts anderes möglich 
ist. 

Wir setzen seit Jahren Lüftungen 
im Wohn-, Gewebe-, Kommunal-, 
Alt- und Neubau ein. Vor allem 
unsere Bauherren bestätigen uns, 
dass die grundlegenden Aspekte 
der Energieeinsparung ihrer hoch-
effizienten Lüftungsgeräte und -
systeme in Passivhausqualität, 
vorher nicht gekannte Raumluft-
qualitäten (gute Luft, kein Schall 
und keine Zugluft) mit sich brin-
gen, die vorher nicht vorstellbar 
waren, da nicht bekannt!  
 
Ein modernes Gebäude ohne Kom-
fortlüftung ist für uns eine ver-
schenkte Chance nachhaltig Le-
bensqualität mit Klimaschutz zu 
vereinbaren. Insofern gehört sie 
zur Gegenwart unserer Gebäude 
und zur Zukunft aller regelmäßig 
beheizten Immobilien. 

Bauen und Sanieren ist ein kom-
plexer Vorgang. Die Anforderun-
gen an das Zusammenspiel der 
einzelnen Beteiligten und Kom-
ponenten unter der Überschrift 
„Integrale Planung und Ausfüh-
rung“ wird immer wichtiger für 
das Gelingen eines kostengünsti-
gen und nachhaltigen Konzeptes. 
 
Das Weglassen der mechanischen 
Lüftung, oder der Versuch dies 
durch einfachste Lösungen, allein 
mit Industrie und Handwerk zu 
suchen, ist für uns der falsche 
Weg, gerade weil wir wissen, 
welche Qualitätssteigerung durch 
Komfortlüftung im Wohnen und 
Arbeiten erreicht werden kann.   
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Ingenieurbüro für Energie- u. Abgastechnik, Baumholder 

 
Jochen Scherne 
Dipl.-Ing. (FH) VDI 
Schornsteinfegermeister 
Ingenieurbüro für Ener-
gie- und Abgastechnik, 
Baumholder, Technischer 
Berater der Schornstein-
feger-Handwerkskammer 
Rheinland-Pfalz 
© Foto: Jochen Scherne 
 

Im Zuge der aktuellen, gesetzlichen Forderun-
gen auf europäischer Ebene - Europäische 
Gebäuderichtlinie (EPBD) - und den daraus 
resultierenden nationalen Anforderungen 
(aktuell EnEV, zukünftig möglicherweise Ge-
bäudeEnergieGesetz GEG), wird es u.a. ohne 
effiziente Lüftungstechnik nicht möglich sein, 
die politisch festgeschriebenen Ziele für die 
Jahre 2020 und 2050 zu erreichen.  
 
In diesem Kontext ist auch zu sehen, dass bei 
einem nach EnEV 2016 errichteten Neubau 
bzw. bei einem  saniertem Bestandsgebäude, 
die Lüftungsanlage aus hygienischer Sicht 
zwingend notwendig ist: zum einen, um 
Feuchtelasten abzutransportieren und zum 
anderen, um Geruchsstoffe abzuführen die 
zwangsläufig aus den verwendeten Baumate-
rialien ausdiffundieren. 

Aus dem Blickwinkel des Schornsteinfegers, 
handelt es sich bei der Lüftungsanlage, um 
eine luftabsaugende Anlage, die zu Unter-
druck im Aufstellraum einer Feuerstätte füh-
ren kann. Unter Umständen kann es demnach 
zum Abgasaustritt in den Wohnraum kommen, 
was zwingend zu vermeiden ist, da hier auf-
grund von Kohlenmonoxid-Bestandteilen im 
Abgas Vergiftungsgefahr besteht.  
Entsprechend den Vorgaben aus der Feue-
rungsverordnung, ist diese Kombination nur in 
solchen Fällen erlaubt, wenn zugelassene 
Sicherheitseinrichtungen einen unzulässigen 
Unterdruck verhindern. Dies hat der bevoll-
mächtigte Schornsteinfeger, bei der baurecht-
lichen Abnahme und Freigabe einer Abgasan-
lage, auch mit zu bewerten. 
Am Markt gibt es diverse Sicherheitseinrich-
tungen in Form von Druckdosen, Fensterkon-
taktschaltern usw. Sinnvollerweise findet 
deshalb frühzeitig, noch in der Planungsphase 
des Neubaus oder der Sanierung, eine Ab-
stimmungsgespräch zwischen Bauherr, Planer 
und Schornsteinfeger statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wie bereits in der ersten Antwort 
weiter links angeführt, wird dieser 
Markt in den nächsten Jahren 
erheblich wachsen: zum einen, aus 
den aktuellen, gesetzlichen Forde-
rungen der EnEV bzw. des Erneu-
erbare-Energien-Wärmegesetzes 
(EEWärmeG), zum anderen, aus 
möglichen künftigen Forderungen 
des Gebäudeenergiegesetz (GEG).  
 
Mit der Festlegung des Niedrigs-
tenergie-Gebäudestandards, der 
laut EU-Vorgaben für neue Wohn-
gebäude ab 2021 vorgeschrieben 
sein muss, wird zwangsläufig die 
Nutzung effizienter Lüftungstech-
nik an Fahrt aufnehmen. 

Meines Erachtens ist es in der 
Praxis nicht mehr möglich auf 
den Einsatz effizienter Lüftungs-
technik zu verzichten und zwar 
aus folgenden Gründen: 
Aus Nutzersicht gilt es ein ange-
nehmes Raumklima aufrecht zu 
erhalten. 
Aus Energieberatersicht gilt es 
die gesetzlichen Standards der 
Energieeffizienz in Gebäuden 
sicherzustellen.  
 
Diese beiden Anforderungen 
parallel zu erfüllen den Nutzer 
für die entsprechende Technik zu 
sensibilisieren, wird in den 
nächsten Jahren Aufgabe aller 
Beteiligter sein. 
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proKlima - Der enercity-Fonds, www.proklima-hannover.de 
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Stellv. Leiterin der Ge-
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nover, www.proklima-
hannover.de 
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Mechanische Lüftungsanlagen  verbessern die 
Raumluftqualität, reduzieren Schadstoffkon-
zentrationen und beugen Schimmelpilz- und 
Feuchteschäden vor.   
Werden Geräte mit hocheffizienter Wärme-
rückgewinnung eingesetzt, lassen sich die 
Lüftungswärmeverluste um mindestens 75 
Prozent reduzieren.   
Die Stromeffizienz der Geräte hat sich in den 
letzten Jahren enorm verbessert. Feldmes-
sungen zeigen, dass sich mit einer Kilowatt-
stunde Strom 12 Kilowattstunden (kWh) Wär-
me zurückgewinnen lassen. 

Von selbstnutzenden Hausbesitzern erhalten 
wir aus der Betriebsphase ausgesprochen 
zufriedene Rückmeldungen.  Der Nutzen der 
Komfortlüftung ist erkannt und die Bewohner 
betreiben die Geräte nach ihren Wünschen 
und bewerten den Komfort einer kontinuier-
lich guten Luftqualität sehr positiv. 
 
Im vermieteten Geschosswohnungsbau stellen 
die vergleichsweise hohen Investitions- und 
Wartungskosten eine Herausforderung für die 
Wohnungsunternehmen dar, die in der Regel 
sowohl Investor als auch Anlagenbetreiber 
sind.  Bei Modernisierungen muss  Platz in den 
Wohnungen und ggf. für eine zusätzliche 
Technikzentrale gefunden werden. Unter-
schiedlichsten Mietern muss die Technik auf 
verständliche Art vermittelt werden.  Kosten-
reduzierte Komplettlösungen, die auch Pla-
nung und Service beinhalten, sind ein not-
wendiger Entwicklungsschritt für den ver-
stärkten Einsatz von Lüftungstechnik in Mehr-
familienhäusern. 

In den letzten Jahren ist eine Viel-
zahl neuer Gerätetypen und Pro-
dukte in den Markt gekommen, die 
die Geräteinstallation oder das 
Kanalnetz vereinfachen. Ein Bei-
spiel sind Verteilerkästen, die 
gleichzeitig als Telefonie-
Schalldämpfer wirken und Montage 
und Planung erheblich erleichtern. 
Der Trend zur Systemvereinfa-
chung wird sich weiter fortsetzen. 
Neben einer Erhöhung des Vorfer-
tigungsgrades  ist auch die Kombi-
nation mit anderen Energiespar-
maßnahmen  und die Minimierung 
oder der vollständige Verzicht auf 
das Kanalnetz ein Ziel von Neu-
entwicklungen. 
 
Für große Lüftungsanlagen wäre es 
wünschenswert, die Effizienz der 
Wärmerückgewinnung auf einfache 
Weise im Feld zu messen, um den 
Realbetrieb der Anlagen einzu-
schätzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der sommerliche Wärmeschutz in 
Wohnungen ist ein Thema, das an 
Bedeutung zunimmt.  
Durch natürliche Nachtlüftung 
kann der Sommerkomfort erheb-
lich verbessert werden.  
 
Fenster- und Lüftungshersteller 
könnten hierbei verstärkt koope-
rieren und Wissen austauschen.  
Entwicklungsziel ist, die Vorteile 
natürlicher Lüftung mit hohen 
Luftwechselraten im Sommer und 
die Vorteile der Wärmerückge-
winnung im Winter zu kombinie-
ren. 
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Ramstötter Dinkelmeyer Architekten GmbH, www.rdarchitekten.de  
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Luft und somit Sauerstoff ist das wichtigste 
Lebensmittel und Grundlage für unser Leben.  
 
Jeder Mensch kann ohne Essen 14 Tage, ohne 
Wasser drei Tage, ohne Luft jedoch nur ein 
paar Minuten überleben. Wir halten uns zu 90 
Prozent in geschlossenen Gebäuden auf, 
hauptsächlich in der eigenen Wohnung oder 
Haus. Vor allem nachts kann keiner regelmä-
ßig lüften. Dies ist aber wichtig da vor allem 
nachts im geschlossenen Schlafzimmer nach 
ein paar Stunden die Konzentration an CO2 zu 
hoch und somit gesundheitsschädlich ist. Die 
Luft, welche durch das Nervengift CO2 ange-
reichert ist, schadet dem Menschen. Dies 
äußert sich durch Kopfschmerzen und Unwohl-
sein. Jeder der neu baut oder saniert sollte 
die Chance nutzen eine Lüftungsanlage zu 
installieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bis auf den Aufwand, die Anlage regelmäßig 
zu warten und den Filter zu tauschen sind mir 
keine negativen Aspekte bekannt. Diese Aus-
sage bezieht sich jedoch nur auf zentrale 
Lüftungsanlagen. Bei den dezentralen Anlagen 
kommen noch Lärmbelästigung und Feuchte-
eintrag durch die Wandöffnungen hinzu. 

Es werden immer mehr Lüftungs-
anlagen verbaut werden, da die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) 
und die KfW-Förderbank die ent-
sprechenden Regularien verschär-
fen. Trotzdem gibt es stets Gegner 
und stets eine Möglichkeit aus 
rechtlichen Erwägungen auf die 
Lüftungsanlage zu verzichten. 
Sinnvoll ist dies natürlich nicht. 

Wichtig für den Endkunden ist die 
Definition des Nutzerwunsches 
sowie einen Vergleich der ver-
schiedenen Systeme zu beden-
ken. Man muss die Lüftung nicht 
kategorisch ablehnen. Es gibt 
verschiedene Systeme die alle 
ihre Vor- und Nachteile haben: 
zentrale Abluftanlagen, dezent-
rale Anlage mit Wärmerückge-
winnung (WRG), zentrale Anlage 
mit WRG. 
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Universität Stuttgart, Institut für GebäudeEnergietechnik IGE, www.ige.uni-stuttgart.de 

 
Konstantinos Stergiar-
opoulos, Prof. Dr.-Ing. 
Universität Stuttgart, 
Institut für Gebäude-
Energetik, Stuttgart  
www.ige.uni-stuttgart.de 
© Foto: IGE 

Die in der Energieeinsparverordnung (EnEV) 
geforderten dichten Fenster und die dichtere 
Bauweise verhindern nahezu den Luftwechsel 
durch Fensterfugen und sonstigen Undichtig-
keiten der Raumumschließungsflächen. In 
Wohnräumen herrscht zeitweise aufgrund der 
ungenügenden Lüftung ein lufthygienisch und 
bauphysikalisch mangelhafter Luftzustand.  
Die Fensterlüftung löst dieses Problem nicht, 
denn sie ist nicht nur abhängig von den physi-
kalischen Antriebskräften, sondern auch vom 
richtig dosierten Beitrag des Nutzers. Die 
richtige Dosierung wird in den meisten Fällen 
nicht erwirkt. Grund hierfür ist das Nutzer-
verhalten, das sich diesen Randbedingungen 
nur teilweise angepasst hat. Wobei der Nutzer 
nicht schuldhaft handelt, denn er besitzt 
nicht die Sensoren, um zu erkennen, dass er 
sich in einem Raum mit lufthygienisch man-
gelhaftem Luftzustand befindet. 
Für eine kontrollierte Lüftung sprechen: 

 Substanzschutz bei Fremdnutzung, bei-
spielsweise durch Vermietung, 

 Hygiene: Abfuhr von Feuchtelast, 

 Unabhängigkeit vom Nutzerverhalten, 

 Feuchteschutz auch während der Abwe-
senheit. 

 
 
 
 
 
 
 

Es werden folgende negative Aspekte in Zu-
sammenhang mit der maschinellen Lüftung in 
Foren etc. diskutiert: 

 Akustik / Schall,  

 Hygiene der Lüftungsrohre,  

 hohe Betriebskosten, 

 Zugluft.  
 
Diese Aspekte sind letztlich auf eine ungenü-
gende Planung oder Ausführung zurück zu 
führen. Schallemissionen entstehen durch zu 
hohe Luftgeschwindigkeiten in Lüftungsrohren 
oder Luftdurchlässen. Mit der richtigen Wahl 
der Rohrdimensionen und der Luftdurchlass-
querschnitte können sie minimiert werden, so 
dass Strömungsrauschen und Zuglufterschei-
nungen nicht entstehen können. Geringe Luft-
geschwindigkeiten führen auch zu geringen 
Druckabfällen und somit auch zu geringerer 
Antriebsleistung für die Ventilatoren und 
niedrigeren Betriebskosten. Bei den Luft-
durchlässen sollte der Einbauort mit dem 
Nutzer und Architekt abgestimmt werden. 

Die Akzeptanz der maschinellen 
Lüftung hängt von der Qualität der 
Installationen ab. Wenn Handwer-
ker und Planer die notwendige 
Qualität liefern, werden wir wei-
terhin eine Marktdurchdringung bei 
Neu- und Bestandsbauten sehen. 
Technologisch wird es zu einer 
weiteren Ausweitung der Bedarfs-
regelung der Luftvolumenströme 
kommen. Mit den bereits vorhan-
denen Sensoren und die informati-
onstechnische Vernetzung im 
Wohnbereich ist das technisch 
machbar. 

Durch die maschinelle Wohnungs-
lüftung ist es möglich, einen 
luftdichten Raum gezielt mit 
guter Raumluftqualität herzustel-
len. Es entsteht ein kontinuierli-
cher Luftaustausch. Zudem ist es 
möglich, die Wärme der Abluft 
mit einem Wärmerückgewinner 
zur Vorwärmung der Außenluft zu 
nutzen und damit den Bedarf an 
Heizenergie zu minimieren. 
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Sehr viel spricht für eine kontrollierte Wohn-
raumlüftung (KWL): Die Luft wird vollautoma-
tisch, nutzerunabhängig und kontinuierlich 
erneuert, ohne Fenster öffnen zu müssen. Die 
Bewohner sind gegen Außenlärm geschützt 
und die Sicherheit wird erhöht. Gekippte 
Fenster laden oft ungebetene Gäste ein.  
 
Reine Fensterlüftung bedeutet alle zwei Stun-
den für 5 bis 10 Minuten Stoßlüften. Doch 
auch im Winter möchte man den gleichen 
Komfort einer KWL genießen. Dies hat signifi-
kante Energieverluste zur Folge, während eine 
KWL mit Wärmerückgewinnung von über 80 
Prozent als echter Energieturbo wirken kann. 
 
Der Luftwechsel über eine kontrollierte Be- 
und Entlüftung findet kontrolliert und nicht 
zufällig statt. Bei bestimmten Wetterlagen 
kommt es über Fensterlüftung gar nicht zu 
einem bedarfsgerechten Luftaustausch. Eine 
Lüftungsanlage verhindert ebenfalls, dass die 
Luft von den Nassräumen in den Wohn- und 
Schlafbereich strömt. Auch Allergiker können 
dank dem Einsatz von Pollenfiltern in der 
Lüftungsanlage frei aufatmen. 

Die Norm DIN 1946-6 fordert, dass in Wohnge-
bäuden durch nutzerunabhängige Belüftung 
mindestens der Feuchteschutz sichergestellt 
wird. Eine KWL sorgt nicht nur für frische und 
gefilterte Luft, sondern auch für das Einhalten 
eines gesunden Feuchtegehalts im Haus.   
Nutzerunabhängig bedeutet, dass der not-
wendige Luftaustausch - auch wenn keine 
Bewohner im Haus sind - gesichert sein muss.  
 
Der Einbau von qualitativ hochwertigen, zent-
ralen Lüftungssystemen ist eine bewährte 
Lösung: Ein solches schallentkoppeltes System 
verhindert auch, dass in jedem Raum dezent-
rale Elemente mit geringen Lärmpegel zum 
Einsatz kommen. Insbesondere in den Schlaf-
räumen spielt dies eine wichtige Rolle. 
 
Dabei können verschiedene Lüfterstufen ma-
nuell oder vollautomatisch und komfortabel in 
Abhängigkeit von Luftfeuchte und Luftqualität 
gewählt werden. Ein „Sommerbypass“ sorgt 
dafür, dass im Sommer die kühlende Nachtluft 
am Wärmetauscher vorbei direkt in die Innen-
räume gelangt und für Abkühlung sorgt. 

Die kontrollierte Wohnraumlüftung 
wird sich durchsetzen, nicht allein 
wegen zu erfüllender Normen, 
sondern insbesondere wegen des 
Komforts, der deutlichen Erhöhung 
der Luftqualität in den Räumen 
sowie der Wärmerückgewinnung. 
Zukünftige KWLs werden mit noch 
mehr Sensorik ausgestattet sein, so 
dass die Anlage automatisch beim 
Erreichen bestimmter Schwellwer-
te eigenständig reagiert. 
Weiterhin wird die Anbindungs-
möglichkeiten an Smart-Home 
Lösungen ein sehr wichtiger Aspekt 
sein. Bereits heute ist es möglich 
ein gesamtes Haus bequem und 
zentral über Smartphone oder 
Tablet zu steuern, einschließlich 
der Lüftungsanlage.  Viele Anbie-
ter am Markt haben diesen Trend 
allerdings noch nicht erkannt und 
bieten konventionelle Steuerungen 
an. Im Neubau ist das für viele 
Bauherren – unserer Erfahrung 
nach - ein KO-Kriterium. 
 
 
 
 
 
 
 

Eine kontrollierte Wohnungslüf-
tung (KWL) im Haus sorgt im 
Hintergrund für frische, gefilter-
te, zugfreie Zuluft und transpor-
tiert gleichzeitig verbrauchte 
Abluft nach außen. Das alles 
geschieht, ohne dass die Bewoh-
ner aktiv eingreifen müssen.  
 
Sollte doch eine manuelle Ände-
rung gewünscht sein, kann dies 
jederzeit über Smartphone oder 
Tablet selbst aus der Ferne ge-
schehen. Dieses Wissen, stets 
alles im Blick zu haben und auch 
nach den eigenen Bedürfnissen 
anpassen zu können, ist für viele 
Bauherren ein immenser Kom-
fortgewinn und kann ein Grund 
für oder wider einen Anbieter 
sein. 
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Mit sinkendem Wärmebedarf von Gebäude 
nach EnEV-Standard wird deren Hülle immer 
dichter. Der Wärmebedarf durch Transmission 
sinkt und Lüftungswärmebedarf steigt. Für 
den Bewohner ist es meist schwierig rund um 
die Uhr für einen ausreichenden Luftwechsel 
und somit für ein gesundes und komfortables 
Raumklima per Fensterlüften zu sorgen. Bei 
einer nahezu dichten Gebäudehülle gilt die 
Vorgabe, die Luft alle paar Stunden komplett 
auszutauschen. Diese Vorgabe in der Wohn-
praxis ausschließlich über manuelles Lüften zu 
erreichen, ist auf Grund des Tagesablaufes 
der meisten Menschen fast unmöglich. Hinzu 
kommt auch der wichtige Aspekt der Wärme-
rückgewinnung – abgekürzt: WRG. Bei der 
Fensterlüftung wird die durch die Heizung 
erzeugte Wärme direkt wieder zum Fenster 
hinaus gelüftet. Bei einer Lüftungsanlage mit 
WRG wird die warme Abluft dazu genutzt, die 
kühlere Außenluft vorzuwärmen. So können 
bis zu 90 Prozent der Wärme aus der Abluft 
zurückgewonnen und wieder in die Wohnräu-
me zurückgeführt werden. 

Negative Aspekte entstehen eigentlich nur  
durch falsch installierte oder falsch betriebe-
ne Anlagen. Wenn folgende Punkte beachtet 
werden sind Wohnungslüftungsanlagen sehr 
nutzerfreundlich:  
 Fachmännischen Planung und Auslegung, 

 korrekten Installation durch einen qualifi-
zierten Handwerksbetrieb,  

 regelmäßige Wartung.  
Diese Aspekte bilden die Grundlage, damit die 
Wohnungslüftung saubere, hygienische Raum-
luft liefern kann. Die einzigen Verschleißteile, 
die ca. zweimal jährlich gewechselt werden 
sollten, sind die eingebauten Filter und diese 
können vom Nutzer selber getauscht werden. 
Grundsätzliche Planungs- und Wartungshin-
weise zur Wohnungslüftung werden über die 
Homepage des Bundesverbandes der Deut-
schen Heizungsindustrie (BDH) zur Verfügung 
gestellt. 

In der Diskussion im Kontext von 
Klimawende, Energieeffizienz und 
Komfort gewinnt das Thema der 
kontrollierten Wohnungslüftung bei 
Neubauten und bei Sanierungsob-
jekten zunehmend an Bedeutung. 
Auch bei speziellen Anforderungen 
(Allergien der Bewohner, Wohnun-
gen an lauter Straßen) bietet die 
kontrollierte Wohnungslüftung 
Lösungen an.  Da jedes Bauprojekt 
individuell ist, gibt es auch unter-
schiedliche Möglichkeiten: 
 Zentrale Lüftungsgeräte mit 

einem eigenen Luftleitungs-
system gibt es für Wohnungen, 
Einfamilienhäuser und auch als 
Großanlagen für Mehrfamili-
enhäuser.  

 Dezentrale Geräte werden 
raumweise installiert und kön-
nen durch die Montage in der 
Außenwand einfacher bei Be-
standsgebäuden installiert 
werden.  

Grundsätzlich sehen wir für das 
Segment der kontrollierten Woh-
nungslüftung auch weiterhin eine 
sehr positive Entwicklung. 

Ein wichtiger Aspekt ist das früh-
zeitige Berücksichtigen der kon-
trollierten Wohnungslüftung im 
Planungsablauf. Nur so können 
die Energiesparmöglichkeiten 
genutzt und auch die individuel-
len Aspekte der Nutzer oder 
Bauherren berücksichtigt werden.  
Je nach Bauvorhaben kann dann 
das passende Lüftungssystem 
gewählt werden.  
Ein weiterer wichtiger Punkt ist 
die seit Beginn 2016 eingeführte 
Effizienz-Richtlinie für Woh-
nungslüftungsgeräte, die eine 
erste Orientierung für den Ver-
braucher vor der Kaufentschei-
dung liefert. Danach müssen 
Lüftungsgeräte mindestens so viel 
Primärenergie einsparen, wie sie 
verbrauchen. Durch die Effizienz-
Kennzeichnung, bekannt von 
Kühlschrank und Fernseher, kann 
der Verbraucher die Energiebi-
lanzeinteilung in einer Skala von 
G (niedrigste Energiestufe) bis A+ 
(höchste Stufe) erkennen, um 
welche Leistungsklasse es sich 
handelt. Die baulichen Rahmen-
bedingungen und die individuel-
len Anforderungen können dann 
mit einem Fachmann abgestimmt 
werden. 
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Den benötigten Luftwechsel mittels einer 
Wohnungslüftungsanlage zu realisieren hat 
gegenüber der Fensterlüftung viele Vorteile: 
Das Öffnen von Fenstern erfolgt in der Regel 
dann, wenn der Raumnutzer sich unbehaglich 
fühlt und dies auf die Luftqualität zurück-
führt. Zu diesem Zeitpunkt ist die Luftqualität 
zumeist deutlich schlechter, als dies ein Hygi-
eniker wünschen würde. Nach dem Öffnen des 
Fensters erfolgt ein unkontrollierter Luftaus-
tausch, der von verschiedensten Randbedin-
gungen wie Temperaturgefälle, der tatsächli-
chen Öffnungsfläche des Fensters oder den 
momentanen Windverhältnissen abhängt. Die 
kontrollierte Wohnungslüftungsanlage erlaubt 
den kontinuierlichen, bedarfsgerechten Luft-
austausch. Aus energetischer Sicht ist zur 
Realisierung des Luftwechsels in Räumen der 
Einsatz einer kontrollierten Lüftungsanlage 
zwingend erforderlich. Diese reduziert zu-
nächst die auszutauschende Luftmenge auf 
das wirklich erforderliche Maß. Damit muss 
auch nur diese Luftmenge an die Raumanfor-
derungen angepasst werden. Zudem ist eine 
Wärmerückgewinnung aus der Abluft möglich. 

Zumeist sind Probleme auf Fehler bei der 
Planung, der Installation oder dem Betrieb 
zurückzuführen. Planungsfehler können eine 
falsche Dimensionierung des Wohnungslüf-
tungsgerätes oder der Anordnung der Luftaus-
lässe sein. In der Folge kann es zu Zugerschei-
nungen kommen. Durch Installationsmängel 
können Strömungsgeräusche auftreten. Man-
gelhafte oder ungenügende Maßnahmen zum 
Schallschutz können Geräuschübertragungen 
zwischen Räumen zur Folge haben. Wurden 
bei der Auslegung der Anlagen beispielsweise 
offene Feuerstellen oder Wrasenabzüge nicht 
berücksichtigt, kann dies gravierende Folgen 
bei dem Betrieb der Wohnungslüftungsanlage 
haben. Gerade bei raumluftabhängigen Feuer-
stätten ist eine korrekte Planung essenziell. 
Werden Fenster unnötig geöffnet, kann die 
Funktion der Lüftungsanlage gestört sein. 
Wichtig ist die korrekte und regelmäßige 
Wartung der gesamten Anlage. Andernfalls 
sind Betriebsstörungen oder verstopfte Filter 
vorprogrammiert. Diese Probleme können bei 
sachgerechter Planung, Ausführung und Be-
trieb vermieden werden. 

Zukünftig wird es nicht mehr mög-
lich sein, ohne kontrollierte Woh-
nungslüftung auszukommen. Die 
strenger werdenden Anforderungen 
des Baurechts an die energetische 
Qualität von Gebäuden führen zu 
luftdichten Gebäudehüllen. Ein 
regelmäßiger Luftaustausch kann 
durch unregelmäßiges und nicht 
angepasstes Öffnen von Fenstern 
nicht erreicht werden. Hinzu 
kommt, dass die energetischen 
Aspekte eine Wärmerückgewin-
nung aus der Fortluft erforderlich 
machen. Auch die Ableitung inne-
rer Lasten, hier insbesondere der 
Feuchtelast, macht eine kontrol-
lierte und kontinuierliche Lüftung 
erforderlich. Die zunehmende 
Dämmung der Außenbauteile führt 
dazu, dass die inneren Lasten 
weniger über die Außenbauteile 
abgeleitet werden können. Wär-
me- und Feuchtelasten müssen 
daher mit der Fortluft aus dem 
Gebäude abgeleitet werden. Insbe-
sondere für Allergiker ist eine 
Filtrierung der Außenluft wichtig. 
Werden Hygienegeräte zur Wohn-
raumlüftung eingesetzt, erfolgt die 
Filtrierung mit einem besonders 
wirkungsvollen Filter. Der Eintrag 
von Pollen und anderen luftgetra-
genen Stoffen wird so deutlich 
reduziert. 

Damit kontrollierte Wohnungslüf-
tungsanlagen eine breite Akzep-
tanz finden, darf deren Image 
nicht negativ belastet werden. 
Die bereits angesprochenen As-
pekte der Planung, der korrekten 
Ausführung und des verantwor-
tungsbewussten Betreibens der 
Anlagen seien hier genannt. Die 
Planung der Anlagen erfolgt häu-
fig durch den Errichter, in der 
Regel ein Sanitär Heizung Klima 
(SHK)-Handwerker. Dieser muss 
in der Lage sein, die Planungs-
grundlagen korrekt zu verstehen 
und umzusetzen. Eine Planungs-
norm mit über 100 Seiten und 
fünf ergänzenden Beiblättern 
trägt nicht zur Transparenz und 
Einfachheit der Planung bei. Hier 
sind die Normungsgremien aufge-
rufen, einfache und praktikable 
Lösungswege aufzuzeigen. 



 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2          2.1 EnEV-online Dossier                                             2.1.03 Kontrollierte Wohnungslüftung: Fluch oder Segen?  - Seite 18 von 38 

 
 
Experten antworten 1. Argumente pro Lüftungsanlagen 2. Probleme und Lösungen 3. Künftige Entwicklungen 4. Weitere interessante Aspekte 

BVB Bundesvereinigung Bauwirtschaft, www.bv-bauwirtschaft.de 

 
Dieter Kuhlenkamp 
Dipl.-Ing. , Arbeitskreis 
Gebäudeenergieberater, 
Bundesvereinigung Bau-
wirtschaft, Berlin, www. 
bv-bauwirtschaft.de  
© Foto: Kuhlenkamp 

Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014 und 
EnEV ab 2016) fordert keinen generellen Ein-
bau einer Wohnungslüftungsanlage.  
 
Im Rahmen des Nachweises für die Energieef-
fizienz von Gebäuden ist auf der Grundlage 
der DIN 1946-6 (Raumlufttechnik - Teil 6: 
Lüftung von Wohnungen - Allgemeine Anforde-
rungen, Anforderungen zur Bemessung, Aus-
führung und Kennzeichnung, Überga-
be/Übernahme (Abnahme) und Instandhal-
tung) nachzuweisen, wie der Mindestluft-
wechsel nach EnEV § 6 (Dichtheit, Mindest-
luftwechsel) sichergestellt wird.  
 
Die DIN 1946-6 gilt für die freie Wohnungslüf-
tung (Fensterlüftung) ebenso wie für ventila-
torgestützte Lüftungen und ist somit Grundla-
ge für den Nachweis des Mindestluftwechsels 
wie ihn die EnEV zum Zwecke der Gesundheit 
und der Beheizung fordert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei der Planung und Montage von Lüftungsan-
lagen sind die Angaben des Herstellers zu 
beachten.  
 
Dabei ist insbesondere auf Maßnahmen zur 
Einhaltung des Schallschutzes zu achten, um 
nachteilige Auswirkungen für die Bewohner 
durch den Betrieb der Anlage zu vermeiden. 

Lüftungsanlagen für Wohnungen 
und Wohngebäude werden eine 
immer größere Rolle spielen. Dabei 
bieten sich zentrale Lüftungsanla-
gen, dezentrale Lüftungseinrich-
tungen, wie beispielsweise Außen-
wanddurchlässe, oder in Fenster 
integrierte Lüftungssysteme (wie 
Fensterfalzlüfter) an.  
 
Bei den heutigen Anforderungen an 
die Energieeffizienz, insbesondere 
beim Bau von KfW-geförderten 
Energieeffizienzhäusern KfW-
Effizienzhaus 55 oder 40 sowie 
Passivhäusern ist eine Lüftungsan-
lage üblich. 

Lüftungsanlagen benötigen, 
ebenso wie eine Heizung, eine 
regelmäßige Wartung und gege-
benenfalls Reinigung. Hierunter 
fällt insbesondere der regelmäßi-
ge Austausch der Luftfilter.  
 
Ein wesentlicher Punkt ist auch 
die Einweisung der Nutzer, insbe-
sondere bei Mietern sowie bei 
Mieterwechsel. 
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Eine manuelle Lüftung, beispielsweise über 
das Fenster, gewährt keinen kontinuierlichen 
Luftaustausch, wie er aus hygienischen Grün-
den unbedingt erforderlich ist. Nur eine me-
chanische Lüftungsanlage ist geeignet und in 
der Lage, einen bedarfsspezifischen Luft-
wechsel sicherzustellen. 

Lüftungsanlagen, gleich ob zentral oder de-
zentral, die fachmännisch geplant und instal-
liert sind, werfen keine technischen Probleme 
auf. Voraussetzung ist, wie bei allen techni-
schen Systemen, eine regelmäßige Wartung 
der Anlage. 

Niedrigenergiehäuser können ohne 
mechanische Lüftungsanlage mit 
Wärmerückgewinnung nicht be-
trieben werden. Es ergibt keinen 
Sinn, Gebäude aus energetischen 
Gründen "dicht" zu machen, um 
dann zur Sicherstellung der Lüf-
tung die teuer aufgeheizte Raum-
luft durch das Fenster heraus zu 
blasen. Mit dem Zuwachs an Nied-
rigenergiehäusern wird auch die 
mechanische, kontrollierte Woh-
nungslüftung weiterhin stark nach-
gefragt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gerade im Wohngebäude müssen 
wir die Fragen der Energieeffizi-
enz auf der einen Seite und der 
Innenraumluftqualität und ther-
mischen Behaglichkeit auf der 
anderen Seite gleichrangig be-
trachten. Der Lüftungswärmebe-
darf bei Niedrigenergiehäusern 
liegt bei rund 50 Prozent, inso-
fern müssen wir bei jeder ener-
getischen Betrachtung die Lüf-
tung miteinbeziehen. 
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Die Bauzeiten für Wohnhäuser werden immer 
kürzer, die Außenhüllen dichter. Neubauten 
sind damit zu Beginn ihrer Nutzung in den 
ersten Jahren wesentlich feuchter. Mit gleich-
zeitig sinkenden Luftwechselraten (dichte 
Gebäudehülle) steigt die Gefahr der Schim-
melpilzbildung. 
 
Nutzer müssten die Fenster öfter und zum Teil 
deutlich länger lüften. In Studien wurde nach-
gewiesen, dass die manuelle Lüftung nicht 
ausreicht, um die Mindestlüftung zum Feuch-
teschutz sicherzustellen. Um die Feuchte 
kontrolliert abzuführen, werden in Neubauten 
Lüftungsanlagen eingebaut. Es gibt natürliche 
Fensterlüftung, mit automatisch öffnenden 
Fenstern und mechanische, ventilatorgestütz-
te Lüftungsanlagen. Fenster automatisiert 
kontrolliert zu Lüften wird in großen Büros, 
Gewerbe und öffentlichen Gebäuden erfolg-
reich angewandt. Der notwendige Luftaus-
tausch erfolgt durch Fenster, die sich automa-
tisch öffnen und schließen. Dabei kontrollie-
ren Sensoren alle relevanten Faktoren wie 
beispielsweise Luftqualität, Regen oder Wind. 
 

Maschinelle Lüftungsanlagen müssen aufwen-
dig und teuer gewartet werden, um den Hygi-
eneanforderungen gerecht zu werden. Eine 
automatisierte, kontrollierte, natürliche Fens-
terlüftung mit motorisch bewegten Fenstern 
in Verbindung mit Temperatur- und Feuchte-
sensoren kennt dies nicht. Ein weiterer Lö-
sungsansatz ist eine hybride Lüftungsanlage, 
d.h. mechanische Abluft und Zuluft über mo-
torisch gesteuerte Fenster. Die Abluftwärme 
kann in diesem Fall mit geeigneten Wärme-
tauschern teilweise zurückgewonnen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neben den reinen physikalischen 
Ansätzen zu Volumenströmen und 
Wärmerückgewinnung werden die 
Entwicklungen im Bereich der 
Wohnungslüftung zukünftig insbe-
sondere in die Welt des  
Smart Home & Smart Building 
sowie Smart Living eingebunden 
werden. Dabei werden die Bedie-
nung, der Komfort und die Sicher-
heit im Vordergrund stehen, natür-
lich unter Berücksichtigung von 
Energieeffizienz, Behaglichkeit und 
Wohlbefinden. 
 
Die Entmündigung des Nutzers, 
dem die Möglichkeit genommen 
wird, in den Kontakt zur Umge-
bung, durch ein selbstbestimmtes 
Öffnen der Fenster zu treten, wird 
zu einer weiteren nachlassenden 
Akzeptanz der reinen Wohnraum-
lüftung durch mechanische Syste-
me führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der interessanteste Aspekt im 
Bereich der Wohnraumlüftung 
wird sein, ob es den Herstellern 
von mechanischen Systemen 
gelingen wird den Markt für sich 
allein zu entscheiden, obwohl es 
hier sehr wirkungsvolle, kosten-
günstige und energieeffiziente 
Lösungsmöglichkeiten im Bereich 
der natürlichen Lüftung gibt. Das 
Ziel muss sein, fensterfreundliche 
Lösungen im Bereich der Wohn-
raumlüftung zu etablieren. 
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VFW Bundesverband für Wohnungslüftung e.V., www.wohnungslueftung-ev.de 

 
Peter Paul Thoma 
Dipl.-Ing., Vorstandsvor-
sitzender und Geschäfts-
führer, VfW Bundesver-
band für Wohnungslüf-
tung e.V., Frankfurt a.M. 
www.wohnungslueftung-
ev.de  
© Foto: VfW 
 
 
 

Wichtig ist bei immer dichteren Gebäuden 
eine nutzerunabhängige Lüftung. Eine manu-
elle Lüftung kann das nicht erfüllen. Diese 
nutzerunabhängige Lüftung kann und soll 
technologieoffen erfolgen. Dafür gibt es viele 
Systeme am Markt von zentralen und dezent-
ralen Lüftungsanlagen über dezentrale Einzel-
raumlüftungen bis hin zu Fenster mit mecha-
nischen und freien Lüftungssystemen. Wichtig 
ist aus unserer Sicht dass ein Lüftungskonzept 
nach DIN 1946-6 (Raumlufttechnik, Teil 6: 
Lüftung von Wohnungen - Allgemeine Anforde-
rungen, Anforderungen zur Bemessung, Aus-
führung und Kennzeichnung, Überga-
be/Übernahme (Abnahme) und Instandhal-
tung) erstellt wird und zumindest die Lüftung 
zum Feuchtschutz eingehalten sichergestellt 
wird. Weiter Lüftungsstufen sind Komfortbe-
trachtungen und können auch in Kombination 
mit Fensterlüftung erfolgen. 

Wenn die Anlagen fach- und sachgerecht ein-
gebaut werden sollten Problem wie Zugluft 
und Geräusche nicht auftreten. Gar nicht 
verständlich ist, dass Schimmel durch Feuchte 
die durch Lüftungsanlagen von außen einge-
bracht wird entstehen soll. Hier handelt es 
sich vermutlich um einen erheblichen Bau-
mangel. Gerade an stark befahrenen Straßen 
helfen Lüftungsanlagen durch Filter die 
Feinstaubbelastung und Pollenbelastung drau-
ßen zu halten und auch den Straße- und Flug-
lärm da die Fenster geschlossen bleiben. Eher 
hören wir, dass die Luft zu trocken sei im 
Winter, nicht dass Feuchte von außen rein 
komme. Aber auch hier gilt es die Luftmengen 
so einzustellen, dass es nicht zur Austrock-
nung kommt - bei reiner Fensterlüftung ist die 
Luft auch im Winter trocken, da die kalte 
Außenluft keine Feuchte aufnehmen kann und 
im Raum erwärmt wird und dabei die relative 
Feuchte fällt. Probleme wie Geräusche, Zug-
luft usw. nehmen wir Ernst sie müssten im 
Einzelfall auf mangelhafte Auslegung oder 
Betreib hin untersucht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mit zunehmender Dichtigkeit wer-
den Lüftungstechnologien aller Art 
zunehmen. Ein großer Teil wird auf 
Wärmerückgewinnung (WRG) setz-
ten da dies die energetischen 
Bilanzen der Gebäude verbessert. 
Es wird aber auch kostengünstigere 
Lüftungssysteme geben die zum 
Feuchteschutz gewährleisten und 
keine WRG haben. Hier darf man 
den Aspekt Baukosten nicht aus 
dem Auge verlieren. 

Die EnEV fordert den Mindest-
luftwechsel für den Bautenschutz 
und zur Erhaltung der Gesundheit 
der Menschen die sich in den 
Wohngebäude und Nichtwohnge-
bäuden (Arbeitsstätten) aufhal-
ten. Leider sagt die EnEV nicht 
was unter dem „Mindestluftwech-
sel“ zu verstehen ist. Die DIN 
1946-6 liefert als einzige Norm 
dazu eine Berechnungsgrundlage 
die die Dichtigkeit des Gebäudes 
berücksichtig. Sie fordert eine 
definierte Mindestaußenluftrate 
und setzt die Infiltration durch 
Gebäudeundichtigkeiten an. 
Durch eine Lüftungstechnische 
Maßnahme muss die Außenluft 
ergänzt werden die nicht durch 
Infiltration hereinkommt. Mit 
welcher Technologie ist offen es 
muss nicht automatisch eine 
Anlage mit Wärmerückgewinnung 
(WRG) sein kann es aber auch! 
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Adhesive AG, www.adhesive.ch 

 
Remo Wolf 
Adhesive AG 
Frauenfeld, Schweiz 
www.adhesive.ch  
© Foto: Adhesive 
 
 

Wichtig ist die kontrollierte Wohnungslüftung 
vor allem im Winter, wenn es kalt ist und die 
Fenster nicht häufig geöffnet werden. 
Dadurch, dass die Häuser immer dichter wer-
den, um Energie zu sparen, droht die Gefahr 
von Schimmelbildung. Durch die Wohnungslüf-
tung ist jedoch ein geordneter Luftwechsel 
garantiert. Zudem ist die Frischluft vorge-
heizt, so dass weniger nachgeheizt werden 
muss als wenn die Fenster geöffnet werden. 
Aber auch in der wärmeren Jahreszeit kann 
die Wohnungslüftung durchaus hilfreich sein: 
bei Pollenallergien können durch geeignete 
Filter im Wärmerückgewinnungsgerät die 
Pollen herausgefiltert werden, so dass ein 
Pollen freies Klima im Haus oder Wohnung 
herrscht. Weitere Vorteile: weniger Energie-
verbrauch und mehr Sicherheit durch ge-
schlossene Fenster. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es kann vorkommen, dass die Luft etwas zu 
trocken ist. Das kann aber in gewissen Gerä-
ten durch die Feuchtigkeitsrückgewinnung 
verhindert werden. Oder man stellt einfach 
einen Luftbefeuchter in den Raum. Schimmel-
bildung durch zu feuchte Luft, welche von 
draußen zugeführt wird, ist kaum möglich, 
weil ja einerseits geheizt wird, was die Luft 
zusätzlich trocknet und zudem auch wieder 
Luft nach draußen geführt wird. Schimmelbil-
dung entsteht vor allem, wenn keine Woh-
nungslüftung vorhanden ist; dann wird die 
Feuchtigkeit nicht aus dem Haus transpor-
tiert. Lärmklagen hört man immer seltener; 
die heutigen Geräte arbeiten sehr leise; sie 
müssen ja auch entsprechend geprüft sein. 
Wenn ein Defekt vorliegt, kann ein Fachmann 
relativ einfach helfen. 

Die Akzeptanz der kontrollierten 
Wohnungslüftungen wird immer 
grösser. Es gibt aber immer noch 
Bauherren, die meinen, hier spa-
ren zu können, ohne dass sie sich 
über die Folgen im Klaren sind. Die 
kontrollierte Wohnungslüftung mit 
Zu- und Abluft ist im Gebäude das 
Lüftungskonzept mit dem größten 
Komfort-Gewinn. Dadurch wird sie 
für Neubauten praktisch zur Stan-
dardlösung. 

Das wichtigste für mich ist die 
Tatsache, dass eine kontrollierte 
Wohnungslüftung schlicht den 
Komfort im Haus oder in der 
Wohnung verbessert! Immer fri-
sche und saubere Luft beim Woh-
nen, das ist ein hohes Gut! 
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AEREX HaustechnikSysteme GmbH / MAICO Ventilatoren, www.aerex.de, www.maico-ventilatoren.com  

 
Andreas Lunkewitz 
Staatl. geprüfter Techni-
ker, Produktmanagement 
& Technischer Vertrieb, 
AEREX HaustechnikSys-
teme / MAICO Ventilato-
ren, Villingen-
Schwenningen 
www.aerex.de 
www.maico-
ventilatoren.com 
© Foto: AEREX 
 

Die kontrollierte Lüftung sorgt in erster Linie 
für Gesundheit und Komfort: Abfuhr von 
Feuchtelasten, Gerüchen und Schadstoffen. 
Der zweite Aspekt ist die Energieeinsparung: 
Transmissionswärmeverluste über die Gebäu-
dehülle sind über die EnEV weitestgehend 
durch dichte Gebäudehülle und vorgeschrie-
benem Mindestwärmeschutz  reduziert, das 
Einsparpotential in etwa gleicher Größenord-
nung liegt in der Reduzierung der Lüftungs-
wärmeverluste. Hier kommt die Lüftung mit 
Wärmerückgewinnung (WRG) zum Ansatz: 
aktuelle WRG-Geräte können rund 90 Prozent 
der Abluftwärme zurückgewinnen. Es bleibt 
letztendlich die Wahl zwischen kontrollierter 
Lüftung mit oder ohne Wärmerückgewinnung. 
Nutzerunabhängige, bedarfsgeregelte Lüftung 
sorgt für den optimalen Luftwechsel,  vermei-
det zu hohe Luftfeuchtigkeit während der 
Heizperiode (Bauschadensvorbeugung) wie 
auch zu trockene Luft im Winter, hier kann 
zusätzlich zur Wärmerückgewinnung eine 
Feuchterückgewinnung genutzt werden. 
 

Negative Aspekte bei Lüftungsanlagen entste-
hen meist  durch Geräuschbildung aufgrund 
unsachgemäßer oder fehlender Planung und / 
oder mangelhafter  Umsetzung einschließlich 
fehlender Einregulierung bzw. Geräteinbe-
triebnahme und Wartung. Als Ursache ist oft 
mangelnde Fachkenntnis  im Zusammenhang 
des Gesamtsystems Lüftung (Gerät, Lüftungs-
leitungen, Luftein- und Auslässe) zu beobach-
ten.  
 
Hier ist Weiterbildung das entscheidende 
Stichwort, auch in den Ausbildungsinhalten 
der Fachschulen wird dieses sehr interessante 
Betätigungsfeld der kontrollierten Wohnungs-
lüftung meist nicht betrachtet. 

Im Rahmen des Nearly-Zero-
Energy-Buildings, also gemäß EU-
Vorgabe ab 2021 auch privatwirt-
schaftlich genutzte Neubauten im 
Niedrigstenergiestandard auszu-
führen, wird der Lüftung mit Wär-
merückgewinnung weiter Aufwind 
gegeben.  Energetisch befinden 
sich die am Markt erhältlichen 
Wärmerückgewinnungsanlagen 
bereits auf höchstem Niveau (Effi-
zienzlabel A / A+), zukünftige 
Entwicklungen werden sich eher im 
Bereich der benutzeroptimierten  
Bedienung und anderen techni-
schen Raffinessen  bewegen. 

Besonders der Frischluftkomfort 
einschließlich Gesundheitsvor-
beugung durch Lüftungsanlagen  
ist vielen Leuten nicht bewusst.  
Der Fokus liegt hier auf der gefil-
terten, geruchsneutralen Außen-
luft. So ist beispielsweise in Ge-
bieten mit Holzheizungen ein 
Aktivkohlefilter ratsam und für 
viele Geräte erhältlich. Genauso 
wichtig ist die Abfuhr von Aus-
dünstungen  durch Einrichtungs-
gegenstände. Die bewusste Quer-
lüftung innerhalb der Wohnein-
heit sorgt dafür, dass die Frisch-
luft den Wohnbereichen zuge-
führt und die Abluft bereits am 
Ort des Geschehen (Küche, Bad, 
Toilette, Hauswirtschaftsraum) 
abgeführt wird.  
Eine zentrale Wärmerückgewin-
nungsanlage ist bei sachgemäßer 
Planung, Montage und Inbetrieb-
nahme nicht hörbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2          2.1 EnEV-online Dossier                                             2.1.03 Kontrollierte Wohnungslüftung: Fluch oder Segen?  - Seite 24 von 38 

 
 
Experten antworten 1. Argumente pro Lüftungsanlagen 2. Probleme und Lösungen 3. Künftige Entwicklungen 4. Weitere interessante Aspekte 

ait-deutschland GmbH, www.ait-deutschland.eu 

 
Volker Sauter 
Produktmanagement 
Lüftung, ait-deutschland 
GmbH, Kasendorf 
www.ait-deutschland.eu 
© Foto: ait-deutschland 

In der heutigen Zeit sind nicht selten alle 
Bewohner berufstätig oder in der Schule, 
somit kann der geforderte Luftwechsel über 
eine manuelle Fensterlüftung nur teilweise 
gewährleistet werden. Stündlich müsste so 
viel Frischluft in einen Raum zugeführt wer-
den, wie das halbe Luftvolumen des Raumes. 
Durch eine maschinelle Lüftung kann man auf 
aufwendiges Stoßlüften verzichten und 
dadurch sowohl der Heizenergiebedarf als 
auch die Heizkosten senken. Ein etwaiger 
manueller Luftwechsel, bis zu neunmal täglich 
ist einem Bewohner, laut diverser Gerichts-
Urteile nicht zumutbar und stellt somit einen 
Mangel dar. 

Die Raumluft kann durch eine maschinelle 
Lüftung trockener werden. Hier besteht die 
Möglichkeit dies durch einen Enthalpie-
Wärmetauscher zu verhindern. Dieser gewinnt 
die Energie aus der verbrauchten Abluft zu-
rück und überträgt diese auf die frische Zu-
luft. Hierbei wird eine Übertragung von Ver-
unreinigungen aus der Abluft verhindert. 
Durch Diffusion wird die Feuchtigkeit als Was-
serdampf von der hohen zur niedrigen Dampf-
druckseite übertragen. Gleichzeitig wird die 
Übertragung von Gasen, Gerüchen und Verun-
reinigungen verhindert. Damit sorgt ein Ent-
halpie-Wärmetauscher für mehr Behaglichkeit 
im Gebäude und für mehr Wohlbefinden der 
Bewohner. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wir gehen davon aus, dass die 
kontrollierte Wohnraumlüftung 
zukünftig bei den zu erwartenden 
Standards unverzichtbar wird. 

Da sich in den Industrieländern 
die Leute zwischen 60 bis 90 
Prozent innerhalb von Gebäuden 
aufhalten, wird die IAQ (Englisch: 
indoor air quality – übersetzt 
„Qualität der Innenluft“) immer 
bedeutender und somit auch die 
kontrollierte Wohnraumlüftung 
immer bedeutsamer. 
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Bera.Energiesysteme GmbH & Co.KG, www.bera-energiesysteme.de 

 
Ferdinand Bera 
Bera.Energiesysteme 
GmbH & Co.KG, Ebers-
bach-Roßwälden, www. 
bera-energiesysteme.de  
© Foto:  
Bera.Energiesysteme 
 
 

 Lüften auch bei Abwesenheit (60 Prozent 
der Wohneinheiten sind Single- oder 
Zwei-Personen-Haushalte).  

 Lüften ohne große Wärmeverluste bei 
Anlagen mit Wärmerückgewinnung. 

 Schlechte Reinigungsmöglichkeiten bei 
zentralen Lüftungsanlagen.  

 Sehr gute Reinigungsmöglichkeiten bei 
dezentralen Anlagen. 

 Stetig wachsender Markt.  

 Rückgang bei zentralen Anla-
gen.  

 Große Steigerung bei dezentra-
len Anlagen.  

Das Marktforschungsunternehmen 
Interconnection Marketing und 
Information Consulting, mit Sitz in 
Wien, hat im Rahmen einer Bran-
chenstudie zur "Wohnraumlüftung" 
festgestellt, dass der Markt für 
kontrollierte Wohnungslüftung in 
den Ländern Deutschland, Öster-
reich und Schweiz sich nach Jahren 
des Rückgangs wieder im Auf-
schwung befindet.*  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Geschoßwohnungsbau werden 
oft Lüftungsanlagen als reine 
Abluftanlagen mit freier Nach-
strömung ohne Wärmerückgewin-
nung (WRG) installiert. Dies ist 
energetisch sehr bedenklich! 
 
 
 
 
*) Siehe dazu die Presseinfo des 
Unternehmens vom 14. März 2017 
„Lokal statt zentral bei Wohn-
raumlüftung“ 
www.interconnection-
consulting.com/news/196 
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Bosch Thermotechnik GmbH , Buderus Deutschland, www.buderus.de 

 
Andreas Schneider 
Dipl.-Wirtschaftsing. FH 
Produktmanager Systeme 
und Wohnungslüftung, 
Bosch Thermotechnik 
GmbH , Buderus Deutsch-
land, Wetzlar 
www.buderus.de 
© Foto: Buderus 
 

Mit einer kontrollierten Wohnraumlüftungsan-
lage (KWL) kann die hygienisch erforderliche 
Lufterneuerung im Gebäude mit einem Mini-
mum an Lüftungswärmeverlusten realisiert 
werden. Bis zu 91 Prozent der Wärme werden 
aus der verbrauchten Luft zurückgewonnen 
und der einströmenden frischen Luft wieder 
zugeführt.  
Ohne kontrollierte Wohnraumlüftung zu lüften 
bedeutet – je nach Jahreszeit beziehungswei-
se Außentemperatur – dass die Fenster im 
Haus vollständig für eine kurze oder auch 
längere Zeit geöffnet werden. In der Heizpe-
riode ist beispielsweise alle zwei bis drei 
Stunden eine Stoßlüftung von etwa fünf bis 
acht Minuten nötig. Von permanent gekippten 
Fenstern ist unter anderem wegen stark vari-
ierendem Luftwechsel, Zugerscheinungen und 
überhöhtem Energieverbrauch abzuraten. Als 
nachteilig erweist sich bei der klassischen 
Fensterlüftung, dass je nach Windverhältnis-
sen und Temperaturunterschieden der Luft-
wechsel sehr stark variieren kann und zudem 
hohe Energieverluste verursacht. 

Bedenken hinsichtlich Lärm- und Geräuschbe-
lästigungen durch eine Lüftungsanlage resul-
tieren häufig aus den Erfahrungen mit Entlüf-
tern in innen liegenden Sanitärräumen, die 
nicht mit einer kontrollierten Wohnraumlüf-
tungsanlage (KWL) vergleichbar sind. Dennoch 
sind auch bei einer zentralen Lüftungsanlage 
Kriterien wie entsprechend dimensioniertes 
Rohrnetz, geeigneter Standort des Gerätes 
und die Vermeidung von Körperschall bei der 
Planung zu berücksichtigen. Der Gerätestand-
ort sollte beispielsweise so gewählt sein, dass 
keine Gerätegeräusche auf sensible Räume 
übertragen werden können. Eine Positionie-
rung des Lüftungsgerätes in der Nähe von 
Schlafräumen ist daher möglichst zu vermei-
den. Ferner ist Ventilator-Geräuschen, die 
gegebenenfalls auch über das Luftverteilsys-
tem übertragen werden können, durch den 
Einsatz von Geräteschalldämpfern vorzubeu-
gen.  
Der gemeinsame Betrieb einer Lüftungsanla-
ge, einer Feuerstätte und einer Dunstabzugs-
haube stellen gegebenenfalls besondere An-
forderungen an die Anlagentechnik. 

Durch den Einsatz einer kontrol-
lierten Wohnraumlüftungsanlage 
(KWL) mit Wärmerückgewinnung 
(WRG) reduzieren sich der Ener-
gieverbrauch bei Primär- und End-
energie sowie der Ausstoß von 
klimaschädlichem CO2 deutlich. 
Der reine Stromverbrauch steigt 
durch die zusätzliche Leistungs-
aufnahme der Lüftungsventilato-
ren. Bei Gebäuden, die dicht und 
energieeffizient gebaut oder sa-
niert werden und somit einen sehr 
geringen Jahresheizwärmebedarf 
aufweisen (wie KfW-Effizienzhaus-
55- oder Passivhaus-Standard), 
sind Primärenergie- und Energie-
kosteneinsparungen durch die 
Wohnungslüftung mit Wärmerück-
gewinnung von deutlich über 30 
Prozent realistisch. 
Damit wird die KWL ein wesentli-
ches Elemente bei der Sektoren-
kopplung und der Energiewende 
zur Erreichung der klimapoliti-
schen Ziele. 
 
 
 
 
 
 
 

Je nach Größe des Bauvorhabens 
und Komfortwunsch des Kunden 
variieren die Kosten für eine 
Lüftungsanlage mit Wärmerück-
gewinnung. Für ein Einfamilien-
haus mit etwa 150 Quadratmeter 
Wohnfläche kann als Richtwert 
ein Betrag von 6.000 bis 9.000 
Euro inklusive Montage und 
Mehrwertsteuer angesetzt wer-
den.  
Die Förderungen für Lüftungsan-
lagen mit Wärmerückgewinnung 
sind je nach Bundesland unter-
schiedlich. Bundesweite Förder-
programme werden von der KfW 
Bankengruppe im Rahmen von 
Darlehensförderprogrammen oder 
Investitionszuschüssen für 
Wohnimmobilien angeboten. 
Informationen zu Förderpro-
grammen sind nicht nur online 
sondern auch bei  Landratsäm-
tern und Landesämtern erhält-
lich. 
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Erlus AG, www.erlus.com  

 
Jürgen Böhm, Dipl.-Ing. 
(FH), Produktmanager 
Schornsteinsysteme, 
Erlus Aktiengesellschaft, 
Neufahrn/NNB 
www.erlus.com 
© Foto: Erlus AG 
 

In der Praxis reicht das Lüften über die Fens-
ter meist schlichtweg nicht aus. Denn vielen 
Hausbewohnern ist es nur möglich morgens 
und abends zu lüften. Das ist zu wenig, um 
eine einwandfreie hygienische Luftwechselra-
te zu erreichen.  
Dabei ist frische Luft wichtig, um gesund zu 
leben und um Schäden am Bau zu verhindern. 
Meist wird hier die Schimmelbildung als erstes 
Argument aufgeführt. Doch bereits schlechte 
Raumluft wie Feuchtigkeit, Geruch und erhöh-
te CO2-Konzentration können den Wohnkom-
fort deutlich mindern. Dabei erwarten gerade 
Bewohner von modernen Gebäuden, dass das 
Haus die Wohnqualität und Behaglichkeit noch 
erhöht.  
Dazu gehört neben einer bedarfsgerechten 
Wärmeversorgung auch eine kontinuierliche, 
frische Raumluft. Diesen „Wohnwert“ der 
Immobilie sollten Planer und Bauherren den 
realen Kosten gegenüberstellen.  
Beim Auto kommt auch niemand auf die Idee 
auf eine Lüftung zu verzichten und lieber die 
Fenster zu öffnen. 
 

Kritisch wird es, wenn Lüftungsanlagen ledig-
lich als Mittel zur Erfüllung von Förderstufen 
gesehen werden. Dann ist die Versuchung 
groß, wenig in die Anlagentechnik zu investie-
ren und den Installationsaufwand gering zu 
halten. So kommen vermehrt dezentrale 
Wandgeräte zum Einsatz. Bewohner klagen 
hier aber häufig über Betriebsgeräusche, 
weshalb die Geräte dann mitunter nicht auf 
der Nennlüftungsleistung laufen. Hinzu kommt 
ein erhöhter Wartungsbedarf von mehreren 
einzelnen Geräten.  
 
Bei guter Planung hat ein zentrales Lüftungs-
gerät mit Wärmerückgewinnung dagegen 
akustisch deutliche Vorteile, da die Lüfter 
nicht im Aufenthaltsraum arbeiten. Innovative 
Lüftungsnetzwerke lassen sich bereits im 
Rohbau platzsparend und flexibel integrieren. 
Diese sind mit jedem gängigen Lüftungszent-
ralgerät mit Wärmerückgewinnung kompatibel 
und schalloptimiert. 

Heute sind aus wirtschaftlicher 
Sicht die Möglichkeiten ausgereizt, 
noch mehr Energie über ein weite-
res Verstärken der Dämmung zu 
sparen. Die Lüftung bietet hinge-
gen noch Potential durch Wärme-
rückgewinnung. Aufgrund der 
Kombination von Energieeinspa-
rung und erhöhtem Wohnkomfort 
wird sie sich zum festen Bestand-
teil der Haustechnik eines Nied-
rigstenergie-Hauses entwickeln. Im 
Einfamilienhaus wird die Komfort-
wohnraumlüftung als wichtiges 
Ausstattungsmerkmal der Immobi-
lie fungieren, mit dem sich der 
Anbieter vom Wettbewerb abhe-
ben kann. 
Mit Blick auf das Lüftungsnetzwerk 
spielt die einfache Reinigbarkeit 
eine verstärkte Rolle. Aufgrund der 
teils strömungsungünstigen Lei-
tungsgeometrie und kleinen 
Durchmessern mancher Leitungen 
sind diese mitunter nur schwer zu 
reinigen. Um dieses hygienisch und 
langlebig zu erhalten, sollte neben 
vernünftiger Dimensionierung auch 
eine einfache Reinigung durch den 
Laien gewährleistet sein. Während 
sich ein Lüftungsgerät selbst je-
derzeit austauschen lässt, ist das 
Lüftungsnetz praktisch untrennbar 
mit der Bausubstanz auf Lebens-
zeit verbunden. 

Beim Lüftungsnetzwerk gilt es 
zukunftssicher zu planen. Der 
Wechsel eines Lüftungsgerätes in 
der Zukunft, mit allen Raffines-
sen der dann möglichen Luftvor-
behandlung sollte beispielsweise 
vorausschauend mit eingeplant 
werden. Dazu braucht es eine 
kompatible Schnittstelle zwi-
schen Netzwerk und Gerät. Für 
hohen Komfort sollten die 
Schächte und Leitungen nicht 
„hellhörig“ hinter Gipskarton-
platten laufen, sondern wenn 
möglich aus massivem Beton 
bestehen oder von diesem um-
hüllt sein um maximale Schall-
dämmung zu ermöglichen.  
 
Zudem sollte das Lüftungsnetz-
werk über ausreichend dimensio-
nierte Querschnitte verfügen, die 
senkrecht wie waagrecht über 
Revisionsöffnungen einfach und 
ohne Spezialgerät erreichbar 
sind. Dies senkt Wartungskosten 
erheblich und ermöglicht dem 
Bewohner auch die eigenständige 
Wartung des Lüftungsnetzwerks. 
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Gegen die rein manuelle Belüftung spricht der 
energetische Aspekt. Bei Fensterlüftung geht 
sehr viel wertvolle Wärmeenergie ungenutzt 
nach außen verloren, die im Gegensatz dazu 
beim Einsatz einer Lüftungsanlage mit geeig-
netem Wärmetauscher im Gebäude verbleibt. 
Zudem ist bei manueller Fensterlüftung durch 
unregelmäßiges und/oder zu kurzes Lüften 
keine gleichmäßige und ausreichende Belüf-
tung sichergestellt bzw. geht durch zu langes 
Lüften mehr Energie verloren als notwendig. 
Eine Lüftungsanlage stellt die regelmäßige 
und dauerhafte Belüftung mit der richtigen 
Menge an Frischluft sicher. Zudem wird durch 
den Einsatz geeigneter Luftfilter die Zuluft-
qualität und damit auch die Innenraumluft-
qualität deutlich verbessert. 

Negative Aspekte ergeben sich nur durch eine 
inkorrekte Auslegung der Anlage und durch 
unzureichende Wartung. Die gesamte Anlage 
muss so konzipiert sein, dass sie die richtige 
Menge an Frischluft bereitstellt, Luftge-
schwindigkeiten niedrig gehalten werden, um 
Geräuschentwicklung und Zugerscheinungen 
zu vermeiden und im gesamten Anlagenbe-
reich einfach für Wartung und Reinigung zu-
gänglich ist. 

Kontrollierte Wohnungslüftungsan-
lagen werden auf Grund der immer 
dichteren Gebäudehüllen unum-
gänglich. 

Lüftungsanlagen sollten künftig 
nicht als lästige oder gar schädli-
che Investition betrachtet wer-
den, sondern als eine essentielle 
Investition in ein behagliches und 
der Gesundheit zuträgliches In-
nenraumklima und als wesentli-
cher Bestandteil der technischen 
Gebäudeausrüstung. Dazu bedarf 
es hochwertiger Anlagenlösungen 
und Servicekonzepten. Besonde-
res Augenwerk sollte dabei auf 
den regelmäßigen Austausch der 
Luftfilter gelegt werden sowie 
auf eine regelmäßige Inspektion 
der gesamten Anlage inklusive 
der Lüftungskanäle und deren 
Reinigung. 
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Die Dämmung von Gebäuden wird stetig ver-
bessert. Das hält zwar die Wärme im Haus, 
doch dadurch entfällt die Luftzirkulation 
durch undichte Gemäuer oder Fenster. Ver-
brauchte, feuchte Luft kann nicht mehr nach 
außen entweichen und die Frischluft kann 
nicht mehr in den Wohnbereich gelangen.  
 
Hinzu kommt, dass die Energieeinsparverord-
nung EnEV im § 6 (Dichtheit, Mindestluftwech-
sel), Absatz 2, einen Mindestluftwechsel vor-
schreibt. Dafür müssten die Fenster regelmä-
ßig – alle zwei Stunden je 15 Minuten lang – 
geöffnet werden. Dies ist nicht nur für Berufs-
tätige eine schwierige Herausforderung. Durch 
die Fensterlüftung entweicht zudem ein Groß-
teil der Wärme, die durch dreifach verglaste 
Fenster und doppelte Dämmung in der Woh-
nung verbleiben sollte.  
 
Deshalb ist eine kontrollierte Belüftung die 
Grundvoraussetzung für behagliches Wohnen. 
Sauerstoffhaltige Atemluft mildert Stress-
symptome und verbessert das allgemeine 
Wohlbefinden. Zudem bietet sie Sicherheit 
und Schutz, da Fenster geschlossen bleiben. 

Unserer Erfahrung nach müssen Wohnungslüf-
tungssysteme mit Wärmerückgewinnung: 
1. bezahlbar, 
2. einfach und 
3. flexibel sein. 
 
Leider erfüllen bisher weitverbreitete, zentra-
le Systeme diese Anforderungen nicht ausrei-
chend. Im Vergleich zu dezentralen Systemen 
sind sie wesentlich aufwendiger zu planen und 
zu installieren. Ihre Luftleitungen können 
nicht im vollen Maße oder nur sehr kosten-
aufwendig hygienisch gereinigt werden.  
 
Eine Lösung bieten kompakte, dezentrale 
Pendel-Lüftersysteme im paarweisen Betrieb. 
Sie können - bei einem sehr geringen Rohr-
durchmesser - mit einer einfachen Kernboh-
rung durch die Außenwand installiert werden. 
Die Komponenten werden nacheinander ein-
geschoben, fertig. Sie benötigen keine auf-
wendige Verrohrung oder viel Platz für die 
Lüftungsanlage bei kleineren Wohneinheiten. 
Die Endnutzer können sie über den Innenraum 
völlig eigenständig und werkzeuglos reinigen. 
Die dezentralen Systeme sind somit unserer 
Erfahrung nach in ihren Anschaffungs- und 
Folgekosten unschlagbar! 

Es zeigt sich eine wachsende Ten-
denz hin zu kleineren Wohnungen, 
wie Single-Apartments im Bestand, 
mit Wohnflächen meist unter 60 
Quadratmetern (m²).  
Deshalb führt insbesondere in der 
energetischen Sanierung im Be-
stand heute kein Weg mehr an den 
dezentralen Kompaktlüftern vor-
bei. Ihre flexiblen Einbaumöglich-
keiten und der einfache System-
aufbau sowie die schnelle Installa-
tion sind entscheidende Überzeu-
gungsträger.    
 
Die Marktzahlen bestätigen diese 
Entwicklung. Insgesamt verzeich-
net der Markt für kontrollierte 
Wohnungslüftung (KWL) ein durch-
schnittliches Wachstum im oberen 
einstelligen Bereich. Dafür sind 
primär die dezentralen Systeme 
verantwortlich, die seit Jahren 
zweistellig wachsen, während bei 
den zentralen Anlagen mit Wärme-
rückgewinnung (WRG) eine gewisse 
Marktsättigung erreicht zu sein 
scheint.  
(Siehe  Marktstudie von Inter-
connection Consulting) 
 
 
 
 

Neben dem Leistungs- und Grö-
ßenaspekt werden künftig insbe-
sondere der leise Betrieb und die 
Unauffälligkeit von Lüftungssys-
temen eine Rolle spielen. Im 
Detail bedeutet dies, dass mög-
lichst keine Bauelemente -  wie 
beispielsweise Luftauslässe - von 
außen an der Fassade sichtbar 
sein sollten und sich im Innen-
raum möglichst dezent ins Ge-
samtbild des Wohnraums einfü-
gen. Sie werden nicht als stören-
des Objekt empfunden.  
Damit ein Lüftungssystem als 
„leise“ wahrgenommen wird, 
muss nicht nur der Ventilator 
möglichst geräuscharm laufen, 
sondern auch die entstehenden 
Eigengeräusche müssen gering 
gehalten werden.   
Entstehender Körperschall und 
Außenschall-Einwirkungen sind 
am Ende die beiden Aspekte die 
es zu minimieren gilt. Je geringer 
die austretende Schallentwick-
lung, umso leiser wird die kon-
trollierte Lüftung vom menschli-
chen Ohr wahrgenommen.   
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Die Energieeinsparverordnung (EnEV) verlangt 
eine möglichst dichte Bauweise von Gebäu-
den, um Energieverlusten entgegenzuwirken. 
Außerdem wird ein Mindestluftwechsel gefor-
dert. Um diesen zu erreichen, ist entweder 
eine erhöhte manuelle (Fensterlüftung) oder 
eine kontinuierliche mechanische Lüftung 
erforderlich. Die manuelle Lüftung über die 
Fenster müsste im Idealfall viermal täglich für 
mindestens 10 Minuten erfolgen. Für die be-
rufstätige Bevölkerung ist diese Rate über den 
Tag verteilt für gewöhnlich nicht umsetzbar. 
Eine günstige Alternative bieten deshalb de-
zentrale Lüftungssysteme. Sie garantieren 
eine kontinuierliche Belüftung der Räumlich-
keiten, tragen dadurch Feuchtelasten ab und 
dienen dem Erhalt der Gebäudesubstanz. 
Energie wird durch einen integrierten Kera-
mikwärmespeicher eingespart, der dafür 
sorgt, dass die Wärme der Raumluft zurückge-
führt wird. Aus dem Einsatz verschiedener 
Filtersysteme und bedarfsgesteuerter Lüftung 
anhand von Führungsgrößen wie beispielswei-
se Luftfeuchte oder CO2 ergeben sich weitere 
Vorteile. Ein gesundes Wohnklima wird 
dadurch nutzerunabhängig und kontinuierlich 
erreicht. 

Grundsätzlich unterscheidet man zwischen 
zentralen und dezentralen Lüftungsanlagen. 
Als negativer Aspekt wird bei Zentralanlagen 
häufig der hohe Zeit- und Kostenaufwand bei 
der Reinigung gesehen. Außerdem lassen sich 
zentrale Lüftungsanlagen nur schwer und 
unter enormem Aufwand in Bestandsgebäude 
einbauen.  
Eine attraktive Alternative stellen dezentrale 
Lüftungssysteme dar. Sie lassen sich sowohl in 
Neubauten als auch in Bestandgebäude ein-
fach montieren und sind hinsichtlich Betriebs-
kosten und Wartungsaufwand deutlich kosten-
günstiger. 
Eine erfahrungsgemäß gute Lösung bietet ein 
ausgereiftes Schallschutzzubehör, um den 
Anforderungen der Geräuschminimierung 
gerecht zu werden sowie spezielle Regler mit 
Pausenfunktion. Als praktische Innovation hat 
sich auch die Zonensteuerung erwiesen, bei 
der die Wohneinheiten in unterschiedliche 
Bereiche aufgeteilt werden und in denen dann 
ganz individuell, je nach Bedarf, gelüftet 
wird. Die Anwender können damit beispiels-
weise über die Wochenschaltuhr ihre Schlaf-
zeiten für die Lüftungszone Schlafzimmer 
hinterlegen. 

Die Anforderungen an die zu ver-
wendenden Baustoffe im Bauge-
werbe werden immer spezifischer. 
Dadurch wird die Flexibilität in 
Bezug auf Dämmmaterial, Dämm-
stärke und Dichtheit der Gebäude 
immer geringer. Bestimmte Prakti-
ken, welche aktuell noch zulässig 
sind, werden dann nicht mehr 
durchführbar sein.  
Außerdem ist anzunehmen, dass 
die Anforderungen an die Zusam-
mensetzung der Luft in Wohnge-
bäuden (Schadstoffe, CO2-Gehalt 
etc.) verschärft werden.  
Dies führt voraussichtlich dazu, 
dass mittelfristig kein Wohngebäu-
de mehr ohne Kontrollierte Wohn-
raumlüftung (KWL) errichtet wer-
den darf. 
Aufgrund entscheidender Vorteile 
wird der Anteil von dezentralen 
Lüftungssystemen innerhalb der 
kontrollierten Wohnraumlüftung 
weiter zunehmen und vermehrt an 
Bedeutung gewinnen. 
Unserer Erfahrung nach als Her-
steller ist es auch sehr wichtig, 
den Planern und Energieberatern 
jeweils einen festen Ansprechpart-
ner anzubieten sowie bei Bedarf 
auch komplette Ausarbeitungen, 
wie dezentrale Lüftungsanlagen, 
die die Fachleute problemlos in 
ihre Energieberatungsprogramme 
einpflegen können. 
 

Da sich individuelle Anforderun-
gen aufgrund der Kundenbedürf-
nisse und der Beschaffenheit von 
Nutzungseinheiten stark unter-
scheiden können, ist eine hohe 
Adaptionsfähigkeit der Lüftungs-
anlage absolut empfehlenswert. 
Insbesondere langjährige System-
anbieter mit entsprechenden 
Erfahrungswerten ermöglichen in 
diesem Zusammenhang individu-
elle Lüftungslösungen. Beginnend 
bei einem breiten Filterangebot 
unterschiedlicher Klassen geht es 
über verschiedenartige Steuer-
möglichkeiten bis hin zu raffi-
nierten Wandeinbauhilfen und 
Speziallösungen.  
Gefragt sind Lüftungsanlagen die 
vom Keller bis zum Dachgeschoss 
reichen und die über ein Wand-
einbausystem verfügen, das einen 
schnellen Einbau ermöglicht. 
Weitere wichtige Aspekte sind 
Qualität, Kulanzregelungen und 
Serviceorientierung der Anbieter. 
In diesem Zusammenhang sollte 
beispielsweise auf eine freiwillige 
Herstellergarantie geachtet wer-
den, die über die gesetzlichen 
Mindestanforderungen hinaus-
geht. 
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Thermische Einflüsse sind die Antriebskräfte 
einer natürlichen Lüftung. Diese „Kräfte“ 
stehen der manuellen Wohnungslüftung je-
doch nicht immer zur Verfügung. Sie sind 
wetterabhängig und nicht beeinflussbar. Die 
dichte Bauweise heutiger Gebäudehüllen 
unterbindet einen natürlichen Luftaustausch 
in der Wohnung. Eine „Fensterlüftung“ unter-
liegt dem Nutzerverhalten. Sofern beispiels-
weis Außenlärm oder eine Außenluftbelastung 
durch Schmutz und Pollen störende Einflüsse 
auf die Wohnungsnutzung hat, ist eine „Fens-
terlüftung“ nicht zielführend umsetzbar. Eine 
Lüftungsanlage kann einen planmäßigen Luft-
wechsel, auch bei Abwesenheit des Nutzers, 
sicherstellen. Lüftungsanlagen mit Sensoren 
zur Anlagensteuerung können gezielt belaste-
te Luft aus den Räumen entfernen und sorgen 
für eine entsprechende Luftnachführung in die 
Wohnräume. Wichtig ist auch die Außenluftfil-
terung und Aufwärmung der Außenluft durch 
Wärmeübertrager. 

In den meisten Fällen sind die Nutzer der 
Lüftungsanlage mit der Technik dahingehend 
überfordert, dass Sie nicht wissen, wie die 
Anlage aufgebaut ist bzw. was sie leisten 
kann. Mögliche Lösung wäre eine intensivere 
Einweisung des Anlagennutzers vor Ort, sowie 
eine ausführliche Anlagenbeschreibung. Ne-
ben dem Aspekt Einweisung, ist die Schallab-
strahlung von Lüftungskomponenten eine 
Thematik. Die Geräusche sind teilweise auch 
den zu engen Platzverhältnissen in den Instal-
lationsschächten zugeordnet. Schächte sind so 
klein wie möglich auszuführen und engen die 
luftführenden Rohrleitungen ein. Die Strö-
mungsgeschwindigkeit unterliegt physikali-
schen Grundsätzen und wirkt sich bei über-
mäßiger Erhöhung negativ auf die Schallab-
strahlung durch die Komponenten aus bzw. 
dringt durch die Schachtwand in den Raum 
ein. Die Anpassung der Schachtgröße und -
qualität und auch beispielsweis die Verfüllung 
der Schächte mit geeigneten Materialien, 
halten wir auch als zielführende Maßnahmen 
die Schallbelastung abzusenken. 

Die kontrollierte Wohnungslüftung 
befindet sich gerätetechnisch und 
in Bezug des energetischen Wir-
kungsgrades der Komponenten auf 
sehr hohem Niveau. Wandlüfter 
mit niedrigem Energieverbrauch 
sind die Lösung. Die Motortechnik 
hält Einzug in fast allen Lüftungs-
geräten mit Wärmeübertrager, 
sowie auch kleineren Abluftgerä-
ten. Die Anlagenbedienung wird 
mittels intelligenter und vernetz-
ter Sensortechniken weitere Fort-
schritte machen, um einen ange-
passten Luftwechsel in Abhängig-
keit von ein oder mehreren Para-
metern zu erfüllen. In diesem 
Zusammenhang muss jedoch die 
einfache Handhabung der Lüf-
tungsanlage nicht leiden und sollte 
parallel angeboten werden. Nicht 
jeder Nutzer will diese Anlagen-
technik haben und „bedienen 
wollen“. Die Lösung hierzu könnte 
durchaus von der einfachen stu-
fenweisen Bedienung bis hin zu 
digitalen und vernetzen Anlagen 
reichen. 

Die nötigen gesetzlichen Vorga-
ben bezüglich einer ausreichen-
den „Lüftung einer Wohnung“  
bzw. einer „schimmelfreien 
Wohnung“  sind momentan nicht 
ausdrücklich in Form einer Volu-
menstrom- oder Luftwechselan-
gabe vorhanden. Die Forderung  
eines „Mindestluftwechsels“ 
(siehe Energieeinsparverordnung 
EnEV) für Wohngebäude ist vor-
gegeben. Aufgrund von vielen 
Interpretationen und Fachmei-
nungen findet jedoch eine sehr 
unterschiedliche Begriffsausle-
gung statt. Die Ver-/Anwendung 
eines Lüftungskonzeptes auf 
Grundlage der DIN 1946-6 ist eine 
sinnvolle Basis und Grundlage in 
die Richtung „kontrollierte Woh-
nungslüftung“. Die baurechtliche 
Gesetzgebung sollte diesbezüg-
lich eine klare und berechenbare 
Forderung, sowie die Rahmenbe-
dingungen geben bzw. benennen. 
Sicherlich auch unter dem Kom-
promiss, dass eine ingenieurmä-
ßige Berechnung auf Grundlage 
von physikalischen Grundlagen 
auch Anwendung findet. Zu un-
terschiedlich sind die Anforde-
rungen und die Nutzung von 
Wohnräumen sowie das Nutzer-
verhalten selber. 
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Die heutzutage dicht ausgeführten Gebäude-
hüllen erfordern Mindestluftwechsel zum 
Feuchteschutz und hygienische Luftwechsel 
für die Bewohner. Diese können nicht mehr in 
der erforderlichen Intensität beispielsweise 
durch Berufstätige erbracht werden. Die Lüf-
tungsanlage übernimmt das automatisch und 
energiesparend, wahlweise mit Wärmerück-
gewinnung und bei Steuerung nach Bedarf 
genau in der richtigen Menge. Gebäude in 
verkehrsreicher Lage (Flugbetrieb, Bahn, 
Autoverkehr) profitieren bei Geräten mit 
hoher Schalldämmung vom Lüften ohne Au-
ßenlärm. Durch gute Luftfiltertechnik wird 
den Bewohnern von Pollen und Feinstaub 
gereinigte Frischluft zur Verfügung gestellt. 
Nicht zuletzt lassen sich die Lüftungswärme-
verluste der Wohnung oder des Hauses (ca. 50 
Prozent der Gesamtwärmeverluste!) im Ver-
gleich zur Fensterlüftung, je nach System, um 
30 bis 40 Prozent reduzieren. Das spart Heiz-
kosten und trägt deutlich zur CO2-Minderung 
bei! Eine gut auf das Gebäude abgestimmte, 
leistungsfähige Lüftungsanlage stellt eindeutig 
ein Komfortmerkmal dar! 

Aus Kostengründen und auf Wunsch des Bau-
herrn wird oft die Anzahl der Lüftungsgeräte 
reduziert bzw. nur auf die Lüftung zum 
Feuchteschutz und nicht auf Nennlüftung, wie 
durch DIN 1946-6 (Raumlufttechnik, Teil 6: 
Lüftung von Wohnungen - Allgemeine Anforde-
rungen, Anforderungen zur Bemessung, Aus-
führung und Kennzeichnung, Überga-
be/Übernahme (Abnahme) und Instandhal-
tung) gefordert, ausgelegt. Das heißt, die 
hygienischen Luftwechsel werden vernachläs-
sigt bzw. den Bewohnern über Fenster über-
lassen. Eine Lösung kann hier ein Lüftungsge-
rät sein, dass zwei oder mehr Räume be- und 
entlüftet.  
 
Schlechte Wartung kann bis zum Funktionsver-
lust der Geräte führen! Regelmäßige Luftfil-
ter- und Gerätewartung nach Angaben des 
Herstellers sichern Funktion und Qualität des 
Lüftungsgerätes.  
 
Kritisch sehen wir die Umschalt-Lüfter: Mitt-
lerweile in großen Mengen verkauft, darf die 
wechselseitige Anströmung des Luftfilters aus 
hygienischen Gründen hinterfragt werden. 
Geräuschpegel und Takten der Geräte stört 
Nutzer nicht nur beim Schlafen. Leise Lüf-
tungsgeräte, die mit getrennter Luftführung 
und Filterung von Außenluft und Abluft sowie 
kontinuierlichem Volumenstrom arbeiten, 
sehen wir als Lösung an. 

Der Markt wird, aufgrund günstiger 
Rahmenbedingungen (derzeitige 
und künftige Baustandards, Förde-
rung, etc.) weiter wachsen. Es 
wäre sinnvoll, wenn die KfW die 
Förderung für Lüftungsgeräte bei-
spielsweise im Programm Energie-
effizient Bauen am spezifischen 
Energieverbrauch (SEV) nach Öko-
designrichtlinie ausrichtet, da in 
diesem Wert nicht nur der Wärme-
bereitstellungsgrad sondern auch 
die spezifische Eingangsleistung 
(SEL) berücksichtigt wird. Zuneh-
mender Wettbewerb wird Produk-
tinnovationen vorantreiben, was 
grundsätzlich im Interesse der 
Kunden sein dürfte. Es ist ein 
Trend zu smarter Gerätetechnik zu 
beobachten (Steuerung der Lüf-
tungsgeräte über Smartphone, 
Einbindung in Gebäudesysteme, 
etc.).  
 
Schlussendlich zählen in der Praxis 
aber auch andere Aspekte: Wie 
montage-, wartungs- und repara-
turfreundlich ist ein Lüftungsgerät? 
Wie energieeffizient und komfor-
tabel lüftet es? Welche Betriebs-
kosten entstehen und was spart es 
an Kosten ein? Darauf muss der 
Hersteller für seine Kunden eine 
Antwort finden... 

Wohnungslüftungsgerät ist nicht 
gleich Wohnungslüftungsgerät! Es 
gibt hier teilweise erhebliche 
Unterschiede was System, Funk-
tionsprinzip und Qualität angeht. 
Betrachten wir beispielsweise 
dezentrale Geräte: Ein kontinu-
ierlich arbeitendes Gerät mit Zu- 
und Abluft (rekuperatives Sys-
tem) entspricht einem Geräte-
paar gegenläufiger Umschaltlüf-
ter (regeneratives System). Das  
wird in der Auslegung und Kos-
tenkalkulation oft übersehen. Art 
der Luftführung, Luftfilterung, 
Druck-/Volumenstromkennlinie 
bzw. Winddruckanfälligkeit, 
Geräuschverhalten und Schall-
dämmung u.a. weisen Unter-
schiede auf. Es lohnt sich grund-
sätzlich, genauer hinzuschauen, 
zu vergleichen und für die Ent-
scheidungsfindung auch Nachwei-
se und Prüfzeugnisse unabhängi-
ger Prüfinstitute beim Hersteller 
anzufordern, um für das Objekt 
und den Kunden die passende 
Lösung erstellen zu können! 
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REGEL-air Becks GmbH & Co KG, www.regel-air-becks.de 

 
Thomas Verhoeven 
Prokurist, REGEL-air 
Becks GmbH & Co KG, 
Geldern 
www.regel-air-becks.de  
© Foto: REGEL-air Becks  

Bei der heutigen dichten Bauweise ist ein 
Lüftungskonzept nach DIN 1946-6 vielfach 
unumgänglich. Es gibt viele Möglichkeiten 
dieses umzusetzen. Grundsätzlich unterschei-
det man zwei Arten der Lüftung:  
 
1. In der freien Lüftung werden die Lüftungs-
konzepte in der Querlüftung geplant. Hierzu 
werden Außenluftdurchlässe (ALD), wie bei-
spielsweise Fensterlüfter, auf mindestens 
zwei Fassadenseiten geplant. Die Anzahl kann 
exakt berechnet werden. 
 
2. In der kontrollierten, ventilatorgestützten 
Lüftung unterscheidet man zwischen: Lüf-
tungsanlagen mit Zu- und Abluft (auch Wär-
merückgewinnung WRG) und  
Abluftanlagen. Bei Letzteren muss die Zuluft 
über Außenluftdurchlässe nachströmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei Sanierungen im Baubestand ist es häufig 
nicht realisierbar eine Lüftungsanlage zu 
installieren, bzw. einzubauen.  
 
In Neubauten können die Leitungen in Decken 
und Estrichböden verlegt werden. Dadurch ist 
es nicht einfach die Wartung und die Reini-
gung der Lüftungsanlage durchzuführen.  
 
Bei der Lüftung mit Fensterlüftern ist es je-
derzeit möglich die Lüftungswege einzusehen 
und zu reinigen, dieses gilt sowohl für die 
Querlüftung als auch für die Kombination mit 
einer Abluftanlage. 

Es wird in Zukunft stets Systeme 
für die kontrollierte, bzw. ventila-
torgestützte Lüftung sowie für die 
freie Fensterlüftung geben.  
Solange die Bewohner die Möglich-
keit haben, die Fenster zu öffnen, 
werden Sie dieses auch machen. 

Die Energieeinsparverordnung 
(EnEV) fordert zwar einen Min-
destluftwechsel, definiert diesen 
jedoch nicht genauer.  
 
Die DIN 1946-6 liefert hierzu die 
passenden Antworten. Es gibt 
jedoch auch noch weitere Nor-
men wie die DIN 18017-3 (Lüftung 
von Bädern und Toilettenräumen 
ohne Außenfenster, Teil 3: Lüf-
tung mit Ventilatoren) für die 
kontrollierte Lüftung in innenlie-
genden Räumen. 
 
In Bezug auf Normen und Regel-
werke muss noch viel Aufklä-
rungsarbeit geleistet werden. 
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Renson Ventilation, www.renson.de  

 
Christian Thomas 
Leitung Vertrieb und 
Produktmanagement 
Deutschland, Renson 
Ventilation, Waregem, 
Belgien, www.renson.de 
© Foto: Renson 
 

Manuelles Belüften ist nicht dasselbe wie das 
Belüften über eine Lüftungsanlage. Regelmä-
ßig ein Fenster zu öffnen ist eine gute Ge-
wohnheit, für ein gesundes Raumklima rund 
um die Uhr aber nicht genug. Dazu müssen 
Bewohner kontinuierlich und vor allem kon-
trolliert lüften. Insbesondere auch um Wär-
meverluste in Grenzen zu halten.  
 
Da Neubauwohnungen immer stärker ge-
dämmt und luftdichter ausgeführt werden, ist 
die Wahl eines geeigneten Lüftungssystems 
ein ebenso logischer wie notwendiger Schritt 
für ein gesundes Wohnklima. 

Zugluft, Lärm und Energieverlust sind die 
häufigsten Argumente gegen das Lüften. Wenn 
sie richtig installiert, benutzt und gewartet 
werden, sind die heutigen Lüftungsanlagen 
aber längst dagegen gewappnet.  
Um negative Erfahrungen hinsichtlich der 
Lüftung zu vermeiden, ist es für Bauherrn und 
Sanierer vor allem wichtig, eine Lüftungsanla-
ge zu wählen, die bestmöglich auf die Bedürf-
nisse und Lebensgewohnheiten der Bewohner 
abgestimmt ist.  
Eine bedarfsgesteuerte Lüftungsanlage geht 
dabei sogar sehr weit: CO2-, Feuchtigkeits- 
und Geruchssensoren überwachen kontinuier-
lich die Raumluftqualität und passen die Lüf-
tungsstufe automatisch an. So hat man ein 
sehr energieeffizientes System, das nur in den 
Räumen lüftet, die bewohnt werden. 
 

Die Zukunft gehört intelligenten 
Geräten, die nicht nur miteinan-
der, sondern auch mit den Bewoh-
nern und dem Installateur kommu-
nizieren.  
In Zukunft wird es immer wichti-
ger, die Raumluftqualität rund um 
die Uhr zu überwachen und den 
Lüftungseinsatz den Bedürfnissen 
der Bewohner anzupassen.  
Ist ein zentrales Lüftungsgerät 
realisierbar, bieten sich für Smart 
Homes vorbereitete, intelligent 
mit Sensorik-Elementen und per 
App steuerbare Systeme an.  
Wenn eine zentrale Lüftungsanlage 
nicht realisierbar ist, ist ein modu-
lares, dezentrales Lüftungssystem 
mit Wärmerückgewinnung eine 
Option. Es wird über oder senk-
recht neben einem Fenster mon-
tiert und kann - intelligent gesteu-
ert - ohne Klimaanlage auch eine 
Nachtauskühlung bewirken.  
Energierückgewinnung ist ein ‚hei-
ßes Thema‘. Dafür eignen sich 
insbesondere Lüftungsgeräte, die 
jeweils mithilfe von Wärmepum-
pen die Wärme aus der ver-
schmutzten Abluft für die Warm-
wasserbereitung und Niedertempe-
raturheizungen zurückgewinnen. 
 
 

Bewohner, Bauherrn und Sanierer 
erkennen immer öfter, wie wich-
tig gesunde Raumluft ist. 
Wenn man weiß, dass Menschen 
durchschnittlich 85 Prozent ihrer 
Zeit in Innenbereichen verbrin-
gen, kann man sich auch eine 
Vorstellung von der Wichtigkeit 
einer gut funktionierenden Lüf-
tungsanlage machen.  
Trotzdem stellen wir fest, dass 
beispielsweise auf dem Gebiet 
der Wartung mechanischer Lüf-
tungsanlagen weitere Sensibilisie-
rung notwendig ist. Schlecht 
gewartete Lüftungsanlagen sind 
möglicherweise noch ungesünder 
als überhaupt nicht zu lüften. In 
dieser Hinsicht ist es wichtig, bei 
der Wahl eines geeigneten Lüf-
tungssystems auch die Wartungs-
kosten und den Austausch der 
Filter zu berücksichtigen. 



 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2          2.1 EnEV-online Dossier                                             2.1.03 Kontrollierte Wohnungslüftung: Fluch oder Segen?  - Seite 35 von 38 

 
 
Experten antworten 1. Argumente pro Lüftungsanlagen 2. Probleme und Lösungen 3. Künftige Entwicklungen 4. Weitere interessante Aspekte 

Swegon Germany GmbH, www.swegon.de 

 
Gabriele Sperber 
Produktmanagerin  
Lüftung, Swegon  
Germany GmbH,  
Garching-Hochbrück 
www.swegon.de 
© Foto: Swegon 

Ein effektives,  maschinelles Lüftungssystem 
sorgt für einen kontinuierlichen Sauerstoff-
gehalt im Wohnbereich und beseitigt schädli-
che Dämpfe und Gerüche. Energieeffiziente 
Wärmerückgewinnungsgeräte (mit bis zu 89 
Prozent Effizienz) nutzen die Wärmeenergie 
der Abluft und erwärmen die frische Zuluft. 
Eine intelligente Lüftungslösung verschwendet 
keine Energie, sondern nutzt diese erneut für 
die Beheizung oder passive Kühlung, was die 
Energiekosten nachhaltig senkt. Ein korrekt 
eingestelltes und angepasstes Lüftungssystem 
entzieht der Raumluft Feuchtigkeit und ver-
ringert das Risiko, dass unkontrollierte Druck-
unterschiede Feuchtigkeitsschäden an Gebäu-
destruktur, Wände, Böden oder Decken verur-
sachen.  

Negative Aspekte der Wohnungslüftung durch 
technische Anlagen sind uns nicht bekannt. 
Voraussetzung ist, dass das Lüftungssystem 
richtig ausgewählt und eingestellt wurde. 

Man unterscheidet bei den Lüf-
tungssystemen mit Wärmerückge-
winnung (WRG) zentrale und de-
zentrale Systeme. Die zentralen 
Systeme liegen von den Investiti-
onskosten (aufwendiges Rohrsys-
tem etc.) höher wie die dezentra-
len Systeme, bieten jedoch den 
Vorteil, dass die Lüftungsanlage 
auf das Gesamtsystem mit bei-
spielsweise Feuerstätten-, Dunst-
abzugshauben- und Zentralstaub-
sauger-Schaltung abzustimmen. 
Die dezentralen Systeme mit WRG 
haben im Wohnungsbau an Markt-
anteilen in den letzten Jahren 
zugenommen. Für diese Systeme 
sprechen geringe Investitionskos-
ten und kurze Montagezeiten, 
sowie die Möglichkeit diese Syste-
me bei Renovierungen einzuset-
zen. Systeme ohne WRG werden 
langfristig auf dem Markt ver-
drängt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dass im Jahr 2016 maschinelle 
Abluftsysteme ohne Wärmerück-
gewinnung immer noch einen 
Marktanteil von ca. 75 Prozent 
hatten, stellt einen sehr interes-
santen Aspekt dar. 



 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2          2.1 EnEV-online Dossier                                             2.1.03 Kontrollierte Wohnungslüftung: Fluch oder Segen?  - Seite 36 von 38 

 
 
Experten antworten 1. Argumente pro Lüftungsanlagen 2. Probleme und Lösungen 3. Künftige Entwicklungen 4. Weitere interessante Aspekte 

Systemair GmbH, www.systemair.de 

 
Klaus Lang 
Product Area Director 
Residential Ventilation, 
Systemair GmbH,  
Windischbuch  
www.systemair.de 
© Foto: Systemair 

Es ist mittlerweile eine Herausforderung, ein 
neues oder saniertes Gebäude richtig zu lüf-
ten. Eine ordnungsgemäß geplante und instal-
lierte Lüftungsanlage bewerkstelligt das zu-
verlässig und selbstständig oder anders ausge-
drückt: nutzerunabhängig. Gebäude oder 
Wohnungen sind tagsüber oder am Wochenen-
de oftmals sich selbst überlassen, wenn alle 
außer Haus sind, sei es zum Arbeiten oder auf 
Tour. Früher haben sich die Gebäude aufgrund 
von Undichtigkeiten selbst gelüftet, aber das 
ist heute in bewusst abgedichteten Wohnein-
heiten nicht mehr der Fall. Ohne richtig zu 
lüften – auch das muss man in neuen oder 
sanierten Wohneinheiten lernen – geht Feuch-
tigkeit nicht hinaus und frische Luft nicht 
hinein. Neue Anlagen besitzen in der Regel 
auch die Möglichkeit der Bedarfslüftung. Das 
bedeutet, die Geräte passen den Luftaus-
tausch automatisch den gegebenen Umstän-
den an. Geregelt wird die erforderliche Luft-
menge nach Sensoren für Feuchte, Kohlendi-
oxyd CO2, VOC (Englische Abkürzung für 
„volatile organic compounds - übersetzt: 
flüchtige organische Verbindungen), Anwe-
senheit oder Temperatur. Viele Hersteller 
bieten parallel dazu noch weitere Optionen, 
um die Anpassung der Betriebsweise individu-
ell nach Wunsch der Nutzer zu ermöglichen. 
 
 
 
 

Negativ fallen Anlagen auf, die nicht richtig 
geplant oder nicht richtig installiert sind. 
Oftmals werden auch billige Produkte für die 
Luftführung verwendet oder auf Schalldämp-
fer verzichtet bzw. eine notwendige Isolie-
rung in Kaltbereichen und / oder kaltluftfüh-
renden Kanalteilen weggelassen. Mittlerweile 
kommt es auch immer häufiger vor, dass Lüf-
tungsanlagen bewusst unterdimensioniert 
werden. Es gibt am Markt auch Produkte zur 
systematischen Unterdimensionierung. Das 
bedeutet, dass der Nutzer zusätzlich über die 
Fenster lüften muss. Das alles geschieht aus 
Kostengründen, hilft aber letztendlich keinem 
der Beteiligten. Am wenigsten dem Nutzer, 
denn der bezahlt letztendlich mehr, vor allem 
wenn ein Schaden oder Mangel aufgrund von 
Kostenersparnis sichtbar wird. 

Grundsätzlich sehen wir einer 
positiven Entwicklung entgegen! 
Ein modernes Gebäude braucht 
eine Lüftungsanlage und diese wird 
sich in den nächsten Jahren auch 
durchsetzen. Die Ecodesign-
Richtlinie arbeitet auf energiespa-
rende Lösungen hin. Die verstärkte 
Problematik mit Feinstaubbelas-
tungen und die Anforderungen an 
die Raumluftqualität weisen zu-
sammen den Weg hin zu Lüftungs-
anlagen und weg von der Fenster-
lüftung. In einigen Jahren werden 
die Gebäude über sogenannte 
Smart Home-Lösungen vollautoma-
tisiert sein. Heizen, Kühlen, 
Warmwasserbereitung, Wasch-, 
Spülmaschine, Kühlschrank, Be-
leuchtung, etc. wird dann alles 
automatisch geregelt bzw. gesteu-
ert. Zur Automatisierung der Ge-
bäudebelüftung und -entlüftung 
kommt dann nur noch eine Lüf-
tungsanlage infrage. 

Die Wohnungslüftung ist in aller 
Munde, aber leider nur in Bezug 
auf die Energieeinsparung. Tat-
sächlich ist jedoch Hauptaufgabe 
der kontrollierten Lüftung für 
eine bessere Raumluftqualität zu 
sorgen. Gründe hierfür sind dich-
te Gebäudehüllen und die Parti-
kelbelastung unserer Außenluft. 
Wichtig ist nicht nur, Feuchte, 
Gerüche und Hausstaub, etc. 
nach draußen zu lüften, sondern 
auch angemessen gefilterte, also 
saubere Luft ins Gebäude zu 
führen. Dies bedarf einer Be- und 
Entlüftungsanlage. Wird diese 
installiert, bietet es sich selbst-
verständlich an, die Wärme aus 
der Abluft auf die Zuluft zu über-
tragen bzw. im klimatisierten 
Gebäude im Sommer auch die 
Wärme der Zuluft auf die Abluft 
zu übertragen. Wenn die Auf-
merksamkeit erstmal in diese 
Richtung geht, kommt der Woh-
nungslüftung mit Sicherheit die 
Bedeutung zu, die sie haben 
sollte. 
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Vallox GmbH, www.vallox.de  

 
Bernhard Fritzsche 
Geschäftsführer 
Vallox GmbH, Dießen  
www.vallox.de  
© Foto: Vallox GmbH 

Vieles spricht für eine kontrollierte Lüftung! 
Komfortlüftungsanlagen mit Wärmerückge-
winnung und hochwertigen Feinstaubfiltern 
(mindestens Klasse F7) verbessern die Raum-
luftqualität (IAQ Indoor-Air-Quality) erheblich:  
 Feuchtigkeit und Schadstoffe werden ab-

geführt. 
 Lärm, Staub und Pollen bleiben draußen.  

 
Kein nachhaltig denkender Bauherr kann heu-
te auf eine Lüftungsanlage mit Wärmerückge-
winnung (WRG) verzichten, denn: 
 der Wert seiner Immobilie steigt, 

 der Heizwärmebedarf im Haus kann bis zu 
50 Prozent sinken und 

 dabei ist immer frische, wohltemperierte 
Zuluft im Haus. 

Trotz hunderttausender zufriedener Nutzer 
hören wir leider immer noch von Vorbehalten 
zu Lüftungsanlagen hinsichtlich Lautstärke, 
Hygiene und trockener Luft.  
 
Alle negativen Aspekte von Komfortlüftungs-
anlagen sind jedoch durch normgerechte 
Planung, fachlich korrekte Ausführung und ein 
Minimum an Wartung sicher zu vermeiden.  
Nicht zu vergessen: Lüftung ist Pflicht!  
Die neugebauten Häuser sind luftdicht. Die 
Raumluft muss ständig erneuert werden, um 
Bauschäden zu vermeiden und frische Luft im 
Haus zu haben.  
Über die Mehrkosten der Wärmerückgewin-
nung einer Komfortlüftungsanlage, die sich in 
der Regel innerhalb einiger Jahre amortisiert, 
sollten wir nicht diskutieren. Die Kosten eines 
Heizsystems stellt man ja auch nicht in Frage! 

Wenn wir unsere Klimaziele und 
damit die Zukunft der nächsten 
Generationen ernst nehmen, müs-
sen wir den Heizenergieverbrauch 
bei Neubauten und bestehenden 
Gebäuden weiter reduzieren.  
 
Weltweit werden auch große An-
strengungen zur Reinhaltung der 
(Außen-)Luft unternommen. Dieses 
schlägt sich auf die Erwartung 
nach einer mindestens ebenso 
guten (in der Regel noch besseren) 
Raumluftqualität nieder.  
Diese Erwartung können wir nur 
durch den Einsatz von hocheffi-
zienten Komfortlüftungsanlagen 
mit Wärmerückgewinnung sowie 
guten Außenluftfiltern erfüllen. 

Viele Bedenken zum Thema 
„Kontrollierte Wohnungslüftung“ 
beruhen auf unklaren Vorstellun-
gen sowie auf fehlerhaft geplan-
ten, gebauten oder gewarteten 
Anlagen.  
 
Es ist unsere Aufgabe als Herstel-
ler sowie unserer Verbände, 
dieser Problematik durch Aufklä-
rung und Vermittlung von Fach-
wissen entgegenzuwirken.  
 
Dieses kann durch Endkunden-
Kampagnen der Verbände erfol-
gen oder durch Weiterbildungs-
Veranstaltungen für die Fachleu-
te am Bau, mit denen wir gute 
Erfahrung gesammelt haben. 
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Zehnder Group Deutschland GmbH, www.zehnder-systems.de  

 
Oliver Geithe 
Dipl.-Ing. Versorgungs-
technik (FH), Leiter Pro-
duktmanagement kom-
fortable Wohnraumlüf-
tung und Design-
Heizkörper, Zehnder 
Group Deutschland 
GmbH, Lahr, 
www.zehnder-systems.de  

Moderne, energieeffizient gedämmte Häuser 
und Wohngebäude sind praktisch von dichten 
Gebäudehüllen umgeben. Natürlicher Luftaus-
tausch über Fugen und Ritzen wie früher ist 
heute nicht mehr möglich. Deshalb kann in 
kurzer Zeit ein ungesundes Klima im Innen-
raum entstehen. Durch zu hohe Luftfeuchte 
droht zudem Schimmel. Alle zwei Stunden 
müsste von Hand gründlich gelüftet werden, 
um negativen Folgen vorzubeugen und für 
eine ausreichende Luftqualität zu sorgen.  
Weil dies im Alltag kaum zu schaffen ist und 
zudem die warme Luft wieder zum Fenster 
hinaus entweichen kann, sind komfortable 
Wohnraumlüftungssysteme mit Wärmerück-
gewinnung sehr empfehlenswert. Sie können 
den Großteil der Wärme aus der Abluft auf die 
Zuluft übertragen und senken damit den 
Heizwärmebedarf und die Heizkosten. Dabei 
ist der Stromverbrauch zum Betrieb dieser 
Geräte minimal. Gleichzeitig sorgen sie ohne 
Zugluft und leise für ein behagliches und 
gesundes Raumklima. 
 
 
 

Manche Bewohner befürchten, dass ein Kom-
fort-Lüftungssystem unhygienisch arbeiten 
könnte. Ihre Sorge ist nachvollziehbar, im-
merhin ist Luft unser wichtigstes Lebensmit-
tel. Ob zentrales Komfort-Lüftungssystem 
oder dezentrale Lüftungslösung – wenn man 
diese richtig plant, montiert und wartet, 
ergeben sich keine Hygieneprobleme und die 
Bewohner profitieren von einem gesunden 
Raumklima.  
Sie müssen nur alle drei Monate prüfen, ob 
die Filter der Lüftungsanlage nicht ver-
schmutzt sind und diese bei Bedarf ersetzen. 
Diese Handgriffe können die Bewohner in 
wenigen Minuten selbst erledigen und alle 
sechs Monate die Filter erneuern, die sie im 
Fachhandel erwerben. Damit die Anlage stets 
gut funktioniert, prüft ein Fachhandwerker 
alle zwei Jahre das Lüftungsgerät im Rahmen 
der üblichen Wartung und reinigt es auch.  
 
Fazit: Wird eine Lüftungsanlage professionell 
geplant, installiert und berücksichtigt der 
Nutzer die Pflegemaßnahmen, ist eine kom-
fortable Wohnraumlüftung eine hygienische 
und bequeme Lösung für ein rundweg gesun-
des Raumklima! 
 
 
 
 
 
 

In der technischen Weiterentwick-
lung der Wohnraumlüftung werden 
die Lüftungsgeräte immer leiser 
und kompakter. Parallel dazu 
steigt ihre Leistung zur Wärme- 
und Feuchterückgewinnung. Damit 
sorgen sie für noch mehr Energie-
effizienz. Auch dürfen sich die 
Nutzer auf moderne Bedienoptio-
nen über komfortable Apps für 
Smartphone und Tablet freuen.  
Die Nachfrage nach individuellen 
Lösungen wird sich weiterhin er-
heblich steigern. Vor diesem Hin-
tergrund ist es auch nachvollzieh-
bar, warum die Nachfrage nach 
dezentralen Lüftungsgeräten seit 
einiger Zeit erheblich wächst. 
Dezentrale Geräte können vor 
allem beim nachträglichen Einbau 
bei Sanierung im Baubestand an 
die jeweilige Situation optimal 
angepasst werden. Der Kosten- und 
Montageaufwand ist dabei zumeist 
überschaubar. Allerdings ist eine 
dezentrale Lüftungslösung nicht 
grundsätzlich immer günstiger. 
Sehr häufig ist doch ein zentrales 
Lüftungssystem die empfehlens-
wertere Lösung hinsichtlich Kom-
fort, Gesundheit, Montagesituation 
und Kosten. 
 
 

Noch können sich einige Ent-
scheider-Zielgruppen am Markt 
nicht für Lüftungsanlagen begeis-
tern. Insbesondere im Bereich 
der Komfortlüftung trifft man 
noch auf viele Vorurteile und 
Berührungsängste. Deshalb reicht 
es grundsätzlich nicht aus, „nur“ 
qualitativ hochwertige Systeme 
zu vertreiben – man muss allen 
Marktpartnern auch das nötige 
Wissen dazu vermitteln.  
 
Über Zusatzqualifizierung, Schu-
lung und Weiterbildung von Pla-
nern und Fachhandwerkern, müs-
sen wir dafür sorgen, dass sie 
unsere Produkte gut kennen und 
die grundsätzlichen Fähigkeiten 
dieser Technologie verstehen.  
Wir müssen unsere Partner befä-
higen, dass sie praktisch für jede 
Frage und Problem eines Kunden 
die passende Antwort und Lösung 
bereithalten. Die Schulungen 
sollten sich deshalb auch umfas-
send mit der gesamten Thematik 
beschäftigen – also mit der Pro-
dukttechnik genauso wie mit der 
Planung, Inbetriebnahme, War-
tung und Instandhaltung. 
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Energiekennwerte in Immobilien-Anzeigen:  

Makler vorläufig von dieser Pflicht befreien?  
Autorin und Redaktion: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT Austin, Freie Architektin 

in Stuttgart, seit 1999 Herausgeberin und Redaktion EnEV-online.de 
© Foto: Eisenhans - Fotolia.com 

   

Kurzinfo Energieangaben in kommerziellen Immobilien-Anzeigen sind Pflicht:  

Doch Makler sollen bis zum Inkrafttreten des neuen GebäudeEnergieGesetzes 

(GEG) von dieser Pflicht nach der aktuellen Energieeinsparverordnung (EnEV) 

befreit werden! Diese Idee kam auf, weil der Entwurf für das neue Gesetz die 

Makler direkt benennt und die Energieeinsparverordnung (EnEV) nur die Verkäu-

fer und Vermieter aufführt. Letzteres hat zu vielen Missverständnissen geführt. 

 

Hintergrund: Seit dem 1. Mai 2014 verpflichtet die Energieeinsparverordnung 

(EnEV 2014) im  § 16a (Pflichtangaben in Immobilienanzeigen) Verkäufer und 

Vermieter in kommerziellen Anzeigen auch gewisse Energiekennwerte des Ge-

bäudes anzugeben. In der Praxis geben jedoch überwiegend Makler die Anzeigen 

auf. Deshalb haben die zuständigen Bundesministerien für Bau (BMUB) und Wirt-

schaft (BMWi) im Referentenentwurf für ein neues  GebäudeEnergieGesetz 

(GEG) im § 87 (Pflichtangaben in Immobilienanzeigen) auch Immobilienmakler 

ausdrücklich als Verpflichtete mit benannt. In der  Begründung heißt es dazu 

„§ 87 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 16a EnEV. Die Informations-

pflicht ist ebenfalls auf den Immobilienmakler erstreckt worden…“ 

   

EnEV-online Umfrage 

 

Inzwischen ist klar: Die EnEV wird erst in der nächsten Legislaturperiode fortge-

schrieben. So kam es zu der Idee, Makler vorläufig von der Angabe von Energie-

kennwerten in Anzeigen zu befreien. Wir fragten die wichtigsten Akteure dazu:  

 

1.  Wie finden Sie die Idee Makler von der Anzeige-Pflicht zu befreien? 

2.  Was spricht Ihrer Meinung dafür? 

3.  Was spricht dagegen? 

4.  Welche weiteren Aspekte finden Sie von Interesse in diesem Kontext? 

  

Antworten Lesen Sie auf den nächsten Seiten die Antworten der Experten. 

  

Dossier noch offen 

 

 

Schlussfolgerungen 

Unser Dossier ist noch nicht abgeschlossen. Weitere Antworten sind willkommen! 

 Nehmen Sie Kontakt mit uns auf über unser Formular in EnEV-online! 

 

Über unseren  kostenfreien EnEV-Newsletter erfahren Sie in der nächsten 

Ausgabe, welche Schlussfolgerungen wir aus unserer Umfrage gezogen haben. 
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Bundesministerium Bauen und Umwelt BMUB, www.bmub.bund.de 

Andreas Kübler 
Pressesprecher, Bunde-
ministerium Bauen und 
Umwelt, BMUB, Berlin, 
www.bmub.bund.de,  
© Foto: BBR/Andreas 
Kübler 
 

Nach den weiterhin geltenden Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014 / ab 2016) gemäß § 16a (Pflichtangaben in Immobilienanzeigen) hat der Ver-
käufer sicherzustellen, dass bestimmte Energiekennwerte in eine Immobilienanzeige aufgenommen werden. Weitere Adressaten nennt die Verordnung nicht. Immobi-
lienmakler werden in § 16a EnEV zwar nicht direkt aufgeführt. Der Verkäufer hat jedoch in Fällen - wie der Beauftragung eines Maklerbüros - dafür Sorge zu tragen, 
dass die erforderlichen Pflichtangaben in der Immobilienanzeige veröffentlicht werden (siehe dazu auch die  Bundesrats-Drucksache 113/13, Seite 97). Eine aus-
drückliche "Befreiung" des Maklers würde den Interessen des Verkäufers zuwiderlaufen. Schon aus diesem Grund besteht kein Anlass für Überlegungen, diese Berufs-
gruppe von der Pflicht "zu befreien". Dies wäre auch nicht angebracht. Im Gegenteil: Der Referentenentwurf zum Gebäudeenergiegesetz (GEG) zeigt, dass die feder-
führenden Bundesministerien für Wirtschaft und Energie (BMWi) und Bauen und Umwelt (BMUB) eine ausdrückliche Einbeziehung der Immobilienmakler in den Kreis 
der Verpflichteten für geboten halten.  
 
Bis zu einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung dieser Frage ist es die Aufgabe der Gerichte, in Streitfällen über den persönlichen Anwendungsbereich des § 16a 
EnEV zu entscheiden. Eine höchstrichterliche Entscheidung über die Auslegung des § 16a EnEV liegt unseres Wissens noch nicht vor. 
 
Unabhängig davon könnte ein Unterlassen der Pflichtangaben nach § 16a EnEV im Zusammenhang mit dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) von Be-
deutung sein. Derartige wettbewerbsrechtliche Fragen sind jedoch nicht Gegenstand der EnEV. 
 
 
 

Bündnis 90/Die Grünen Bundestagsfraktion, www.gruene-bundestag.de 

 
Julia Verlinden 
MdB, Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, 
Sprecherin für Energiepo-
litik, Berlin, 
www.gruene-
bundestag.de  
© Foto: Julia Verlinden 

Immobilienmakler dürfen keinesfalls von der Pflicht befreit werden, Energiekennwerte in Anzeigen anzugeben.  
Ebenso ist es richtig, dass sie bei Besichtigung von Objekten einen Energieausweis vorlegen müssen.  
 
Immobilienmakler sind zentrale Akteure auf dem Häuser- und Wohnungsmarkt. Sie müssen dazu beitragen, dass Verbrauche-
rinnen und Verbraucher aussagekräftige Informationen zum energetischen Zustand eines Hauses oder einer Wohnung be-
kommen und in ihre Entscheidung einbeziehen können.  
 
 

Um Transparenz und Information für 
Mieterinnen und Mieter sowie Käufer 
und Käuferinnen in Sachen Energiever-
brauch einer Immobilie zu verbessern, 
muss spätestens die nächste Bundesre-
gierung ab Herbst dafür sorgen, dass der 
Energieausweis vereinheitlicht und 
verbessert wird. Das bisherige Nebenei-
nander von Verbrauchs- und Bedarf-
sausweis ist für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher irreführend und kont-
raproduktiv, da es die Vergleichbarkeit 
unterschiedlicher Objekte hinsichtlich 
Energiesparens und Klimaschutzes er-
schwert. 
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion, www.cducsu.de 

 
Thomas Bareiß  
MdB, Energiebeauftrag-
ter, CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Berlin, 
www.cducsu.de 
© Foto: CDU/CSU-
Bundestagsfraktion 
 

Nach der Entscheidung des Koalitionsausschusses, dass das Gebäude-Energie-Gesetz (GEG) nicht mehr in dieser Wahlperiode verabschiedet wird, ist auch keine weite-
re rechtliche Veränderung der EnEV geplant.  
 
Wir wollen Energieeffizienz durch Transparenz, Information und Förderung anreizen.  
 
Deshalb ist es richtig, dass auch Immobilienmakler Energiekennwerte in kommerziellen Anzeigen angeben.  
 
Eine Klarstellung, wie ursprünglich im GEG geplant, würde für die Immobilienmakler Rechtssicherheit und für die Verbraucher Transparenz schaffen. 
 

Deutsche Umwelthilfe e.V., DUH, www.duh.de 

 
Agnes Sauter 
Leiterin Verbraucher-
schutz, Deutschen Um-
welthilfe e.V. (DUH), 
Radolfzell, www.duh.de  
© Foto: DUH 
 

Unser Anliegen ist der Schutz der 
Verbraucher, der Miet- und Kaufinte-
ressenten von Immobilien. Deshalb 
halten wir gar nichts von einer Befrei-
ung der Makler von den Informations-
pflichten aus der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV). Ein großer Teil der 
am Markt gehandelten Immobilien 
wird über Makler vermittelt. Miet- 
und Kaufinteressenten von Immobilien 
haben nicht nur ein Recht auf trans-
parente Informationen, sondern auch 
ein hohes Informationsbedürfnis. Es 
muss ihnen möglich sein, schon bei 
der Durchsicht von Immobilienangebo-
ten in Zeitungen oder Immo-Portalen 
und vor Kontaktaufnahme mit dem 
Makler den Energiebedarf abzuschät-
zen und eine vernünftige Vorauswahl 

Aus Sicht der DUH spricht nichts dafür, 
Immobilienmakler von der Pflicht zur 
Angaben von Energiekennwerten in 
kommerziellen Anzeigen zu befreien.  
 
Würde man Makler von den Informati-
onspflichten befreien, liefe die EnEV 
an dieser Stelle ins Leere. Selbst wenn 
Makler nicht wortwörtlich in der Ver-
ordnung als Verpflichtete genannt 
sind, handelt es sich bei den Pflicht-
angaben zum Energieausweis in Immo-
bilienanzeigen um wesentliche Infor-
mationen, die Verbrauchern bei Ver-
mietung oder Verkauf einer Immobilie 
nicht vorenthalten werden dürfen.  
 
Wir halten es von entscheidender 
Bedeutung, dass der Verbraucher 

Es macht schlicht keinen Sinn, die wichtigs-
ten Marktakteure von diesen Informations-
pflichten auszunehmen.  
 
Es liegen bereits mehrere obergerichtliche 
Entscheidungen zur Frage vor, ob Makler 
dazu verpflichtet sind, bei der Bewerbung 
von Immobilien Angaben aus dem Energie-
ausweis zu machen. Die Oberlandesgerichte 
Hamm, München, Köln und Bamberg sehen 
Immobilienmakler klar in der Pflicht. Der 
Bundesgerichtshof (BGH) beschäftigt sich 
derzeit ebenfalls mit dieser Frage. Wir 
gehen fest davon aus, dass auch der BGH 
die Maklerfrage zugunsten der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher entscheiden wird.  
 
Gerade weil die Gerichte die Rechtslage als 
eindeutig ansehen und sehr gut begründen, 

Die DUH sieht den Verordnungsgeber 
nun in der Pflicht, den Wortlaut der 
Vorschrift klarstellend an die Realität 
auf dem Immobilienmarkt anzupassen,  
damit gewährleistet ist, dass Verbrau-
cher frühzeitig über etwaige energeti-
sche Folgekosten informiert werden und 
Makler nicht Gefahr laufen, gegen 
Kennzeichnungspflichten zu verstoßen. 
 
Darüber hinaus fordern wir die für den 
Vollzug der Energieeinsparverordnung 
verantwortlichen Bundesländer dazu 
auf, ihren Pflichten nachzukommen. 
Mehrere von der DUH in den letzten 
Jahren durchgeführte schriftliche An-
fragen bei allen zuständigen Behörden 
machen deutlich, dass diese nicht wir-
kungsvoll prüfen, ob Verkäufer oder 
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nach energetischen Kriterien zu tref-
fen.  
Die mit der Kontaktaufnahme mit dem 
Makler verbundene Vorentscheidung 
hätte der Verbraucher möglicherweise 
nicht getroffen, wenn er sich bereits 
aufgrund der Immobilienanzeige näher 
über die energetische Qualität der 
Immobilie hätte informieren können. 
 

möglichst frühzeitig einen Eindruck 
von der energetischen Qualität einer 
Immobilie und damit zugleich die 
Möglichkeit zu einem überschlägigen 
Vergleich der Kosten für Heizwärme 
mit anderen Immobilienangeboten 
erhält.  
 
Ließe man Makler außen vor, kann die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) 
ihren Zweck nicht erfüllen. 
 

sehen wir keine Notwendigkeit, die infor-
mationspflichtigen Makler bis zur BGH-
Entscheidung oder bis zu einer Novellierung 
der Gesetzesgrundlagen von den Informati-
onspflichten auszuklammern. Würde man so 
verfahren, vergingen zwischen Inkrafttreten 
einer verbraucherschützenden Norm und 
deren konsequenter Anwendung viele Jah-
re. 

deren Beauftragte Makler ihren Informa-
tionspflichten nachkommen. Die DUH 
wird daher weiter eigene stichproben-
hafte Kontrollen in Zeitungen, Online-
portalen und auf Webseiten von Makler-
unternehmen durchführen und auf Ein-
haltung der Informationspflichten be-
stehen. 

e&u energiebüro gmbh, www.eundu-online.de 

 
Michael Brieden-Segler 
Geschäftsführer, e&u 
energiebüro gmbh, Biele-
feld, www.eundu-
online.de  
© Foto: e&u energiebüro 
 

Das ist eine ganz schlechte Idee und 
ist reine Lobby-Arbeit zur Vermake-
lung qualitativ schlechter Gebäude. 
Mit der Pflicht zur Angabe der Daten 
des Energieausweises in kommerziel-
len Anzeigen, die mit der  EnEV 2014 
als Umsetzung der EU-Gebäude-
richtlinie verpflichtend eingeführt 
wurde, werden potenzielle Mieter 
bzw. Käufer über die Qualität der 
Immobilie informiert. Hierbei handelt 
es sich also um Verbraucherschutz. 
Dieser darf nicht durch Zwischenhänd-
ler (Immobilienmakler) unterlaufen 
werden. Diese handeln im Auftrag von 
Gebäudeeigentümern; daher müssen 
die Makler aller Verpflichtungen der 
Gebäudeeigentümer im Rahmen der 
Vermakelung ebenfalls erfüllen. 
 
 
 
 
 
 
 

Keine Pro-Argumente für eine Makler-
Ausnahme!  
 
Angaben zur Energieeffizienz müssen 
für jede Waschmaschine erfolgen - 
warum nicht auch für Gebäude? 
 
Die Energiekosten machen übrigens 
den größten Teil der Nebenkosten aus! 

Würde eine solche Befreiung eingeführt, 
würden Gebäudeeigentümer und Makler 
profitieren, die qualitativ schlechte Gebäu-
de vermieten bzw. verkaufen wollen.  
 
Mieter bzw. Käufer würde somit schlechte 
Qualität angeboten, ohne dass sie darüber 
informiert wären.  
 
Eigentümer mit energetisch guten Gebäu-
den wären benachteiligt. Zudem ist eine 
solche Befreiung nicht zulässig, da sie EU-
Recht widerspricht. 

Klimaschutz und Verbraucherschutz sind 
allgemein gesellschaftlich notwendige 
Aufgaben.  
 
Es ist inakzeptabel, wenn einzelne Lob-
by-Gruppen (hier: Makler) diese sozialen 
Aspekte ihrer Tätigkeit auf Grund ihres 
Geschäftsinteresses ausblenden. 
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Rechtsanwalt Dominik Krause, Bremen 

 
Dominik Krause 
Rechtsanwalt, Bremen 
© Foto: RA Krause 
 

Eine Klärung der Rechtslage durch den 
Gesetz- oder Verordnungsgeber wäre 
grundsätzlich zu begrüßen, da die 
Frage, ob ein Makler selbst Adressat 
der aktuellen Regelung ist, von ver-
schiedenen Gerichten unterschiedlich 
beurteilt wird.  
 
Manche Gerichte gehen davon aus, 
dass aufgrund des Wortlauts von § 16a 
EnEV der Makler nicht selbständig 
verpflichtet ist (zuletzt beispielsweise 
Landesgericht (LG) Augsburg, Urteil 
vom  9. März 2017, Aktenzeichen 1 HK 
O 3316/16), andere wiederum wollen 
den Makler in den Kreis der Verpflich-
teten einbeziehen. 
 

Neben der grundsätzlich begrüßens-
werten Klarstellung, was denn jetzt 
für Makler gilt, spricht vor allem die 
Mittlerstellung des Maklers selbst für 
eine klare Abgrenzung. Der Makler ist 
grundsätzlich auf die Informationen 
seines Kunden, also beispielsweise des 
Verkäufers, angewiesen. Nur die In-
formationen, die dieser ihm zur Ver-
fügung stellt, kann er auch publizie-
ren. Er muss sich daher - grundsätzlich 
- auch darauf verlassen können und 
dürfen, dass die ihm überlassenen 
Unterlagen vollständig und richtig 
sind. Wäre er nunmehr selbst zur 
Vorlage und Publikation der Daten 
verpflichtet, müsste er sich überle-
gen, ob er für eine Immobilie, für die 
nach Angaben des Kunden noch kein 
Energieausweis vorliegt, nicht selbst 
einen Energieausweis ausstellen lässt. 
Nur so kann er jedes Risiko eines Ge-
setzesverstoßes vermeiden. 
 

Der Tätigkeit von Maklern kommt in der 
Praxis erhebliche Bedeutung bei der Ver-
mittlung von Häusern oder Wohnungen zu. 
Über entsprechende Anzeigen werden Inte-
ressenten auf das Angebot aufmerksam. Die 
Angaben sind erste Entscheidungs- und 
Auswahlhilfen. Grundsätzlich ist es nach der 
gegenwärtigen Rechtslage möglich, dass 
sich der Makler bei fehlenden Angaben auf 
mangelnde Informationen des Kunden (also 
beispielsweise des Verkäufers) beruft. Ist er 
selbst in der Pflicht, kann er sich hierauf 
nicht mehr ohne weiteres berufen, sondern 
muss den Verkäufer zumindest zur Überga-
be eines Energieausweises ernsthaft auffor-
dern oder die Vermittlung der Immobilie 
verweigern. Dies würde - zumindest mittel-
bar - den Druck erhöhen, Daten aus Ener-
gieausweisen zu veröffentlichen und diesen 
damit zu mehr Geltung zu verhelfen. Erst 
Recht würde dies gelten, wenn der Makler 
selbst zur Vorlage eines Ausweises bei einer 
Besichtigung verpflichtet wäre. 

Es ist nicht einfach, der Stellung des 
Maklers als Mittelsperson des Verkäufers 
oder Vermieters gerecht zu werden. Der 
Gesetzgeber wird hier abzuwägen ha-
ben, ob die Stärkung der Bedeutung der 
Energieausweise die Regulierung der 
Pflichten des Maklers rechtfertigt. Zu 
beachten ist immerhin, dass es eigent-
lich der Eigentümer oder Vermieter ist, 
der die Verantwortung für den Wert 
seiner Immobilie unter energetischen 
Gesichtspunkten trägt. Mehr noch als 
die Publikationspflicht wird die Einbe-
ziehung des Maklers in den Pflichten-
kreis der zur Vorlage verpflichteten die 
Möglichkeiten zur seriösen Vermittlung 
einer Immobilie einschränken, für die 
ein Energieausweis nicht vorliegt und 
vom Eigentümer auch nicht zur Verfü-
gung gestellt wird. 

SPD-Bundestagsfraktion, www.spdfraktion.de 

 
Bernd Westphal 

Die Befreiung von der Pflicht ist nicht nachzuvollziehen. Die Energieeinsparverordnung (EnEV) ist nach wie vor gültig. Sie schreibt vor, dass Verkäufer, Vermieter, 
Verpächter und Leasinggeber in kommerziellen Immobilienanzeigen die Gebäudeeffizienzklasse sowie weitere Energiekennwerte angeben müssen. Die Ermittlung der 
Gebäudeeffizienzklasse erfolgt beispielsweise auf der Grundlage des Endenergiebedarfs. Es besteht keine rechtliche Grundlage, von der EnEV abzuweichen. 
Nachdem sich die Verabschiedung einer Nachfolgeregelung für die gültige EnEV voraussichtlich bis nach der Bundestagswahl verschiebt, gilt die aktuelle Verordnung 
unverändert weiter. Alle Regelungen, auch zu Veröffentlichungspflichten, bleiben unverändert bestehen. Kurzfristige Änderungen sind nicht zu erwarten und auch 
angesichts des Gesamtpaktes angestrebter Änderungen nicht sinnvoll. Außerdem schadet die Befreiung von der Verpflichtung der Anerkennung des Energieausweises. 
Wenngleich der Ausweis umstritten ist, so ist es doch ein erster wichtiger Schritt, die Energieeffizienz in den Wert eines Gebäudes einfließen zu lassen. 
 
Bernd Westphal, Wirtschaftspolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Berlin, www.spdfraktion.de, © Foto: spdfraktion.de (Susie Knoll / Florian Jänicke) 

ACHTUNG:  Unser Dossier ist noch nicht abgeschlossen. Weitere Antworten sind willkommen!  Nehmen Sie Kontakt mit uns auf über unser Formular in EnEV-online! 
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26. Juni 2017 

 

Drei Fragen an die Oberste Baubehörde Hamburg 

EnEV-bezogene Änderungen in der  

Novelle der Hamburgischen Bauordnung 
Dr. Magnus-Sebastian Kutz, Leiter Kommunikation und Pressesprecher der 

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen der Freien Hansestadt Hamburg,  

antwortet auf die Fragen von Melita Tuschinski, Redaktion EnEV-online.de 

© Foto: Bina Engel  

  

Einleitung Der Hamburger Senat hat am 13. Juni 2017 den Vorschlägen für eine umfassende 

Änderung der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) zugestimmt. Neben der Um-

setzung europarechtlicher Vorgaben sollen die vorgesehenen Gesetzesänderun-

gen vor allem den Wohnungsbau erleichtern.  

Etliche Änderungen betreffen auch energetische Aspekte, welche die bundes-

weit geltende Energieeinsparverordnung (EnEV) regelt. Grund genug für uns bei 

den fachlich zuständigen Experten nachzufragen. 

  

Anlass der Novelle Herr Dr. Kutz, als Pressesprecher der Behörde für Stadtentwicklung und 

Wohnen der Freien Hansestadt Hamburg, haben Sie die Novellierung der 

HBauO von Ihrer Pressestelle aus begleitet. Warum wurde die Hamburgische 

Bauordnung (HBauO) geändert? 

 

Die Änderungen erfolgen in erster Linie zur Umsetzung europarechtlicher Vorga-

ben zum Bauproduktenrecht und der sogenannten Seveso III Richtlinie (Richtlinie 

2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur 

Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen).  

Die übrigen Änderungen unterstützen das Wohnungsbauprogramms des Senats 

und nehmen u.a. praktische Erfahrungen auf. 

  

EnEV-bezogene  

Änderungen 

In den folgenden Zitaten haben wir die Änderungen hervorgehoben. 

Was können Sie über die einzelnen Änderungen berichten? 

  

Wärmedämmverbund- 

Systeme WDVS 

§ 26, Absatz (3) – Außenwände 

(3) Oberflächen von Außenwänden sowie Außenwandbekleidungen müssen 

einschließlich der Dämmstoffe und Unterkonstruktionen schwer entflamm-

bar sein; Dämmstoffe und Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren 

Baustoffen sind zulässig, wenn die Anforderungen nach Ab-satz 1 erfüllt 

sind. Balkonbekleidungen, die über die erforderliche Umwehrungshöhe 

hinaus hoch geführt werden, müssen schwer entflammbar sein. 
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Mit dieser Änderung  wird ermöglicht, dass unabhängig vom Brandverhalten des 

verwendeten Dämmstoffs (schwer oder normal entflammbar) Wärmedämmver-

bundsysteme gebaut werden können, ohne dass eine bauaufsichtliche Abwei-

chungsentscheidung erforderlich ist.  Im Gesamtsystem des Wärmedämmver-

bundsystems wird auch bei Konstruktionen mit normal entflammbaren Dämm-

stoffen die geforderte schwere Entflammbarkeit erreicht. 

  

  

Bild 1: Hamburg, die Elbphilhar-

monie in der Speicherstadt.  

© Foto: pure-life-pictures  

– Fotolia.com 

  

  

Trennwände  

zwischen Gebäuden 

§ 28, Absatz (7) – Brandwände 

Nachträgliche Wärmeschutzmaßnahmen … 

(7) 1Bauteile … hinweggeführt werden.  
3Außenwandbekleidungen von Gebäudeabschlusswänden dürfen ein-

schließlich der Dämmstoffe und Unterkonstruktionen nicht brennbar 

sein. 

 

Nunmehr sind durch diese Änderung zwischen aneinandergebauten Gebäuden 

auf einem Grundstück nur noch Trennwände entsprechend § 27 Hamburgische 

Bauordnung  (HBauO) statt vorher Brandwände erforderlich. Dies führt in erster 

Linie für den Geschosswohnungsbau zu deutlichen Erleichterungen. Die Funktion 

der Brandwand als brandschutztechnische Abschottung setzt voraus, dass auch 

die (äußeren) Bekleidungen der Wand (Außenwandbekleidungen) nichtbrennbar 

sind. Dazu erfolgt in Absatz 7 eine Klarstellung. 

  

Prüfung 

EnEV-Nachweise 

& 68, Absatz (2) Bautechnische Nachweise und ihre Prüfung 

(2) (unverändert) 

und im Baugenehmigungsverfahren …  
2Die Bauaufsichtsbehörde kann bei Vorhaben von geringer sicherheitlicher 

Bedeutung auf eine Prüfung der bautechnischen Nachweise zur Standsi-

cherheit, zum Wärmeschutz und zur Energieeinsparung verzichten. 
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 Mit dieser neuen Regelung wird die Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, bei Vorha-

ben von geringer sicherheitsbezogener Bedeutung neben dem Nachweis der 

Standsicherheit auch auf einen Nachweis zum Wärmeschutz und zur Energieein-

sparung zu verzichten. In Hamburg werden die bautechnischen Nachweise für 

die Standsicherheit, den Wärmeschutz und die Energieeinsparung in einem Zu-

sammenhang geprüft. Es würde das Baugenehmigungsverfahren unnötig verkom-

plizieren und verlängern, wenn auf die Prüfung der Standsicherheit verzichtet 

werden würde, aber die Nachweise zum Wärmeschutz bzw. Energieeinsparung 

geprüft werden würden. 

  

  

Bild 2: Hamburg, Panorama der 

Hafencity.  

© Foto: ExQuisine – Fotolia.com 

  

  

Anlagen für 

Erneuerbare Energien 

Anlage 2, Nr. 2a Errichtung und Änderung von Anlagen 

2a.  folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien: 

2a.1  Solaranlagen in, an und auf Dachflächen außer bei Hochhäusern 

sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äu-

ßeren Gestalt des Gebäudes, 

2a.2  gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe bis zu 3 m und 

einer Gesamtlänge bis zu 9 m, 

2a.3  Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von der Gelän-

deoberfläche bis zum höchsten Punkt der vom Rotor bestriche-

nen Fläche und einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern au-

ßer in reinen Wohngebieten sowie Windenergieanlagen mit einer 

Gesamt-höhe bis zu 15 m über Geländeoberfläche in festgesetz-

ten Gewerbe- und Industriegebieten und im Hafennutzungsge-

biet, 

 

Zur Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien wird im Katalog der verfah-

rensfreien Bauvorhaben mit der neuen Nummer 2a eine eigenständige Regelung 

für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien geschaffen, die neben den bisher 

schon als Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung freigestellten Solaranla-

gen auch Kleinwindkraftanlagen erfasst. Die Verfahrensfreiheit gilt zukünftig 

unabhängig von der Frage, ob die erzeugte Energie dem Eigenverbrauch dient 

oder ins Stromnetz eingespeist wird. 
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Außenwandbekleidung 

und Bedachung 

Anlage 2, Nr. 10.4 und 10.5 Außenwandbekleidung und Bedachung 

10.4  Außenwandbekleidungen einschließlich Maßnahmen der Wärme-

dämmung außer bei Hochhäusern sowie Verblendungen und Ver-

putz baulicher Anlagen, 

10.5  Bedachungen einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung au-

ßer bei Hochhäusern, 

 

Zukünftig wird die Verfahrensfreistellung für Außenwandbekleidungen bis zur 

Hochhausgrenze ausgeweitet. Vor dem Hintergrund der Bestrebungen zur Ener-

gieeinsparung und der Vorschriften der EnEV werden auch Maßnahmen der Wär-

medämmung in den Katalog der verfahrensfreien Bauvorhaben aufgenommen. 

Mit erfasst wird auch das Aufbringen einer Dämmung auf Dächer. 

  

  

Bild 3: Hamburg, Elbufer in Altona  

© Foto: Kara – Fotolia.com 

  

  

Bauen mit Holz Welche wichtigen Aspekte sind noch in diesem Kontext zu beachten? 

 

Zukünftig wird der Einsatz von Holz für Gebäude auch bis zur Hochhausgrenze 

deutlich erweitert (Änderung in § 24 HBauO).  Damit sollen die Möglichkeiten für 

vielfältiges und innovatives Bauen in Hamburg erweitert werden. Die insoweit 

ermöglichte Holzbauweise erleichtert eine systemische Vorfertigung und trägt 

damit zu einer Beschleunigung des Bauprozesses bei. Auch unter Kostengesichts-

punkten birgt die Verwendung von Holz als „Hauptbaustoff“ Potentiale für das 

kostengünstige Bauen. 

 

Herr Dr. Kutz, herzlichen Dank für Ihre aufschlussreichen Antworten! 
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Bild 3: Hamburg, U-Bahn Station 

Baumwall und Wohngebäude. 

© Foto: katatonia – Fotolia.com 

  

  

  

Kontakt für inhaltliche 

Rückfragen: 

Dr. Magnus-Sebastian Kutz 

Leitung Kommunikation/Pressesprecher  

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

Präsidialabteilung 

Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation – P32 

Neuenfelder Straße 19, D-21109 Hamburg 

Telefon: +49 (0) 40 / 4 28 40 - 20 51 

Telefax: +49 (0) 40 / 42 79 40 - 0 84 

E-Mail: pressestelle@bsw.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bsw  

  

Kontakt zur Redaktion: Melita Tuschinski 

Institut für Energieeffiziente Architektur und Internet-Medien 

Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin 

Bebelstraße 78, D-70193 Stuttgart 

Telefon: + 49 (0) 711 / 6 15 49 26 

E-Mail: info@tuschinski.de 

Internet: www.tuschinski.de 

 



 

 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2 2.1 EnEV-Praxis 2.1.06 Interview Bayern  - Seite 1 von 2

 
 

 

_ 

26. Juni 2017 

 

Fragen an Joachim Herrmann, Bauminister in Bayern 

Energieeinsparverordnung (EnEV) auf 

mögliche Brandgefahren untersuchen? 
Die Fragen stellte Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin in Stutt-

gart, Herausgeberin und Redaktion des Experten-Portals EnEV-online.de 

© Foto: Bayerisches Staatsministeri-

um des Innern, für Bau und Verkehr 

 

 

Einleitung „Nach dem Brand in London Dämmen vor dem Aus?“ fragten zwei Redakteure 

der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) kürzlich in ihrem Beitrag. Der Hoch-

hausbrand in London mache die Dämmwirtschaft nervös, doch noch besorgter sei 

man wegen der Reaktionen in der Politik: der bayerische Innenministers Joachim 

Herrmann, hätte angekündigt, die Vorgaben der Energieeinsparverordnung 

(EnEV) „… auf eine mögliche zusätzliche Brandgefahr hin zu überprüfen. … wie-

wohl … ein vergleichbarer Fassadenbrand an einem Hochhaus sei in Deutschland 

so gut wie ausgeschlossen.“ *) Grund genug für uns nachzufragen. Lesen Sie un-

sere Fragen und die Antworten von Joachim Herrmann, der nicht nur als Innen-

minister fungiert sondern auch für das Bauen und den Verkehr zuständig ist.  

  

 Unsere Fragen 

Fragenkatalog Herr Bauminister Herrmann, warum beabsichtigen Sie die Vorgaben der EnEV 

auf Brandgefahr untersuchen zu lassen? Reichen die deutschen Brandschutz-

vorgaben nicht aus? Welche Anforderungen der EnEV vermuten Sie soweit, 

dass sie eine Brandgefahr darstellen könnten? Wie soll der von der EU-

geforderten Niedrigstenergiestandard für Wohngebäude ab 2021 ohne ent-

sprechende Wärmedämmung realisiert werden? Auf welcher Ebene wollen 

Sie eine Untersuchung veranlassen – auf Landesebene in Bayern oder auf 

Bundesebene? Wie planen Sie dabei methodisch und strategisch vorzugehen? 

  

 Antworten des bayerischen Bauministers 

Antworten des 

Bauministers 

J. Herrmann 

Es geht mir bei den Überprüfungen nicht um die Vorgaben der EnEV. Die EnEV 

stellt bauphysikalische Anforderungen an die Wärmedämmung, aber keine An-

forderungen an die Brennbarkeit der Materialien. Für solche Fragen sind unter 

anderem die Bauordnungen der Länder einschlägig. Ich habe auch nie davon 

gesprochen, jetzt gezielt die EnEV überprüfen zu wollen. Vielmehr geht es mir 

darum, ob die aus energetischen Gründen geforderte Außendämmung eine zu-

sätzliche Brandgefahr auslöst und ob es bei unseren einschlägigen Vorschriften 

und deren Umsetzung Handlungsbedarf gibt. 
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Klar ist: Es geht uns nicht darum, künftig auf die Wärmedämmung von Gebäuden 

zu verzichten. Ob ein etwaiger Handlungsbedarf im Schwerpunkt auf bundes- 

oder landesgesetzlichen Regelungen liegen wird, wird die Überprüfung ergeben. 

  

 

 

Fortschreibung  

Energieeinsparrecht 

für Gebäude 

Welche weiteren Aspekte sehen Sie in diesem Kontext von Interesse? 

 

Die vom Bund verfolgte Zusammenlegung von Energieeinsparungsgesetz (EnEG), 

Energieeinsparverordnung (EnEV) und Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-

WärmeG) begrüßen wir. Das ist eine seit langem erhobene Forderung von uns.  

 

Wir werden aber weiterhin darauf achten, dass auf weitere Verschärfungen der 

energetischen Standards verzichtet wird. Denn die Rahmenbedingungen für den 

dringend erforderlichen verstärkten Wohnungsbau dürfen durch massive zusätz-

liche Kostenbelastungen nicht weiter erschwert und verschlechtert werden.  

 

Ebenfalls wichtig ist uns eine grundlegende Vereinfachung des Energieeinspar-

rechts für Gebäude. 

 

 

Herr Herrmann, vielen Dank für Ihre Antworten! 

  

 *) Hinweis:  Der erwähnte FAZ-Artikel im Internet 

  

Kontakt für inhaltliche 

Rückfragen: 

Michael Siefener 

Stellvertretender Pressesprecher 

Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 

Odeonsplatz 3, D-80539 München 

Telefon + 49 (0) 89 / 21 92 – 23 96 

Telefax + 49 (0) 89 / 21 92 – 12 721  

E-Mail: presse@stmi.bayern.de  

Internet: www.stmi.bayern.de  

  

Kontakt zur Redaktion: Melita Tuschinski 

Institut für Energieeffiziente Architektur und Internet-Medien 

Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin 

Bebelstraße 78, D-70193 Stuttgart 

Telefon: + 49 (0) 711 / 6 15 49 26 

E-Mail: info@tuschinski.de 

Internet: www.tuschinski.de 
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EnEV-online Dossier:  

Erneuerbare Wärme und Kälte in Gebäuden 

  

Erneuerbare-Energien- 

Wärmegesetz EEWärmeG 

Für Neubauten gilt seit dem Jahr 2009 das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

(EEWärmeG), seit 2011 in der novellierten Fassung (EEWärmeG 2011). Bauherren 

müssen den Bedarf an Wärme und Kälte zu einem bestimmten Teil mit erneuer-

baren Energien decken. Alternativ können sie die Energieeffizienz ihres Neubaus 

mit anerkannten Ersatzmaßnahmen steigern, beispielsweise indem sie "noch 

besser als den EnEV-Standard" planen und bauen. 

 

EEWärmeG-Praxis Der Bericht der Bundesregierung zeigt auf Seite 27 auf, dass im Jahr 2010 und 

2011 über die Hälfte der Bauherren es vorzogen ihre Nutzungspflicht über eine 

anerkannte Ersatzmaßnahme zu erfüllen, d.h. die EnEV zu �übererfüllen�. 

 Bundestag Drucksache 17/11957 Erfahrungsbericht zum EEWärmeG (2012) 

  

EnEV-online 

Umfrage 

Inzwischen sind etliche Jahre vergangen. Wir haben erfahrene Planer gebeten 

auf unsere vier Fragen aufgrund ihrer persönlichen Einschätzung zu antworten: 

1. Wie viel Prozent der Bauherren erfüllen heute das EEWärmeG indem sie 

"besser als den EnEV-Standard" planen und bauen? 

2. Welche Erneuerbare-Technologien sind unter den Bauherren am belieb-

testen um das EEWärmeG zu erfüllen und welche sind weniger gefragt? 

3. Welche Tendenz zeichnet sich in der Erfüllung des EEWärmeG ab? 

4. Welche weiteren Aspekte finden Sie wichtig in diesem Kontext? 

 Lesen Sie ihre Antworten auf den nächsten Seiten. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/119/1711957.pdf
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Ingenieurbüro Kirner, Energie- und Umweltanalytik, Hohenthann    

Experten antworten 1. EEWärmeG über EnEV erfüllen 2. Bauherren und Erneuerbare Energien 3. Tendenzen zur EEWärmeG-Erfüllung 4. Weitere interessante Aspekte 

 

Siegfried Kirner 

Dipl. Ing. (FH) Physikalische 

Technik, Ingenieurbüro 

Kirner, Energie- und Um-

weltanalytik, Hohenthann, 

www.kirner-ing.de  

© Logo: IB Kirner  

 

Ich schätze, dass heute mindestens die 

Hälfte bis zwei Drittel der Bauherren 

das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

(EEWärmeG) erfüllen, in dem sie als 

anerkannte Ersatzmaßnahme ihren Neu-

bau noch energieeffizienter planen und 

bauen als es die geltende Energieein-

sparverordnung (EnEV) fordert. 

Meiner Erfahrung nach nutzen Bauher-

ren eher folgende Technologien:  

 Luft-Wärmepumpen sowohl für 

Warmwasser als auch zur Beheizung 

 Photovoltaik-Anlagen zur Warmwas-

ser-Bereitung und weiteren Nutzen 

Unter Bauherren weniger beliebt sind: 

 Pellets 

 Fernwärme, weil sie häufig preislich 

deutlich höher liegen als Öl oder 

Gas, wenn man nur die Energiekos-

ten vergleicht. 

 

Ich schätze dass, all diejenigen Techno-

logien, die ich bei der zweiten Antwort 

(Spalte links) aufgeführt habe werden 

künftig verstärkt genutzt, insbesondere 

Photovoltaik-Anlagen in Verbindung mit 

Wärmepumpen jeglicher Art.  

Längerfristig werden sich nach meiner 

Einschätzung auch die gemeinsame 

Speicherung oder - alternativ - die eige-

ne Speicherung im Keller durchsetzen.  

Cloud-Lösungen sind heute noch viel zu 

teuer, könnten aber in Zukunft eine 

wichtige Rolle spielen. 

Sehr wichtig finde ich die Höhe des  

finanziellen, als auch des ökologischen 

Nutzens von bestimmten Anlagentypen. 

Zu diesen beiden Aspekten bin ich bei-

spielsweise bei der Solarthermie mitt-

lerweile ganz anderer Meinung als die 

ersten 15 Jahre meiner Tätigkeit als 

Energieberater.  

Das liegt an den Erfahrungen und an der 

Preisentwicklung von Solarthermie und 

von Photovoltaik-Anlagen sowie an der 

mittlerweile zur Verfügung gestellten 

Technik. 

 

http://www.kirner-ing.de/
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Hinterschwepfinger Energie GmbH, Mehring, Bayern 

Experten antworten 1. EEWärmeG über EnEV erfüllen 2. Bauherren und Erneuerbare Energien 3. Tendenzen zur EEWärmeG-Erfüllung 4. Weitere interessante Aspekte 

 

Thomas Meuer 

Dipl.-Ing. (FH), Versorgungs-

technik, Hinterschwepfinger 

Energie GmbH, Mehring, 

www.hinterschwepfinger.de  

© Foto: Th. Meurer 

Meine Antworten beziehen sich aus-

schließlich auf Nichtwohngebäude! 

Die reine Einhaltung des Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG) 

mittels höherem Standard als EnEV es 

fordert, ist meiner Ansicht nach seit der 

letzten Verschärfung der EnEV ab An-

fang des Jahres 2016 noch unattraktiver 

geworden. Sie wird bei Baumaßnahmen 

derzeit nur im Notfall angewendet, 

wenn keine regenerativen Energieträger 

ohne Aufwand vorhanden sind. 

Deshalb schätze ich, dass heute höchs-

tens 15 Prozent neue Gebäude errichtet 

werden, die das EEWärmeG erfüllen in 

den sie "besser als der EnEV-Standard" 

geplant und gebaut werden. 

 

Meine Antworten beziehen sich aus-

schließlich auf Nichtwohngebäude! 

In unserer Region in Bayern ist definitiv 

die Nutzung von Grundwasser zu Wär-

me- und/oder Kältezwecken am belieb-

testen unter Bauherren. 

Sie nutzen auch gerne - und diese sind 

auch zunehmend vorhanden - Fernwär-

menetze, die einen hohen regenerativen 

Anteil und niedrigen Primärenergiefak-

toren aufweisen. 

Im Nichtwohnbereich meiden Bauherren 

häufig den Einsatz von Biomasse, weil 

die Anlieferung, Lagerung usw. zu viel 

Fläche einnehmen würde. 

Meine Antworten beziehen sich aus-

schließlich auf Nichtwohngebäude! 

Um das EEWärmeG zu erfüllen ist oft-

mals ein Mix aus verschiedenen Berei-

chen notwendig:  

 Gute Gebäudehülle,  

 ein regenerativer Grundlasterzeuger 

für Wärme,  

 wenn möglich, auch eine teilregene-

rative Kälteerzeugung,  

 sowie Photovoltaik, als Ersatzmaß-

nahme zur Reduzierung des Primär-

energiebedarfs dort wo der Strom 

auch genutzt werden kann. 

Besonders für Nichtwohngebäude (Ge-

werbe und Industriebereich) müsste die 

Anrechnung von Wärmeabfällen aus 

Produktionsprozessen mit gezielten 

Maßnahmen (beispielsweise Wärmetau-

scher bei Drucklufterzeugung, Abluft-

wärmetauscher bei Absaugungen, usw.) 

besser in die Normung integriert sein. 

Mir ist bewusst, dass sich für diese Fälle 

kein Standard definieren lässt, jedoch 

sollte zumindest ein standardisierter 

Rechenansatz für die Primärenergie 

wohl möglich sein. 

Aktuell muss bei diesen Fällen jedes Mal 

noch ein berechtigter Sachverständiger 

eingeschaltet werden um die Prozess-

wärme als Umweltwärme zu deklarie-

ren. Diese Berechtigung regelt in Bayern 

die �Verordnung zur Regelung der Zu-

ständigkeiten und zur Durchführung der 

Verordnung über energiesparenden 

Wärmeschutz und energiesparende 

Anlagentechnik bei Gebäuden (Zustän-

digkeit und Durchführungsverordnung - 

ZVEnEV)�. 

 

 

http://www.hinterschwepfinger.de/


M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2 2.1 EnEV-Praxis 2.1. 07 Dossier zu Erneuerbarer Wärme und Kälte in Gebäuden - Seite 4 von 6

 

 

 

G-TEC Ingenieure GmbH, Beratende Ingenieure VBI, Siegen   

Experten antworten 1. EEWärmeG über EnEV erfüllen 2. Bauherren und Erneuerbare Energien 3. Tendenzen zur EEWärmeG-Erfüllung 4. Weitere interessante Aspekte 

 

Alexander Reh 

Dipl.-Phys. Ing.,  

G-TEC Ingenieure GmbH, 

Beratende Ingenieure VBI, 

Siegen, www.gtec.de  

© Foto:  A. Reh 

 

 

Marco Koch 

G-TEC Ingenieure GmbH, 

Beratende Ingenieure VBI, 

Siegen, www.gtec.de  

© Foto:  M. Koch 

Grundsätzlich besteht ein Unterschied 

darin, ob es sich bei dem Bauherrn um 

einen kommunalen oder privaten Auf-

traggeber handelt. Bei kommunalen 

Auftraggebern ist in der Regel ein Be-

wusstsein für den Klimaschutz oder die 

Vorbildfunktion vorhanden, wogegen 

private Auftraggeber die Anforderungen 

der Energieeinsparverordnung (EnEV) 

und des EEWärmeG häufig nur mit mi-

nimalem Aufwand erfüllen möchten. 

Dies wird durch die von uns ausgestell-

ten Energieausweise bestätigt. Bei pri-

vaten Auftraggebern liegt der Anteil der 

Projekte, bei denen das EEWärmeG 

(teilweise) durch eine EnEV-

Unterschreitung erfüllt wird, bei ca. 50 

Prozent (EnEV 2014) bzw. ca. 30 Pro-

zent (EnEV ab 2016). Die EnEV-

Unterschreitung war dabei in der Regel 

nicht die einzige Maßnahme zur Erfül-

lung des EEWärmeG, sondern wurde mit 

anderen Maßnahmen kombiniert. 

Bei kommunalen Auftraggebern lag die 

(teilweise) Erfüllung des EEWärmeG 

durch eine EnEV-Unterschreitung nur in 

Ausnahmefällen vor. Dies gilt sowohl bei 

Energieausweisen auf Grundlage der 

EnEV 2014 als auch der EnEV ab 2016. 

Bei kommunalen Auftraggebern wird 

über die Variante zur Erfüllung des 

EEWärmeG auf Grundlage unserer Wirt-

schaftlichkeitsberechnungen, den von 

uns berechneten CO2-Emissionen 

und/oder den Investitionskosten ent-

schieden. Der Schwerpunkt bei diesen 

drei Kriterien hängt davon ab, wie die 

finanzielle Situation des Auftraggebers 

ist und ob beispielsweise ein Klima-

schutzkonzept vorliegt. Bei privaten 

Auftraggebern wird der Aspekt der CO2-

Emissionen bei der Entscheidung nicht 

oder nur untergeordnet berücksichtigt. 

Häufig umgesetzt werden Varianten, bei 

welchen der Bauherr schon bei früheren 

Bauvorhaben gute Erfahrungen gemacht 

hat (beispielsweise Photovoltaikanlagen 

bei Unternehmen) oder welche der 

Auftraggeber aus seinem (privaten) 

Umfeld bereits kennt (beispielsweise 

beim Einfamilienhaus beliebte Varianten 

wie Solaranlagen oder Wärmepumpen). 

Die Erfüllung des EEWärmeG über die 

Wärmerückgewinnung in Raumlufttech-

nik (RLT)-Anlagen als Ersatzmaßnahme 

ist dem Bauherrn häufig nicht bekannt, 

weshalb wir bei jedem Bauvorhaben 

darauf hinweisen. 

Dass nicht nur die Anforderungen der 

EnEV, sondern auch des EEWärmeG zu 

berücksichtigen sind und das EEWärmeG 

die schärferen Anforderungen stellt, 

rückt immer in das Bewusstsein der 

Baubeteiligten. Dadurch wird das EE-

WärmeG immer früher in den Planungs-

prozess einbezogen, so dass sich die 

Gefahr von folgenreichen Fehlern bei 

der Energieplanung verringert. 

Durch die Verschärfung der EnEV seit 

2016 ist die Erfüllung des EEWärmeG nur 

durch eine Unterschreitung der EnEV-

Anforderungswerte nicht oder nur mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand 

möglich. Die ausschließliche Wärmever-

sorgung eines Neubaus über fossile 

Energieträger, beispielsweise einem 

Gaskessel, ist damit aus unserer Sicht 

nicht mehr zielführend und wird dem 

Bauherrn von uns auch nicht mehr vor-

geschlagen. 

Eine zunehmend wichtigere Rolle bei 

der Erfüllung des EEWärmeG nimmt die 

Anrechnung der Wärmerückgewinnung 

in RLT-Anlagen ein, da heutige Neubau-

ten aufgrund der Gebäudedichtheit und 

gestiegener Nutzeranforderungen häufig 

mechanisch belüftet werden. 

Die Zusammenführung der EnEV und des 

EEWärmeG ist unserer Meinung nach 

dringend notwendig, um deren Anwen-

dung zu vereinfachen und die Kommuni-

kation dem Bauherrn zu vereinfachen. 

Eine wichtige Aufgabe eines jeden Pla-

nungsbüros sollte es deshalb sein, den 

Bauherrn möglichst früh im Planungs-

prozess auf das EEWärmeG hinzuweisen 

und wirtschaftliche und/oder ökologisch 

sinnvolle Varianten zur dessen Erfüllung 

aufzuzeigen. 

Ein Problem bei der Erfüllung des EE-

WärmeG ist der zunehmende Kühlbedarf 

von heutigen Neubauten (beispielsweise 

aufgrund der Klimaerwärmung, großer 

Fensterflächen oder gestiegenen Nut-

zeransprüchen), wodurch dessen Anteil 

am Gesamtenergiebedarf immer größer 

wird. Im Gegensatz zur Wärmeerzeu-

gung über Wärmepumpen gilt die Au-

ßenluft bei der Kälteerzeugung nicht als 

erneuerbare Energie, weshalb konventi-

onelle Kompressions-Kältemaschinen 

nicht im EEWärmeG angerechnet wer-

den können. Eine passive Kühlung oder 

der Einsatz von Absorptions-

Kältemaschinen ist nicht bei jedem 

Neubau sinnvoll oder möglich. 

http://www.gtec.de/
http://www.gtec.de/
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Ulf Simon 

Dipl. Ing. (FH), Airmetic 

Büro für Bauphysik, Wehr, 

www.airmetic.eu  

© Foto: Airmetic 

Es ist schwer zu bewerten wie viel Pro-

zent der Bauherren heute das EEWär-

meG erfüllen indem sie "besser als der 

EnEV-Standard" planen und bauen.  

Bei Effizienzhäusern ist das Erneuerba-

re-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 

ohnehin übererfüllt durch Unterschrei-

tung der Anforderungen der Energieein-

sparverordnung (EnEV).  

Zusätzlich wird aber meist auch noch 

eine anderweitig nach EEWärmeG anre-

chenbare Anlage verbaut. Wo soll so 

etwas in der Statistik erfasst werden? 

Andererseits ist eine Erfüllung des EE-

WärmeG auf Basis der EnEV Verschär-

fung ab 2016 fast nur über Ersatzerfül-

lung bauliche Hülle (zumindest teilweise 

angerechnet) zu erreichen, wenn die 

Grundheizung auf Basis fossiler Brenn-

stoffe erfolgt. Und die Gasheizung ist 

nach wie vor populär. 

 

Bei kleineren Gebäuden (bis etwa acht 

Wohneinheiten) am ehesten Wärme-

pumpen, bei großen Mehrfamilienhäu-

sern (MFH) Biomasse.  

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) spielt 

eigentlich nur bei Nahwärmeversorgung 

eine nennenswerte Rolle.  

Bei Nichtwohngebäuden (NWG) kommen 

zumeist individuell geplante Sonderlö-

sungen zum Einsatz, beispielsweise zur 

Nutzung der betrieblichen Abwärme 

usw. 

Ich hoffe, keine mehr!  

Vielleicht schafft ja die kommende 

Bundesregierung, das - dann mit Sicher-

heit verwässerte - GebäudeEnergieGe-

setz (GEG) auf den Weg zu bringen... 

Da Neubauten ohnehin nur noch wenig 

Luft nach oben haben, sollten auch 

Bestandsbauten endlich einbezogen 

werden.  

In Baden-Württemberg ist dies bereits 

im Landesrecht verankert. Eine bundes-

weite Lösung wäre von Vorteil. 

 

http://www.airmetic.eu/
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Matthias Tilke 

Dipl.-Ing., Ingenieurbüro  

M. und L. Tilke, Olpe 

© Foto / Logo: IB Tilke   

Wie viel Prozent der Bauherren erfüllen 

heute das EEWärmeG indem sie "besser 

als den EnEV-Standard" planen und bau-

en? Im Wohnhausbau unserer Erfahrung 

nach niemand, da es hier nicht nötig ist.  

Die häufigste Anlagentechnologien im 

Wohnhausbau sind bei uns:  

 Wärmepumpe elektrisch,  

 Brennwertheizung mit Solaranlage. 

Mit beiden ist keine Ersatzmaßnahme 

durch EnEV-Übererfüllung erforderlich.  

 Holz wird selten eingesetzt. 

 Kraftwärmekopplung (KWK) und 

Biogas wird bei kleineren Bauvorha-

ben nie genutzt. 

Bei Industriehallen mit anschließendem 

Bürobau sieht es folgendermaßen aus:  

 Halle mit Dunkelstrahlern: EnEV-

Übererfüllung 15 Prozent durch er-

höhte Dämmung. 

 Bürogebäude: Da Solaranlage nicht 

sinnvoll, meist Wärmepumpe (in der 

Regel elektrisch Luft-Wasser). 

Bei den anderen Nichtwohnbauten kann 

man keine klare Tendenz erkennen. Die 

Lösungen hängen vom Einzelfall ab. 

Bei Wohnbauten sind unserer Erfahrung 

nach folgende Technologien beliebt:  

 Wärmepumpe elektrisch (meist 

elektr. Luft-Wasser) oder Brennwert 

mit solar,  

 Holz nur manchmal, 

 Lüftungsanlage mit Wärmerückge-

winnung (WRG) nach wie vor selten.  

Unbeliebt sind im Wohnungsbau: 

 Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) (sel-

ten) 

 Biogas (nie). 

 

Bei Nichtwohnbauten mögen Bauherren: 

 Wärmepumpe elektrisch (meist 

elektr. Luft-Wasser), 

Unbeliebt sind im Nichtwohnbau: 

 Holz (manchmal),  

 Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) (sel-

ten). 

 Biogas (nie). 

Kritisch ist der Nichtwohnbau, weil solar 

meist nicht sinnvoll ist, insbesondere 

bei Industriehallen mit anschließendem 

Bürogebäude. Wenn bei letzterem EnEV 

-15 Prozent nicht hilft, dann geht die 

Tendenz Richtung elektr. Wärmepumpe 

(meist Luft-Wasser). 

Im Wohnhausbau (insbesondere Einfami-

lienhäuser EFH) sind die elektrischen 

Luft-Wasser-Wärmepumpen stark im 

Kommen; Brennwert + solar nach wie 

vor stark vertreten. 

Der große Gewinner seit der EnEV-

Verschärfung ab 2016 sind die elektri-

schen Wärmepumpen.  

Wenn die EnEV weiter verschärft wird 

(was Gott verhüten möge, denn Ver-

nunft scheint das nicht zu bewirken) 

und vielleicht sogar der Primärenergie-

faktor für Strommix gesenkt wird, wer-

den die elektrischen Wärmepumpen den 

Markt dominieren.  

Holzkessel sind unbeliebt und Kraft-

Wärme-Kopplung (KWK) kommt nur bei 

Großprojekten zum Einsatz. 

 

Für Industriehalle mit anschließendem 

Bürobau sollten die jetzige EnEV-

Anforderungen nicht verschärft werden, 

da dies nur unsinnig teure Anlagentech-

nik fördert, die CO2-mäßig keine Ver-

besserung bringt. 

Eine weitere EnEV-Verschärfung halte 

ich rational für nicht begründbar. Dies 

verteuert nur das Bauen weiter und der 

CO2-Ausstoss wird infolge �falschem� 

Nutzerverhalten (Fenster in Kippstel-

lung) nicht verringert. Stattdessen wäre 

verstärkte Bauüberwachung (die auch 

bezahlt wird!!) sinnvoller. 
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Kontrolle nach EnEV der in Bayern  

erstellten Energieausweise für Gebäude 
 

David Schmidt B.SC. Referent Kontrollstelle EnEV an der Bayerischen  

Ingenieurekammer-Bau,  antwortet auf die Fragen der EnEV-online Redaktion 

  

Einleitung Die geltende Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) sieht vor, dass die ausge-

stellten Energieausweise für Gebäude von den Behörden der Länder geprüft 

werden. Die Prüfung in Prüfstufe 1 wird vom Deutschen Institut für Bautechnik 

(DIBt) mit Sitz in Berlin wahrgenommen. Die Prüfung nach Prüfstufe 2 und 3 liegt 

bei den EnEV-Kontrollstellen der. In Bayern führt die Bayerische Ingenieure-

kammer-Bau diese Kontrollen durch und informiert auch im Internet sehr aus-

führlich dazu. Wir haben David Schmidt B.SC., Referent der Kontrollstelle EnEV 

in Bayern, befragt. Lesen Sie seine Experten-Antworten. 

  

Kurzvorstellung  EnEV-online: Bitte stellen Sie sich unseren EnEV-online Lesern kurz vor wer 

Sie sind und mit welchen Aufgaben Sie sich zurzeit befassen. 

 

Schmidt: Mein Name ist David Schmidt und ich bin Teil der Kontrollstelle gemäß 

Energieeinsparverordnung (EnEV) an der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau. 

Seit Dezember 2017 führen wir stichprobenartige Kontrollen von Energieauswei-

sen und Inspektionsberichten über Klimaanlagen wie in § 26 d EnEV 2014 (Stich-

probenkontrollen von Energieausweisen und Inspektionsberichten über Klimaan-

lagen) vorgeschrieben durch. Zu unseren Aufgaben gehören die Stichprobenkon-

trolle von Energieausweisen in Prüfstufe zwei und drei sowie die Kontrolle der 

Inspektionsberichte über Klimaanlagen. 

 

Die Kontaktdaten der EnEV-Kontrollstelle finden Sie auf der Internetseite der 

Bayerischen Ingenieurekammer-Bau: www.bit.ly/enev-kontrollstelle. Dort fin-

den sich auch ein FAQ-Bereich mit den Antworten auf die häufigsten Fragen 

sowie unter �Downloads� alle Erhebungsbögen, die zur Stichprobenkontrolle 

eingereicht werden müssen. Diese sind als beschreibbare Pdf-Dateien verfügbar. 

  

Bisherige Erfahrung Welche Erfahrung haben Sie bisher mit der Kontrolle von Energieausweisen � 

auch im Rahmen anderen Behörden oder Beratung, Praxis - gesammelt? 

 

Schmidt: Grundsätzlich werden die Kontrollen sehr positiv aufgenommen. Die 

Kontrollstelle gemäß EnEV und die Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums 

für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie führen regelmäßige Treffen zum 

Erfahrungsaustausch durch. Daneben findet ein länderübergreifender Erfah-

http://www.bit.ly/enev-kontrollstelle
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rungsaustausch statt. 

  

Gründlichkeits-Stufen Die EnEV fordert, dass Sie Stichprobenkontrollen durchführen mit unter-

schiedlichen "Gründlichkeits-Stufen". Was bedeutet das in Bezug auf Energie-

ausweise? Wieviel Prozent der ausgestellten Energieausweise in Bayern prü-

fen Sie und wie viele sind dies zahlenmäßig soweit - auch getrennt nach 

Wohn- und Nichtwohnbestand? 

 

Schmidt: Wird ein Ersteller nach der Ausweiserstellung vom DIBt aufgefordert, 

eine XML Datei hochzuladen, ist er bereits in der Stichprobenkontrolle und es 

wird folgender Prüfprozess ausgelöst: 

 

 Prüfstufe 1 (beim DIBt) 

Eine elektronische Prüfung des Energieausweises anhand der XML-

Eingabedaten. Aus der Summe der Prüfungen in Prüfstufe 1 wird vom DIBt 

eine statistisch auswertbare Stichprobe für die Prüfstufen 2 und 3 an die 

jeweilige Länder-Kontrollstelle weitergeleitet. Die Stichprobe wird nun 

von der EnEV-Kontrollstelle nach dem Zufallsprinzip in Prüfstufe 2 (ca. 

80%) und Prüfstufe 3 (ca. 20%) aufgeteilt. Eine Hochstufung von Prüfstufe 

2 in Prüfstufe 3 erfolgt nicht. 

 

 Prüfstufe 2 (bei der Kontrollstelle an der Bayerischen Ingenieurekammer-

Bau). Informationen und Ergebnisse aus der elektronischen Prüfung der 

Eingabedaten am DIBt werden den Landeskontrollstellen zum Abgleich 

zur Verfügung gestellt. Diese und weitere Prüfkriterien werden anhand 

zusätzlich vom Energieausweis-Aussteller angeforderter Unterlagen bei 

der Kontrollstelle an der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau geprüft. 

 

 Prüfstufe 3 (bei der Kontrollstelle an der Bayerischen Ingenieurekammer-

Bau). Wie in Prüfstufe 2, jedoch mit erweiterten Prüfkriterien, zusätzli-

chen Prüfunterlagen, mehr Detailtiefe und mit einer Prüfung des Gebäu-

des vor Ort. 

 

Wir prüfen etwa hälftig Wohn- und Nicht-Wohngebäude. 

  

Extrem-Fälle Welches waren bisher Ihre besten und die unerfreulichsten Erfahrungen bei 

der Kontrolle von Energieausweisen? Welche negativen Extremfälle sind 

Ihnen bekannt oder erinnern Sie sich? 

 

Schmidt: Durchwegs erfreulich waren die Erfahrungen bei den Inaugenschein-

nahmen der geprüften Gebäude. Auch der Austausch mit den Eigentümern und 

Ausweiserstellern ist in der Regel positiv. In den Vor-Ort-Terminen können offe-

ne Fragen geklärt, Entscheidungen begründet und eventuell unterschiedliche 

Auffassungen im Rahmen vorhandener Ermessensspielräume mit allen Beteiligten 

diskutiert und geklärt werden.  
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Leider kommt es aber auch immer wieder vor, dass unsere Anschreiben ignoriert 

werden. Auch und gerade wenn sich der Aussteller offensichtlich eines Fehlers 

bewusst ist, sollte er oder sie den Kontakt zu uns suchen. Die Nichteinreichung 

der verwendeten bzw. angeforderten Daten und Unterlagen führt zwangsläufig 

zu einem Bußgeldverfahren durch die Kontrollstelle gem. EnEV. Das ist für beide 

Seiten unschön und könnte in manchen Fällen verhindert werden. 

  

Häufige Fehler Welches sind die häufigsten Fehler, die Ihrer Erfahrung nach den Ausstellern 

von Energieausweisen unterlaufen? 

 

Schmidt: Es sind mangelnde Kenntnisse über die Grundsätze von Energieauswei-

sen wie beispielsweise:  

 Verbrauchsausweise für Wohngebäude mit Bauantrag vor dem 1. Novem-

ber 1977 und  

o weniger als 5 Wohneinheiten und 

o ohne Nachweis der Einhaltung der WSVO 1977 

 falsche Definition eines Gebäudes, 

 mangelhafte Zonierung, 

 fehlerhafte Abbildung der Anlagentechnik inkl. Beleuchtung. 

  

Konsequenzen Was geschieht, wenn Sie feststellen, dass ein Energieausweis fehlerhaft aus-

gestellt wurde? Gibt es für den Aussteller die Möglichkeit, diesen zu korrigie-

ren? Melden Sie solch einen Fall an die Oberste Baubehörde? Wird sofort 

Bußgeld verhängt oder wie läuft es weiter? 

 

Schmidt: Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind für die Durchführung der Ener-

gieeinsparverordnung zuständig, die Details für Bayern regelt die Verordnung zur 

Ausführung energiewirtschaftlicher Vorschriften (AVEn). Offensichtlich fehler-

hafte Energieausweise und Inspektionsberichte über Klimaanlagen müssen durch 

die Kontrollstelle bei der Bayerische Ingenieurekammer-Bau an die jeweils zu-

ständigen unteren Bauaufsichtsbehörden weitergeleitet. 

  

Wichtige Aspekte Was ist noch wichtig aus ihrer Sicht in diesem Zusammenhang? Was möchten 

Sie noch erwähnen und worauf möchten Sie noch hinweisen? 

 

Schmidt: Immer wieder werden uns Energieausweise vorgelegt, bei denen der 

Name des Ausstellers oder die Unterschrift fehlt. Wir würden uns wünschen, 

dass die Aussteller sich für die Ausweiserstellung etwas mehr Zeit nehmen, um 

solche Flüchtigkeitsfehler zu vermeiden.  

 

Außerdem empfehlen wir allen Ausstellern, eine interne Übersicht für alle ihre 

Projekte zu erstellen, die es ermöglicht, sowohl nach Straße wie auch nach 

Energieausweisnummer das Gebäude schnell zu ermitteln. Denn wird ein Gebäu-
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de zur Prüfung ausgewählt, schreiben wir den Ersteller des Energieausweises an 

und bitten um die Unterlagen zu dem Objekt mit einer bestimmten Ausweis-

nummer. Die meisten Büros legen ihre Unterlagen aber nur sortiert nach �Haus 

in Straße xy� ab und müssen dann lange suchen, bis sie wissen, welches Gebäu-

de wir überhaupt prüfen wollen.  

Meine Kolleginnen und ich bieten übrigens auch Infoveranstaltungen an, bei de-

nen wir die Arbeit der Kontrollstelle vorstellen. Das Interesse an diesen Veran-

staltungen war zuletzt sehr hoch. Wir werden voraussichtlich in der zweiten 

Jahreshälfte neue Termine anbieten. Informieren Sie sich unter: www.bayika.de 

  

 Herr Schmidt, herzlichen Dank für Ihre aufschlussreichen Antworten! 

  

  

Kontakt inhaltliche Fragen: Kontrollstelle gemäß EnEV 

David Schmidt B.SC., Referent 

Bayerische Ingenieurekammer-Bau 

Schloßschmidstraße 3, 80639 München 

Telefon: +49 (0) 89 41 94 34-37 

Telefax: +49 (0) 8o9 41 94 34-20 

E-Mail: enev-kontrollstelle@bayika.de 

Internet: https://www.bayika.de/de/kammer/aufgaben/kontrollstelle_enev/  

  

Kontakt zur Redaktion: Melita Tuschinski 

Institut für Energieeffiziente Architektur und Internet-Medien 

Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin 

Bebelstraße 78, D-70193 Stuttgart 

Telefon: + 49 (0) 711 / 6 15 49 26 

E-Mail: info@tuschinski.de 

Internet: www.tuschinski.de 

 

mailto:enev-kontrollstelle@bayika.de
https://www.bayika.de/de/kammer/aufgaben/kontrollstelle_enev/
mailto:info@tuschinski.de
http://www.tuschinski.de/
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20.02.2016 

 

Antworten auf häufigen Fragen zur Registrierung: 

Energieausweise und Inspektionsberichte für Klimaanlagen 

 

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) auf seinen Webseiten die Antworten 

auf die wichtigsten Fragen von Ausstellern und Inspektoren veröffentlicht. 

  

Registrierung 

EnEV 2014, § 26c 

Die EnEV 2014 schreibt auch vor, dass Aussteller von Energieaus-

weisen und Inspektoren für Klimaanlagen jeweils eine Registrier-

nummer für ihre ausgestellten Ausweise und Berichte beantragen 

und in den Dokumenten entsprechend angeben. 

  

DIBt als zentrale 

Registrierstelle 

EnEV 2014, § 30 

Die Aufgaben als zentrale EnEV-Registrierstelle hat das Deutsche 

Institut für Bautechnik (DIBt), mit Sitz in Berlin, zunächst über-

nommen, bis die Bundesländer ihre eigenen Registrier- und Kon-

trollstellen ausbauen. 

  

FAQ zur Registrierung 

EnEV 2014, § 30 

Die Antworten auf die bisherigen 35 Anfragen � Stand 20. Februar 

2016 � hat das DIBt in einer kostenfreien Broschüre in Pdf-Format 

zusammengefasst. Interessierte finden diese als kostenfreien 

Download auf den Webseiten des DIBt � siehe URL weiter unten. 

  

Die wichtigsten 

Fragen + Antworten 

Die wichtigsten Fragen hat das DIBt auch online veröffentlicht: 

 

2. Ab wann sind Energieausweise und Inspektionsberichte für Kli-

maanlagen mit einer Registriernummer zu versehen? 

 

3. Ich bin zur Ausstellung von Energieausweisen und/oder Inspek-

tionsberichten berechtigt. Wie kann ich mich auf der Website des 

DIBt registrieren (anmelden)? 

 

4. Wie erhalte ich meine Registriernummer(n)? 

 

7. Wie kann ich ein Kontingent an Registriernummern kaufen? 

 

8. Welche Zahlungssysteme werden angeboten? 

 

10. Ich habe mein Kontingent bezahlt. Wie schnell erhalte ich die 

beantragten Registriernummern? 

 

12. Kann ich bei Überweisungen für den Erwerb neuer Kontingente 
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immer das gleiche Kassenzeichen verwenden? 

 

13. Was passiert, wenn ich versehentlich ein falsches Kassenzei-

chen angegeben habe? 

 

17. Wie kann ich fehlerhafte Datensätze nachträglich korrigieren 

oder Registriernummern ungültig setzen bzw. löschen? 

 

27. Wer kann inhaltliche Auskünfte zur EnEV 2013 geben (z. B. 

wann welcher Energieausweis (Energieverbrauchs- bzw. Energie-

bedarfsausweis) benötigt wird)? 

 

28. Besteht bei Bauvorhaben, die aktuell abgeschlossen werden, 

generell die Pflicht zur Registrierung des Energieausweises, auch 

wenn dieser auf der Grundlage früherer Fassungen der EnEV er-

stellt wurde? 

 

35. Wo erhalte ich Hilfe bei Fragen zur Registrierung? 

 

Download Internet:  https://www.dibt.de/de/Geschaeftsfelder/GF-EnEV-FAQs.html 

  

Kontakt Service-Hotline: 

EnEV-Registrierstelle 

Telefon: +49 (0) 30 90 26 999 

E-Mail: enev-registrierstelle@dibt.de  

Internet:  https://www.dibt.de/de/Geschaeftsfelder/GF-EnEV-Registrierstelle.html  

 

https://www.dibt.de/de/Geschaeftsfelder/GF-EnEV-FAQs.html
mailto:enev-registrierstelle@dibt.de
https://www.dibt.de/de/Geschaeftsfelder/GF-EnEV-Registrierstelle.html
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22.04.2016 

 

21. Staffel der amtlichen Auslegungen zur EnEV 

 

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) hat am 22. Januar 2016  

neue amtliche Auslegungen zur EnEV-Praxis veröffentlicht. 

 

© Foto: Gina Sanders - Fotolia.com 

  

EnEV-Auslegungen 

Rolle des DIBt 

Die neuen amtlichen Auslegungen zur EnEV-Praxis hatte die Ar-

beitsgruppe EnEV der Fachkommission Bautechnik der Bauminis-

terkonferenz am 8./9. Dezember 2015 beschlossen. Für inhaltliche 

Fragen zu den EnEV-Auslegungen wenden Sie sich NICHT an das 

DIBt, sondern an eine der folgenden telefonischen Hotlines: 

- Deutsche Energie-Agentur (dena) - Telefon: 08 000 736 734 

- Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR): 

   Telefon: + 49 (0) 2 28 / 99 401 - 22 44 

  

Die Themen 

EnEV-Bezug 

Die neuen Auslegungen beziehen sich auf folgende Anwendungen: 

1. Dämmung von Armaturen � Auslegung zur EnEV 2014, § 10 

Absatz 2 und § 14 Absatz 5 jeweils in Verbindung mit Anlage 5 

2. Anforderungen an die Luftdichtheit - Auslegung zur EnEV 2014 

§ 6 Absatz 1 

3. Elemente des Referenzgebäudes, für die in der EnEV keine 

Festlegung enthalten sind - Auslegung zur EnEV 2014, Anlage 

1 Nr. 1.1 und Anlage 2 Nr. 1.1 

4. Rohrleitungsdämmung � Vergleichskonstruktionen - Auslegung 

zur EnEV 2014 § 14 Absatz 5 i. V. m. Anlage 5 

  

 Dämmung von Armaturen 

Bestand 

und Neubau 

EnEV 2014 § 10 (2), 

§ 14 (5), Anlage 5 

Amtliche EnEV-Auslegung, 21. Staffel, Nummer 1, zur EnEV 2014, § 

10 Absatz 2 (Nachrüstpflichten) und § 14 Absatz 5 (Rohre, Armatu-

ren und Warmwasseranlagen) jeweils in Verbindung mit Anlage 5 

(Wärmedämmung von Rohrleitungen und Armaturen) 

 

Leitsatz: Für die Bemessung der nach der Energieeinsparverord-

nung (EnEV) geforderten Dämmschichtdicke bei Armaturen ist der 

Innendurchmesser im Bereich des jeweils größten Anschlussflan-

sches der Armatur maßgebend. Die sich daraus auf Grund von An-

lage 5 Tabelle 1 Zeilen 1 bis 4 ergebende Dämmschichtdicke darf 

jedoch nach Zeile 5 bei Absperr- und Abzweigventilen und ähnli-

chen Armaturen an Leitungsverbindungsstellen auf die Hälfte der 

ansonsten geforderten Dicke der Dämmschicht vermindert werden. 
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Armaturen im Sinne dieser Vorschrift sind ausschließlich Armatu-

ren, die zu "Wärmeverteilungseinrichtungen und Warmwasseranla-

gen" gehören, jedoch keine Pumpen und Hausübergabestationen 

für Nah- und Fernwärme. 

 

Fragen:  

1. Wie ist die Verpflichtung in § 14 Absatz 5 zur Dämmung für 

Armaturen anzuwenden?  

2. Was sind Armaturen im Sinne dieser Vorschrift? 

3. Welcher Innendurchmesser ist für die Bemessung der geforder-

ten Dämmschichtdicke maßgebend? 

 

 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

  

 Anforderungen an die Luftdichtheit 

Neubau 

EnEV 2014 § 6 (1) 

Amtliche EnEV-Auslegung, 21. Staffel, Nummer 2, zur EnEV 2014, § 

6 (Dichtheit, Mindestluftwechsel) 6 Absatz 1 

 

Leitsatz: Öffnungen in der wärmeübertragenden Umfassungsfläche 

eines Gebäudes, die aufgrund anderer Rechtsbereiche (Sicherheit, 

Brandschutz) notwendig sind, unterliegen nicht den Dichtheitsan-

forderungen der EnEV 2014. Bei Durchführung einer Dichtheitsprü-

fung nach § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anlage 4 EnEV 

2014 dürfen nichtverschließbare Öffnungen abgedichtet werden; 

verschließbare Öffnungen sind zu schließen. 

 

Frage: Nach § 6 Absatz 1 EnEV 2014 (Dichtheit, Mindestluftwech-

sel) sind zu errichtende Gebäude so auszuführen, dass die wärme-

übertragende Umfassungsfläche einschließlich der Fugen dauerhaft 

luftundurchlässig entsprechend dem Stand der Technik abgedich-

tet ist. Im Bereich der Wärmetausch- und Umfassungsfläche wer-

den oft Öffnungen geplant, die aufgrund anderer Rechtsbereiche 

(Sicherheit, Brandschutz) notwendig sind (beispielsweise Rauchab-

zugsöffnung bei Aufzugsschächten). Müssen diese Öffnun-

gen/Einrichtungen ebenfalls den Anforderungen nach § 6 Absatz 1 

EnEV 2014 (Dichtheit, Mindestluftwechsel) genügen? 

 

 Die Antwort lesen Sie in EnEV-online  

  

http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160122_dibt_daemmung_armaturen_auslegung_nachruestpflichten_rohre_warmwasserleitung.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160122_dibt_anforderungen_an_luftdichtheit_dichtheit_mindestluftwechsel.htm
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 Elemente des Referenzgebäudes, für die  

in der EnEV keine Festlegung enthalten sind 

Neubau und Bestand 

EnEV 2014, Anlage 1, 

1.1 und Anlage 2, 1.1 

Amtliche EnEV-Auslegung, 21. Staffel, Nummer 3, zur EnEV 2014, 

Anlage 1 (Anforderungen an Wohngebäude) Nr. 1.1 und Anlage 2 

(Anforderungen an Nichtwohngebäude) Nr. 1.1 

 

Achtung: Diese Auslegung ersetzt die Auslegung der 19. Staffel 

Nummer 7 vom 1. August 2014)! 

 

Leitsatz: Fehlen in der Beschreibung des Referenzgebäudes in der 

EnEV 2014 Angaben zu Eigenschaften, die in einem konkreten Fall 

für die exakte Bestimmung des Anforderungswertes erforderlich 

wären, so sind diese Eigenschaften für das Referenzgebäude so 

anzunehmen wie beim ausgeführten Gebäude. Die Beschreibung 

des Referenzgebäudes umfasst auch die Zeile 1.0 der jeweils an-

zuwendenden Tabelle. Diese Vorgabe zur Berechnung des zulässi-

gen Jahres-Primärenergiebedarfs gilt für Neubauten ab dem 1. 

Januar 2016. Das Übergangsrecht des § 28 EnEV 2014 ist auch auf 

diese Stichtagsregelung entsprechend anzuwenden. 

 

Frage:  Wie ist der Jahres-Primärenergiebedarf des Referenzge-

bäudes zu berechnen, wenn das zu errichtende Gebäude Elemente 

enthält, für die in den entsprechenden Tabellen der EnEV keine 

Festlegungen getroffen sind? 

 

 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

  

 Rohrleitungsdämmung � Vergleichskonstruktionen 

Anlagentechnik 

EnEV 2014 § 14 (5) 

mit Anlage 5 

Amtliche EnEV-Auslegung, 21. Staffel, Nummer 4, zur EnEV 2014 § 

14 (Verteilungseinrichtungen und Warmwasseranlagen) Absatz 5 in 

Verbindung mit Anlage 5 (Anforderungen an die Wärmedämmung 

von Rohrleitungen und Armaturen) 

 

Leitsatz: Als Ersatz von Dämmstoff kann gemäß Anlage 5 (Anforde-

rungen an die Wärmedämmung von Rohrleitungen und Armaturen) 

EnEV 2014 die Berücksichtigung der Dämmwirkung der Rohrwan-

dungen zur Begrenzung des Wärmeverlusts angegeben werden. Die 

Berücksichtigung von sonstigen Bauteilschichten, in denen eine 

Rohrleitung ggf. verlegt wird, bleibt nach den Maßgaben nach 

Anlage 5 EnEV 2014 außer Betracht. 

Die Begrenzung der Wärmeabgabe durch eine nicht konzentrische 

Anordnung des Dämmstoffes sicherzustellen, ist grundsätzlich 

möglich; für solche Dämmanordnungen muss die Gleichwertigkeit 

http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160122_dibt_elemente_referenzgebaeudes_ohne_festlegungen_enev_2014.htm
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zu konzentrischen Anordnungen nachgewiesen werden. Im Falle 

der Verlegung auf Geschossdecken zwischen unterschiedlichen 

Nutzern ist es darüber hinaus auch ausreichend, wenn zwischen 

Rohrleitung und den unterhalb dieser Decke liegenden Räumen des 

anderen Nutzers die Mindestdämmschichtdicke nach Anlage 5 EnEV 

2014 vorhanden ist. 

 

Frage: Kann bei einer Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitung 

innerhalb der Baukonstruktion (beispielsweise Decke, Außenwand) 

die nach Anlage 5 EnEV 2014 geforderte Dämmung der Rohrleitung 

durch Bauschichten der Baukonstruktion ersetzt werden, in der 

sich die Rohrleitung befindet, wenn diese die gleiche Dämmwir-

kung entfalten, wie eine Rohrdämmschale? Wie ist der Einbau von 

nichtkonzentrischen Rohrdämmungen zu bewerten? 

 

 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160122_dibt_rohrleitung_daemmung_vergleichskonstruktionen_auslegung_enev_2014.htm
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01.09.2016 

 

22. Staffel der amtlichen Auslegungen zur EnEV 

 

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) hat am 1. August 2016  

neue amtliche Auslegungen zur EnEV-Praxis veröffentlicht. 

 

© Foto: Gina Sanders - Fotolia.com 

  

EnEV-Auslegungen 

Rolle des DIBt 

Die neuen amtlichen Auslegungen zur EnEV-Praxis hatte die Ar-

beitsgruppe EnEV der Fachkommission Bautechnik der Bauminis-

terkonferenz am 27. Juli 2016 beschlossen. Für inhaltliche Fragen 

zu den EnEV-Auslegungen wenden Sie sich NICHT an das DIBt, son-

dern an eine der folgenden telefonischen Hotlines: 

- Deutsche Energie-Agentur (dena) - Telefon: 08 000 736 734 

- Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR): 

   Telefon: + 49 (0) 2 28 / 99 401 - 22 44 

  

Die Themen 

EnEV-Bezug 

Die neuen Auslegungen beziehen sich auf folgende Anwendungen: 

1. Primärenergiefaktoren bei Wärmeversorgungsnetzen - Ausle-

gung zu EnEV 2014 § 3 Absatz 3 i. V. m. Anlage 1 Nr. 2.1.1 und 

2.1.2, sowie zu § 4 Absatz 3 i. V. m. Anlage 2 Nr. 2.1.1 

2. Elemente des Referenzgebäudes, für die in der EnEV keine 

Festlegungen enthalten sind - Auslegung zur EnEV 2014 Anla-

ge 1 Nr. 1.1 und Anlage 2 Nr. 1.1 

3. Berechnung des Mittelwerts des Wärmedurchgangskoeffi-

zienten - Auslegung zur EnEV 2014 Anlage 2 Nr. 2.3 

  

  

 Primärenergiefaktoren bei Wärmeversorgungsnetzen 

Neubau 

EnEV 2014 § 3 und § 4  

Amtliche EnEV-Auslegung, 22. Staffel, Nummer 1, zur EnEV 2014, § 

3 (Neubau Wohngebäude) Absatz 3 i. V. m. Anlage 1 (Anforderun-

gen an Wohngebäude) Nr. 2.1.1 und 2.1.2 sowie zu § 4 (Neubau 

Nichtwohngebäude) Absatz 3 i. V. m. Anlage 2 (Anforderungen 

Nichtwohngebäude) Nr. 2.1.1 

 

Leitsatz: Auf Grundlage des technischen Regelwerks, das für Be-

rechnungen nach der EnEV 2014 anzuwenden ist, dürfen für Wär-

me aus Wärmenetzen neben Standardwerten auch örtliche Primär-

energiefaktoren nach vorgegebenen Regelungen ermittelt werden. 

Das Arbeitsblatt FW 309-1 in der vom Branchenverband AGFW im 

Mai 2014 veröffentlichten Fassung darf bei der Ermittlung von 

Primärenergiefaktoren herangezogen werden. 

Liegen von Seiten des Wärmeversorgers für ein Gebäude keine im 
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Einklang mit dem nach EnEV 2014 anzuwendenden Regelwerk er-

mittelte Primärenergiefaktoren vor, ist bei der Berechnung des 

Jahres-Primärenergiebedarfs vom ungünstigsten Fall auszugehen. 

Wird im Gebäude Wärme aus dort aufgestellten Anlagen zur Kraft-

Wärme-Kopplung verwendet, so können nach den einschlägigen 

Normen diese Anlagen � wegen ihrer Stromerzeugung für das Ver-

bundnetz � wie externe Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen behandelt 

und die Primärenergiefaktoren wie bei externen Anlagen berech-

net werden. 

 

Fragen:  

1. Wie ist der Primärenergie-Umwandlungsfaktor bei Fern- oder 

Nahwärmenetzen mit unterschiedlichen Arten der Wärmeer-

zeugung und der Kraft-Wärme-Kopplung zu ermitteln? 

2. Inwieweit können diese Regelungen auch auf Wärme aus ge-

bäudeintegrierten Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen angewen-

det werden? 

 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

  

  

 Elemente des Referenzgebäudes, für die in der EnEV 

keine Festlegungen enthalten sind 

Wohnbau und 

Nichtwohnbau 

EnEV 2014 Anlage 1 

und Anlage 2 

Amtliche EnEV-Auslegung, 22. Staffel, Nummer 2, zur EnEV 2014, 

Anlage 1 (Anforderungen Wohngebäude) Nr. 1.1 und Anlage 2 (An-

forderungen Nichtwohngebäude) Nr. 1.1 

 

Leitsatz: Fehlen in der Beschreibung des Referenzgebäudes in der 

EnEV 2014 Angaben zu Eigenschaften, die in einem konkreten Fall 

für die exakte Bestimmung des Anforderungswertes erforderlich 

wären, so sind diese Eigenschaften für das Referenzgebäude so 

anzunehmen wie beim ausgeführten Gebäude. 

Generell umfasst die Beschreibung des Referenzgebäudes neben 

den Eigenschaften des Referenzgebäudes auch die Zeile 1.0 der 

jeweils anzuwendenden Tabelle. Diese Vorgabe zur Berechnung 

des zulässigen Jahres-Primärenergiebedarfs gilt für Neubauten ab 

dem 1. Januar 2016, auch in den Fällen, in denen Referenzanfor-

derungen ersatzweise vom ausgeführten Gebäude übernommen 

werden. Das Übergangsrecht des § 28 EnEV 2014 ist auch auf diese 

Stichtagsregelung entsprechend anzuwenden. 

 

Fragen: Wie ist der Jahres-Primärenergiebedarf des Referenzge-

bäudes zu berechnen, wenn das zu errichtende Gebäude Elemente 

enthält, für die in den entsprechenden Tabellen der EnEV keine 

Festlegungen getroffen sind? 

http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160801_22.01_dibt_primaerenergiefaktoren_bei_waermeversorgungsnetze.htm
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 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

  

 Berechnung des Mittelwerts  

des Wärmedurchgangskoeffizienten 

Nichtwohngebäude 

EnEV 2014 Anlage 2 

Amtliche EnEV-Auslegung, 22. Staffel, Nummer 3, zur EnEV 2014, 

Anlage 2 (Anforderungen Nichtwohngebäude) Nr. 2.3 

 

Leitsatz: Bei der Berechnung des Mittelwertes des Wärmedurch-

gangskoeffizienten der opaken Bauteile werden bei einer an das 

Erdreich angrenzenden Bodenplatte nur diejenigen Flächen be-

rücksichtigt, die bis zu 5 m vom äußeren Rand des Gebäudes ent-

fernt sind. Für diese Teilflächen ist grundsätzlich der "konstruktive 

Wärmedurchgangskoeffizient" nach DIN V 4108-6:2003-06 Anhang E 

maßgebend. Alternative Lösungen mit vertikaler Perimeterdäm-

mung oder Kombinationen aus horizontaler und vertikaler Däm-

mung können bei der Berechnung des Mittelwertes des Wärme-

durchgangskoeffizienten berücksichtigt werden, sofern nachgewie-

sen wird, dass dadurch die Wärmeverluste mindestens gleichwertig 

begrenzt werden. 

 

Fragen: Im Rahmen des Nachweises der Höchstwerte der Wärme-

durchgangskoeffizienten nach Anlage 2 Tabelle 2 Zeile 1 sind bei 

der Berechnung des mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten opa-

ker Bauteile die Regelungen in Anlage 2 Nummer 2.3 zu beachten. 

Dabei wird eine ans Erdreich grenzende Bodenplatte nur mit den-

jenigen Teilflächen berücksichtigt, die bis zu 5 m vom äußeren 

Gebäuderand entfernt sind. Inwieweit kann dabei eine Perimeter-

dämmung, die vertikal in das Erdreich verbaut ist, als gleichwerti-

ge Lösung zu einer horizontalen Dämmschicht angesehen werden? 

 

 Die Antworten lesen Sie in EnEV-online  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160801_22.02_dibt_elemente_referenzgebaeudes_ohne_festlegungen_enev_2014.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/160801_22.03_dibt_berechnung_mittelwert_waermedurchgangskoeffizienten.htm
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1.02.2017 

 

BAFA erlaubt nun Vor-Ort-Energieberatern auch 

ihre Berichte zu korrigieren und erneut einzusenden 

Seit knapp drei Monaten können Energieberater für die BAFA-geförderte  

Energieberatung von Bestandsbauten ihre Berichte bei Bedarf aktualisieren. 

 

© Foto: M. Tuschinski 

  

Kurzinfo zur 

BAFA-Förderung 

Eigentümer von Bestandsbauten können seit Jahren durch das 

staatliche Förderprogramm der �Vor-Ort-Beratung� sich von aner-

kannten Energieberatern ihre Immobilien energetisch �unter die 

Lupe nehmen� lassen. Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-

kontrolle (abgekürzt: BAFA) führt das Förderprogramm des Bun-

desministeriums für Energie und Wirtschaft (BMWi) durch. Die 

berechtigten Vor-Ort-Berater arbeiten jeweils ihre Bericht aus, die 

sie beim BAFA online einreichen sowie ihren Auftraggebern vorle-

gen und erläutern. Der gesamte Vorgang zwischen BAFA und Ener-

gieberatern spielt sich über das BAFA-Portal ab. Bis Anfang No-

vember 2016 war es für Berater nicht möglich einen fehlerhaften 

Bericht zu korrigieren und erneut einzureichen. Dies hat sich nun 

geändert und die EnEV-online Redaktion hat für ihre Leser beim 

BAFA nachgefragt und um Antworten auf sieben Fragen gebeten. 

  

Probleme 

und Fragen 

Das BAFA hat in Abstimmung mit dem BMWi seine Verwaltungspra-

xis geändert. Seit dem 8. November 2016 dürfen Berater ihre dem 

BAFA vorgelegte Energieberatungsberichte � diese gelten als Ver-

wendungsnachweis für den Förderzuschuss, den die Berater erhal-

ten - bei Bedarf auch nachbessern. Unsere sechs Fragen dazu: 

 

1. Welches waren in den letzten Jahren die häufigsten Fehler in 

den Berichten von Energieberatern zur Vor-Ort-Beratung? 

2. Wie läuft der Vorgang konkret ab, wenn ein Vor-Ort-Berater 

einen korrigierten Bericht einreicht? 

3. In welchem Zeitrahmen dürfen Berater ihre korrigierten Berich-

te einreichen? 

4. Wie häufig haben Energieberater seit dem 8. November 2016 

die Möglichkeit wahrgenommen, ihre Berichte zu korrigieren? 

5. Gilt diese Option auch für Ihre anderen Förderprogramme? 

Wenn Ja, für welche? 

6. Haben Sie auf Ihren Webseiten Praxishilfen für Vor-Ort-Berater 

zu der Berichts-Erstellung veröffentlicht? 
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Häufigste Fehler 

in Berichten 

Welches waren in den letzten Jahren die häufigsten Fehler in 

den Berichten von Energieberatern zur Vor-Ort-Beratung? 

 

BAFA: Folgende Fehler sind  am häufigsten aufgetreten: 

 Die Darstellung / Abbildung des Verlaufs der bilanzierten 

Systemgrenze ist nicht nachvollziehbar bzw. unzureichend. 

 Der Zustand und Aufbau der Bauteile weder verbal noch 

textlich dargelegt. 

 Die angegebenen U-Werte stimmen nicht mit Bauteilbe-

schreibung überein. 

 Die Beschreibung der Anlagentechnik ist lückenhaft. 

 Vorschlag zur Nutzung der erneuerbaren Energien fehlt. 

 In der Energiebilanz sind falsche Daten angegeben, bei-

spielsweise �0� bei solaren und inneren Energiegewinnen. 

 Die Wirtschaftlichkeit ist nicht auf Basis der energiebeding-

ten Mehrkosten bewertet. 

 Beim Sanierungsfahrplan ist das Sanierungskonzept nicht ge-

bäudeumfassend dargestellt oder es fehlt die Betrachtung 

von Bauteilen oder der Anlagentechnik. 

 Beim Sanierungsfahrplan sind die Maßnahmen nicht sinnvoll, 

etwa bauphysikalisch aufeinander nicht abgestimmt. So 

wird beispielsweise als erster Schritt der Austausch der 

Fenster empfohlen vor der Dämmung der Außenwände mit 

schlechterem U-Wert oder eine Wärmepumpe soll in einem 

ungedämmten Gebäude installiert werden, usw. 

  

  

Korrektur- 

Schritte 

Wie läuft der Vorgang konkret ab, wenn ein Vor-Ort-Berater 

einen korrigierten Bericht einreicht? 

 

BAFA: Das Verfahren läuft in zwei Schritten ab: Der Energiebe-

rater reicht zunächst den geänderten Bericht über das Online-

Portal ein. Das BAFA  erkennt am Datum des Berichtes sowie an 

dem begleitenden Schreiben des Beraters, dass es sich um ei-

nen korrigierten Bericht zu einem laufenden Verfahren handelt. 

Nachdem der Bericht geprüft ist, wird dem Berater  das Ergeb-

nis mitgeteilt. 

Erfüllt der nachgebesserte Beratungsbericht die inhaltlichen 

Mindestanforderungen, kann der Zuschuss ausgezahlt werden, 

sobald der Berater  nachgewiesen hat, dass er den nachgebes-

serten Bericht dem Kunden ausgehändigt und  entsprechend er-

läutert hat. Der Nachweis ist anhand eines BAFA-Formulars zu 

führen, das auf der Internetseite veröffentlicht ist. 
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Zeitrahmen In welchem Zeitrahmen dürfen Berater korrigierte Berichte 

einreichen? Nachdem der Berater über die wesentlichen Män-

gel in Kenntnis gesetzt wurde, hat er einmalig die Möglichkeit, 

binnen einer Frist von zwei Wochen den Bericht nachzubessern 

und beim BAFA erneut einzureichen. Eine Verlängerung der 

Frist ist nur mit einer nachvollziehbaren Begründung möglich. 

 

  

Korrekturen 

Praxis 

Wie häufig haben Energieberater seit dem 8. November 2016 

die Möglichkeit wahrgenommen, ihre Berichte zu korrigieren? 

 

BAFA: In 16 Fällen haben Energieberater bislang die Möglichkeit 

einer Nachbesserung wahrgenommen, um einen Widerruf des 

Zuwendungsbescheides zu verhindern. 

  

Andere Förder- 

Programme 

Gilt diese Option auch für Ihre anderen Förderprogramme? 

Wenn �Ja�, für welche? 

 

BAFA: Eine Nachbesserung ist auch in den Förderprogrammen 

"Energieberatung im Mittelstand" und �Kommunale Energiebe-

ratung� möglich.  

  

Praxishilfen 

für Berater 

Haben Sie auf Ihren BAFA-Webseiten auch Praxishilfen für Vor-

Ort-Berater zu der Berichts-Erstellung veröffentlicht? 

 

BAFA: Folgende Praxishilfen sind auf der  Internetseite des 

BAFA veröffentlicht: 

 Checklisten, jeweils für Komplettsanierung und Sanierungs-

fahrplan, mit Anmerkungen, 

 FAQ - Antworten auch häufig auftretende Fragen. 

  

Die Fragen stellte Melita Tuschinski, Redaktion EnEV-online.de 

Internet   http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieberatung/Vor_Ort_Beratung/vor_ort_beratung_node.html

 

https://www.dibt.de/de/Geschaeftsfelder/GF-EnEV-FAQs.html
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieberatung/Vor_Ort_Beratung/vor_ort_beratung_node.html
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 Gesamtschule errichten durch Erweiterung eines  

sanierten Bestandsgebäudes aus den 50-er Jahren:  

neue Mensa mit Küche sowie Fachklassentrakt anbauen 

  

Kenntnisstand: 

17.02.2015  

Autoren: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT, Freie Architektin, Stuttgart und  

Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld    

  

Kurzinfo Ein Bauingenieur entwickelt das Energiekonzept für die Erweiterung eines Schulbaus 

und stellt auch die geforderten Energie-Nachweise aus. Das Bestandsgebäude aus 

den 50-er Jahren wurde 2010 umfassend saniert und 2012 wurde eine neue Heizung 

installiert. Nun wird das Gebäude um eine Mensa mit Küche sowie um einen Trakt 

mit Klassenräumen für den Fachunterricht erweitert. Für den Baubestand liegen 

bereits Energieausweise vor. Es stellt sich die Frage, was der Fachmann beim Ener-

giekonzept besonders beachten sollte und welche Nachweise im Sinne der energie-

sparrechtlichen Regelungen für Gebäude in diesem Fall gefordert sind. 

Aspekte EnEV, 2014, Energieeinsparverordnung, Energiekonzept, Energieausweis, EnEV-

Nachweis, EEWärmeG, Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, 2011, Bestand, Baube-

stand, Altbau, Nichtwohngebäude, Nichtwohnbau, Schule, Schulbau, Schulgebäude, 

erweitern, Erweiterung, Anbau, Fachklassenraum, Fachklasse, Fachunterricht, Un-

terricht, Unterrichtsraum, Schulraum, Baujahr, 50-er, Jahre, 50er, Mensa, Cafete-

ria, Küche, Heizung, erneuert, Außenwand, U-Wert, Fachklassentrakt, Gesamtkom-

plex, Bauteilnachweis, Außenbauteil, Dach, Boden, Decke, Fußboden,  

Auftrag Ein Bauingenieur hat den Auftrag erhalten die energetische Beratung für die Erwei-

terung des Schulgebäudes durchzuführen und die Energie-Nachweise auszustellen.  

Praxis +  

Probleme 

Es handelt sich um ein Bestandsgebäude aus den 50-er Jahren, das für schulische 

Zwecke genutzt wird. Im Jahr 2010 wurde dieses Gebäude umfassend energetisch 

saniert. Das Gebäude über eine Gas-Brennwert-Heizung aus dem Jahr 2012 beheizt. 

Es liegen auch Energieausweise aus dem Jahr 2010 für das Bestandsgebäude vor. Das 

Gebäude wurde in vier Bereiche aufgeteilt und es liegen vier Energieausweise vor. 

Geplante Erweiterungen: 

 Mensa mit Küche: Das Bestandsgebäude soll nun um eine Mensa mit Küche erwei-

tert werden. Für die Außenwand der Mensa ist derzeit ein mäßiger U-Wert von 

0,36 Watt pro Quadratmeter und Kelvin (W/(m²K)) vorgesehen. Dieser neue Be-

reich wird an die bestehende Heizung angeschlossen. 

 Fachklassentrakt: Das wird auch Gebäude um einen Gebäudetrakt mit Fachklas-

sen erweitert, mit funktionaler Verbindung zur Gesamtkomplex. Dieser ist je-

doch theoretisch eigenständig nutzbar und erhält eine eigene, neue Heizung. 
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Fragen 1. Wie sieht das energetische Gesamtkonzept aus im Hinblick auf Nachweisführung 

gemäß EnEV 2014, EEWärmeG 2011 und der Ausstellung des Energieausweises? 

2. Wie ist der Bereich Mensa mit Küche zu behandeln im Hinblick auf Einzelbauteil- 

und EEWärmeG-Nachweis, usw.? 

3. Ist für den Mensa-Küchen-Bereich ein Ausgleich über bessere Außenbauteilflä-

chen (Dach, Fußboden usw.) möglich? 

Antworten Zunächst grundsätzlich:  

Neubau:  

Die EnEV 2014 regelt die Anforderungen an Neubauten im 2. Abschnitt (Zu 

errichtende Gebäude) gesondert nach deren Nutzung: im § 3 (Wohnbau) 

und im § 4 (Nichtwohnbau).  

Bei Neubauten greifen auch die Nutzungspflichten nach dem Erneuerba-

ren-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG 2011).  

Baubestand:  

Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) regelt die Anforderungen an 

Baumaßnahmen im Bestand im 3. Abschnitt (Bestehende Gebäude und An-

lage). Dabei kennt die Verordnung die Begriffe �Anbau� nicht. Sie spricht 

von der �Erweiterung eines bestehenden Gebäudes um beheizte oder ge-

kühlte Räume� sowie über die �hinzugekommene, zusammenhängende 

Nutzfläche�. Im § 9 (Änderung, Erweiterung und Ausbau von Gebäuden) 

regelt die Verordnung welche Anforderungen Eigentümer jeweils erfüllen 

müssen.  

Bei Erweiterungen im Bestand greift das EEWärmeG 2011 nur in den den-

jenigen Fällen, wenn man diese als selbstständiges Gebäude im Sinne des 

Gesetzes ansehen kann. 

  Zu klären ist daher, ob es sich bei dem vorliegenden Fall um einen  

eigenständigen Neubau oder um eine Bestandserweiterung handelt. 

 

1.  Neubau oder Erweiterung erkennen 

Ein Neubau ist im Sinne der EnEV 2014 ein �neu zu errichtendes Gebäude� im 

Gegensatz zu einer �Erweiterung eines Gebäudes um beheizte oder gekühlte 

Räume�. Es stellt sich die Frage, was in diesem Praxisfall zutrifft. 

   Wird das bestehende Gebäude um diesen Anbau erweitert? 

Als Praxishilfe könnten die Hinweise des Bundesumweltministeriums (BMU) zur 

Anwendung des Erneuerbaren-Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG) bei An-

bauten im Bestand dienen. Hier geht es letztendlich auch um die Frage, ob 

man einen großflächigen Anbau als Neubau betrachten kann. Wenn dieses der 

Fall ist, greift auch die Nutzungspflicht nach dem EEWärmeG. 
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Dieser Praxishinweis vom 11. Mai 2010 stammt zwar aus der Zeit der vorher-

gehenden Fassung des Gesetzes - EEWärmeG 2009 - gilt jedoch inhaltlich nach 

wie vor, da sich an den Prinzipien des Gesetzes nichts geändert hat. 

Wann kann man demnach einen großflächigen Anbau im Sinne des EEWärmeG 

als eigenständiges Gebäude betrachten? Das BMU listet in seinem Anwen-

dungshinweis die folgenden Kriterien: 

 Der Anbau kann selbstständig genutzt werden.  

 Der Anbau kann räumlich und funktional getrennt werden. 

 Der Anbau wird durch die wärmeübertragende Umfassungsfläche von dem 

restlichen Gebäude abgegrenzt. 

 Der Anbau verfügt über eine eigene Hausnummer. 

 Die Eigentumsgrenze trennt Anbau von dem Baubestand. 

 Der Anbau verfügt über einen eigenen Eingang. 

 Der Anbau ist durch Brandwände vom Baubestand getrennt. 

 Der Anbau wird eigenständig mit Wärme versorgt. 

 

2.   Nutzungspflichten nach EEWärmeG bei grundlegender Sanierung erfüllen 

Das EEWärmeG 2011 weist den öffentlichen Gebäuden eine Vorbildrolle zu und 

verpflichtet deren Eigentümer, dass sie auch erneuerbare Energien nutzen, 

wenn ein bestehendes öffentliches Gebäude grundlegend renoviert wird. 

Für unseren Praxisfall gilt es demnach folgende Fragen zu klären: 

 Sind Schulen �öffentliche Gebäude� im Sinne des EEWärmeG 2011? 

 Sind die geplanten Maßnahmen als �grundlegende Sanierung� im Sinne des 

Gesetzes zu werten? 

Wenn beiden Bedingungen zutreffen, müssen die geplanten Maßnahmen, die 

Nutzungspflicht nach dem EEWärmeG 2011, § 3 (Nutzungspflicht) Absatz 2 (Öf-

fentliche Hand ist Eigentümer des Gebäudes) oder Absatz 3 (öffentliche Hand 

ist Besitzer des Gebäudes) erfüllen.  

 

 Schulen erkennt das EEWärmegesetz als öffentliche Gebäude an. 

Dieses geht aus der Begründung der Bundesregierung zur Novelle des Ge-

setzes (Deutscher Bundestag Drucksache 17/3629, 08. 11. 2010, Seite 42, 

www.bundestag.de) hervor: 

 Zitat: EEWärmeG 2011: Begründung der Bundesregierung  

�In der Rechtsprechung sind z. B. die folgenden Einrichtungen als kommunale 

öffentliche Einrichtungen anerkannt worden: Kindergärten, Schwimmbäder, 

Theater, Museen, Stadthallen, Bibliotheken, Friedhöfe oder Entsorgungsun-

ternehmen.  
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Unter den Begriff der öffentlichen Einrichtung fallen darüber hinaus auch � 

soweit sie nicht bereits unmittelbar als Gebäude für die vollziehende Gewalt 

nach Doppelbuchstabe bb gelten � Schulen oder Hochschulen mit ihren Hör-

saal- und Institutsgebäuden; dies gilt sowohl für die staatlichen Hochschulen 

i. S. d. § 1 Satz 1 des Hochschulrahmengesetzes (HRG) (Universitäten, Päda-

gogische Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen und sonstige Ein-

richtungen des Bildungswesens, die nach Landesrecht staatliche Hochschulen 

sind) wie auch für die staatlich anerkannten Hochschulen nach § 70 HRG�� 

 

 Ob es sich bei den Erweiterungsmaßnahmen um eine �grundlegende Reno-

vierung� handelt bemisst sich an folgenden Kriterien: 

o    Die Sanierungs-Maßnahmen am Gebäude werden innerhalb von 

zwei Jahren durchgeführt. 

o    Ein Heizkessel wird ausgetauscht oder die Heizung wird auf einen 

anderen fossilen Heizträger umgestellt. 

o    Über 20 Prozent der Gebäudehülle des Bestandsbaus wird geän-

dert. 

Wenn diese Bedingung auch zutrifft, muss der Planer die Nutzungspflicht 

nach dem EEWärmeG 2011 berücksichtigen und auch die entsprechenden 

Nachweise erbringen, wie es das Gesetz fordert. 

 

 Zitat: EEWärmeG 2011 § 3: Nutzungspflicht 

�(2)  Die öffentliche Hand muss den Wärme- und Kälteenergiebedarf von be-

reits errichteten öffentlichen Gebäuden nach § 4, die sich in ihrem Ei-

gentum befinden und grundlegend renoviert werden, durch die anteilige 

Nutzung von Erneuerbaren Energien nach Maßgabe der §§ 5a und 6 Ab-

satz 2 decken. Satz 1 gilt auch für die öffentliche Hand, wenn sie öf-

fentliche Gebäude nach § 4 im Ausland grundlegend renoviert. 

(3)  Die öffentliche Hand muss sicherstellen, dass auch bereits errichteten 

öffentlichen Gebäuden nach § 4, die sich in ihrem Besitz, aber nicht in 

ihrem Eigentum befinden, im Zuge einer grundlegenden Renovierung ei-

ne Vorbildfunktion zukommt, die den Anforderungen nach Absatz 2 ent-

spricht�� 

 

3.  Erweiterung als eigenständiges Gebäude im Sinne des EEWärmeG einstufen 

Aus der Fall-Beschreibung unseres Fragestellers ist nicht eindeutig zu beant-

worten, ob es sich um bei der Mensa mit Küche und Fachklassentrakt um Neu-

bauten oder um Erweiterungen handelt. 

Fachtrakt: 

Für einen Neubau sprechen folgende Argumente: 

 Der Anbau des Fachtraktes ist zwar funktional mit dem alten Gebäude 

verbunden. Er verfügt jedoch über eine eigene Heizungsanlage und 

kann separat genutzt werden. 
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 Der neue Fachtrakt verfügt über einen eigenen Eingang. 

 Seitens des Fragestellers wird nicht dargelegt, ob der neue Gebäude-

teil einen Raumluftverbund mit dem vorhandenen Gebäude bildet. 

Wäre dies der Fall, so könnte von einer Erweiterung ausgegangen 

werden. 

 Der Anbau wird durch eine wärmeübertragende Umfassungsfläche von 

dem restlichen Gebäude abgegrenzt. 

Sollten diese Gegebenheiten zutreffen, wäre der Fachtrakt eher als Neu-

bau einzustufen. Es sind in diesem Fall auch die Anforderungen des aktuell 

geltenden EEWärmeG 2011einzuhalten. 

 

Mensa mit Küche: 

Auch bei der Mensa ist zu klären, ob diese mit dem Bestandsgebäude einen 

Raumluftverbund bildet. Ist dies der Fall, so kann von einer Erweiterung 

ausgegangen werden, da zudem die neue Mensa über die gemeinsame Hei-

zung aus dem Bestandsgebäude versorgt wird. 

Wird die Mensa als �Erweiterung� eingestuft, so kann auf eine Bilanzierung 

verzichtet werden. In diesem Fall reicht es aus, den Nachweis nur bzgl. der 

Anforderungen an die Gebäudehülle sowie den sommerlichen Wärmeschutz 

zu führen. 

 

 Zitat: EnEV 2014, § 9: Änderung, Erweiterung und Ausbau von Gebäuden  

(4)  Bei der Erweiterung und dem Ausbau eines Gebäudes um beheizte oder 

gekühlte Räume, für die kein Wärmeerzeuger eingebaut wird, sind die 

betroffenen Außenbauteile so zu ändern oder auszuführen, dass die 

Wärmedurchgangskoeffizienten der betroffenen Flächen die für solche 

Außenbauteile in Anlage 3 festgelegten Höchstwerte der Wärmedurch-

gangskoeffizienten nicht überschreiten. Ist die hinzukommende zusam-

menhängende Nutz-fläche größer als 50 Quadratmeter, sind außerdem 

die Anforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz nach Anlage 1 

Nummer 3 oder Anlage 2 Nummer 4 einzuhalten..� 

 

Der Planer könnte sich mit der zuständigen Baubehörde in Verbindung set-

zen, um eine Einstufung als �Erweiterung� zu erreichen.  

Die Entscheidung hierüber fällt die zuständige Baubehörde. 

 

4.  Energieausweise und Nachweise nach dem EEWärmeG ausstellen 

Gemäß EnEV 2014 sind Energieausweise zu erstellen für Neubauten sowie im 

Falle von grundlegenden Sanierungen oder Erweiterungen, sofern eine Ener-

giebilanzierung durchgeführt wurde. 
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  Zitat: EnEV 2014, § 16: Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen 

�(1)  Wird ein Gebäude errichtet, hat der Bauherr sicherzustellen, dass ihm, 

wenn er zugleich Eigentümer des Gebäudes ist, oder dem Eigentümer des 

Gebäudes ein Energieausweis nach dem Muster der Anlage 6 oder 7 unter 

Zugrundelegung der energetischen Eigenschaften des fertig gestellten Ge-

bäudes ausgestellt und der Energieausweis oder eine Kopie hiervon über-

geben wird. Die Ausstellung und die Übergabe müssen unverzüglich nach 

Fertigstellung des Gebäudes erfolgen. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend 

anzuwenden, wenn unter Anwendung des § 9 Absatz 1 Satz 2 für das ge-

samte Gebäude Berechnungen nach § 9 Absatz 2 durchgeführt werden.� 

 

Dies bedeutet im Hinblick auf unseren Praxisfall: 

  Werden die neuen Gebäudeteile (Mensa mit Küche und Fachklassen-

trakt) als Neubauten eingestuft, so sind für beide gesonderte Ener-

gieausweise zu erstellen. 

  Werden die neuen Gebäudeteile als Erweiterungen des bestehenden 

Gebäudes eingestuft, so muss für die neuen Gebäudeteile kein 

Energieausweis erstellt werden.  

 Im Falle einer Erweiterung muss ein Energieausweis allerdings für 

das Gesamtgebäude � alt und neu � erstellt werden, wenn bereits 

eine Energiebilanzierung erfolgt ist. Für alle Gebäude des Schul-

komplexes wurden Energieausweise erstellt; hierbei dürfte es sich 

um Bedarfsausweise mit Energiebilanzierung handeln, da die Ge-

bäude grundsaniert wurden. Damit sind die Voraussetzungen für die 

Erstellung eines Energieausweises auch bei Erweiterung erfüllt. Die-

ser muss dann für das Gesamtgebäude erstellt werden. 

 Da es sich bei einer Schule um ein öffentliches, vielbesuchtes Ge-

bäude handelt, muss auch ein Energieausweis als Aushang für Besu-

cher erstellt und gut sichtbar ausgehängt werden, wie es die EnEV 

2014 fordert. 

 Parallel dazu muss der Planer auch ggf. die Nachweise für die Erfül-

lung der Nutzungspflicht nach dem EEWärmeG 2011 nachweisen. 

Fazit Für die Anforderungen und Nachweisführung sowohl nach der EnEV 2014 als auch 

nach dem EEWärmeG 2011 ist entscheidend, ob es sich bei den Baumaßnahmen um 

Neubauten oder Erweiterungen handelt. Diese Einstufung ist zunächst vom Planer 

vorzunehmen und mit der Bauordnungsbehörde abzustimmen. 

Bei den Anforderungen nach dem EEWärmeG 2011 spielt es auch eine Rolle ob die 

geplanten Maßnahmen als �grundlegende Sanierung an einem öffentlichen Gebäu-

de� gelten. In diesem Fall müssen die entsprechenden Nutzungspflichten erfüllt und 

nachgewiesen werden. 

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtliche 

Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung 

EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, Jahrgang 
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2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. Mai 2014 in 

Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� vom 

29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, Teil I, Nr. 

23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EEWärmeG 2011: EEWärmeG 2009 geändert durch Artikel 2 und Artikel 6 des Gesetzes zur Umsetzung der 

Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Europarechts-

anpassungsgesetz Erneuerbare Energien � EAG EE) vom 12. April 2011, verkündet im Bundesgesetzblatt, 

Jahrgang 2011, Teil I, Nr. 17, am 15. April 2011, ab Seite 623. In Kraft seit 1. Mai 2011. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.de/eewaermeg/2011 

EEWärmeG 2009: Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetz - EEWärmeG) vom 7. August 2008, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, 

Jahrgang 2008, Teil I, Nr. 36, am 18. August 2008. In Kraft vom 1. Januar 2009 bis 30. April 2011. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.de/eewaermeg/2009  
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 Vollsanierung für Mehrfamilienhaus samt Heizungs-

Erneuerung: beraten, planen und nachweisen nach  

EnEV 2014, EEWärmeG 2011 und EWärmeG BW 2008 

  

Kenntnisstand:  

30.03.2015 

Autorin: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin, Stuttgart 

  

Kurzinfo Ein Ingenieurbüro für Technische Gebäudeausrüstung (TGA) berät und plant die Volls-

anierung eines Mehrfamilienhauses mit 37 Wohneinheiten. Die Gebäudehülle wird 

saniert und die Heizungsanlage erneuert. Der Bauherr möchte auch gerne eine staat-

liche, finanzielle Förderung wahrnehmen. Es stellt sich die Frage wo der Berater effi-

zient Informationen zu Fördermöglichkeiten finden kann und ob in diesem Praxisfall 

ein Teil des Heizwärmebedarfs mit erneuerbaren Quellen gedeckt werden muss, denn 

der Eigentümer wünscht eine zentrale Gasbrennwertheizung. 

Auftrag Ein Planer, mit Abschluss eines Europa Ingenieurs (EUR ING) der Fachrichtung Techni-

sche Gebäudeausrüstung (TGA) ist Inhaber eines Ingenieurbüros und ist als Energieex-

perte tätig. Im vorliegenden Fall hat er den Auftrag erhalten, die Vollsanierung des 

Mehrfamilienhauses mit 37 Wohneinheiten (WE) zu beraten, zu planen, die staatliche 

Förderfähigkeit der geplanten Maßnahmen zu prüfen und gegebenenfalls die Energie-

Nachweise auszustellen. 

Praxis Es handelt sich um ein Mehrfamilienhaus im Bestand mit 37 Wohnungen.  

Im Rahmen der anstehenden Baumaßnahmen wird die Gebäudehülle saniert sowie die 

Heizung erneuert. Der Eigentümer wünscht eine zentrale Gasbrennwertheizung. Der 

Eigentümer möchte auch gerne eine staatliche, finanzielle Förderung wahrnehmen. 

Probleme Der Eigentümer wünscht eine Gasbrennwert-Zentrale als Heizung und es stellt sich 

die Frage ob die Nutzungspflicht nach dem bundesweiten EEWärmeG 2011 in diesem 

Fall greift, denn dann müsste die Heizung teilweise über eine Solaranlage oder ande-

re erneuerbare Energiequellen gedeckt werden. 

Weil das Wohnhaus in Baden-Württemberg steht greift auf jeden Fall die Nutzungs-

pflicht nach dem landeseigenen EWärmeG BW. Dieses Gesetz wurde kürzlich novel-

liert. Es stellt sich die Frage unter welche Fassung des Gesetzes dieser Praxisfall fällt 

wie sich die Nutzungspflicht für erneuerbare Quellen gestaltet. 

Fragen 1. Greift das bundesweite EEWärmegesetz 2011 in diesem Praxisfall? 

2. Wie gestaltet sich die Nutzungspflicht für erneuerbare Energien nach dem Erneu-

erbare-Wärme-Gesetz Baden-Württemberg (EWärmeG BW)? 

3. Welche Fördermöglichkeiten auf Landens- und Bundesebene könnte der Eigentü-

mer des Wohngebäudes beantragen? 
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Antworten Anforderungen und Nachweise nach der EnEV 2014 

Unser Fragesteller hat nicht nach den Anforderungen der EnEV 2014 gefragt.  

Wir gehen demnach davon aus, dass er die EnEV-Anforderungen und die erforderli-

chen Nachweise kennt. Für die Sanierung der Gebäudehülle kann der Nachweis auf 

zwei unterschiedlichen Wegen erfolgen: 

� Bauteil-Nachweis: Für die einzelnen Außenbauteile wird nachgewiesen, dass ihr 

Wärmedurchgangskoeffizient (U-Wert vom Dach, Außenwand, Fenster, Decken, 

usw.) die höchstzulässigen Werte gemäß EnEV 2014, Anlage 3 (Anforderungen bei 

Änderung von Außenbauteilen), Tabelle 1 (Höchstwerte der Wärmedurchgangsko-

effizienten bei erstmaligem Einbau, Ersatz und Erneuerung von Bauteilen) nicht 

übersteigt. 

� Gebäude-Nachweis: Für das gesamte Gebäude wird nachgewiesen, dass weder der 

Jahres-Primärenergiebedarf noch der mittlere Wärmedurchgangskoeffizient der 

Gebäudehülle die 140-Prozent-Grenze � gemäß EnEV 2014, § 9 (Änderung, Erwei-

terung und Ausbau von Gebäuden), Absatz 1 � übersteigt. 

 Wenn der Planer den Nachweis anhand des gesamten Gebäudes erbringt, muss 

auch ein neuer Energieausweis ausgestellt werden, wie es die EnEV 2014 im § 16 

(Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen), Absatz 1 fordert. 

 Heizungs-Erneuerung: Es gelten die Anforderungen der EnEV 2014, Abschnitt 4, 

d.h. der § 13 (Inbetriebnahme von Heizkesseln) und § 14 (Verteilungseinrichtun-

gen und Warmwasseranlagen). 

  

EEWärmeG 2011 1. Anforderungen des bundesweiten EEWärmeG 2011 bei Sanierung 

Die erste Fassung des EEWärmeG 2009 beschränkte die Nutzungspflicht für erneuerba-

re Energien auf neu erbaute Gebäude. Im Bestand griff die Verordnung nur bei groß-

flächigen Anbauten oder Ausbauten, wenn man den neu hingekommenen Gebäudeteil 

als selbstständigen Neubau betrachten konnte. Die Kriterien, die dafür sprechen, hat 

das zuständige Bundesbauministerium (BMU) als �Anwendungshinweise zum Vollzug 

des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes hier: Anwendung auf An- und Umbauten 

(Hinweis Nr. 2/2010)� am 11. Mai 2010 veröffentlicht.  

Dieses Prinzip gilt auch bei dem aktuell geltenden EEWärmeG 2011. 

Diese Gesetzes-Novelle brachte allerdings eine Neuerung für die Bestandssanierung: 

Öffentliche Gebäude, die grundlegend saniert werden müssen den Wärme- und Kälte-

bedarf teilweise mit erneuerbaren Energiequellen decken. 

Dieses regelt das Gesetz im § 3 (Nutzungspflicht) wie folgt: 

 

 Zitat: EEWärmeG 2011, § 3 Nutzungspflicht  

�(2) Die öffentliche Hand muss den Wärme- und Kälteenergiebedarf von bereits er-

richteten öffentlichen Gebäuden nach § 4, die sich in ihrem Eigentum befinden 

und grundlegend renoviert werden, durch die anteilige Nutzung von Erneuerba-

ren Energien nach Maßgabe der §§ 5a und 6 Absatz 2 decken. Satz 1 gilt auch für 

die öffentliche Hand, wenn sie öffentliche Gebäude nach § 4 im Ausland grund-

legend renoviert. 

(3)  Die öffentliche Hand muss sicherstellen, dass auch bereits errichteten öffentli-

chen Gebäuden nach § 4, die sich in ihrem Besitz, aber nicht in ihrem Eigentum 

befinden, im Zuge einer grundlegenden Renovierung eine Vorbildfunktion zu-

kommt, die den Anforderungen nach Absatz 2 entspricht�� 
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Was das Gesetz unter �öffentlichen Gebäuden� versteht, wird in dem § 2 (Begriffsbe-

stimmungen� definiert: 

 

 Zitat: EEWärmeG 2011, § 3 Nutzungspflicht  

�(2)  Im Sinne dieses Gesetzes ist 

5.  öffentliches Gebäude jedes Nichtwohngebäude, das 

a) sich im Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand befindet und 

b) genutzt wird 

    aa) für Aufgaben der Gesetzgebung, 

    bb) für Aufgaben der vollziehenden Gewalt, 

    cc) für Aufgaben der Rechtspflege oder 

    aa) als öffentliche Einrichtung. 

Ausgenommen sind Gebäude von öffentlichen Unternehmen, wenn sie 

Dienstleistungen im freien Wettbewerb mit privaten Unternehmen erbrin-

gen, insbesondere öffentliche Unternehmen zur Abgabe von Speisen und Ge-

tränken, zur Produktion, zur Lagerung und zum Vertrieb von Gütern, Unter-

nehmen der Land- und Forstwirtschaft oder des Gartenbaus sowie Unter-

nehmen zur Versorgung mit Energie oder Wasser. Auch Gebäude der Bun-

deswehr, die der Lagerung von militärischen oder zivilen Gütern dienen, 

sind von Satz 1 ausgenommen. Gemischt genutzte Gebäude sind öffentliche 

Gebäude, wenn sie überwiegend für Aufgaben oder Einrichtungen nach Maß-

gabe der Sätze 1 bis 3 genutzt werden,� 

  

EWärmeG BW 2008 2. Anforderungen des landesweiten EWärmeG BW bei Sanierung 

In dem oben zitierten EEWärmeG 2011, § 3 (Nutzungspflicht) eröffnet das bundeswei-

te Gesetz den Ländern die Möglichkeit für Bestandsgebäude � sowohl öffentliche als 

auch privatwirtschaftlich Bauten - eine Nutzungspflicht für erneuerbare Energiequel-

len vorzuschreiben. 

 

 Zitat: EEWärmeG 2011, § 3 Nutzungspflicht  

�(4)  Die Länder können 

1. für bereits errichtete öffentliche Gebäude, mit Ausnahme der öffentlichen 

Gebäude des Bundes, eigene Regelungen zur Erfüllung der Vorbildfunktion 

nach § 1a treffen und zu diesem Zweck von den Vorschriften dieses Ge-

setzes abweichen und 

2. für bereits errichtete Gebäude, die keine öffentlichen Gebäude sind, eine 

Pflicht zur Nutzung von Erneuerbaren Energien festlegen.� 

 

Baden-Württemberg war allerdings Vorreiter und hat bereits 2008 � also noch vor dem 

Inkrafttreten des ersten, bundesweiten EEWärmeG 2009 � das EWärmeG BW 2008 

erlassen. Dieses Gesetz betraf zunächst auch Bauherren von Neubauten, doch seit das 

bundesweite EEWärmeG 2009 in Kraft trat, müssen sie die Regelungen des Bundesge-

setzes berücksichtigen. 

Das EWärmeG BW 2008 gilt noch heute in Baden-Württemberg für Bestandsbauten 

und verpflichtet die Eigentümer von Wohnhäusern � wenn sie die Heizung erneuern � 

einen Teil des Wärmebedarfs erneuerbaren Energien zu decken oder anerkannte Er-
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satzmaßnahmen durchzuführen.  

In dem folgenden Zitat hat die Autorin die relevanten Textpassagen durch Fettschrift 

hervorgehoben. 

 

 Zitat: EWärmeG BW 2008, § 4 Nutzungspflicht  

�(2)  Bei Wohngebäuden, für die vor dem 1. April 2008 der Bauantrag gestellt 

oder beim Kenntnisgabeverfahren die Bauvorlagen erstmalig eingereicht wur-

den, sowie bei allen bis dahin bereits errichteten Wohngebäuden müssen 

ab dem 1. Januar 2010 mindestens 10 Prozent des jährlichen Wärmebe-

darfs durch erneuerbare Energien gedeckt werden, wenn ein Austausch 

der Heizanlage erfolgt. Muss die Heizanlage kurzfristig wegen eines Defektes 

ausgetauscht werden, ist die Verpflichtung innerhalb von 24 Monaten nach 

Austausch zu erfüllen.  

(3)  Die Pflicht nach Absatz 1 und 2 gilt als erfüllt, wenn 

1. eine solarthermische Anlage mit einer Größe von 0,04 m² Kollektorflä-

che pro m² Wohnfläche genutzt wird, 

2. bei Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Wohnungen zur Deckung des 

gesamten Wärmebedarfs eine Wärmepumpe im Sinne von § 3 Nr. 1 ge-

nutzt wird oder 

3. der gesamte Wärmebedarf durch eine Heizanlage gedeckt wird, durch 

die bei Gebäuden nach Absatz 1 mindestens 20 Prozent des Brennstoffbe-

darfs und bei Gebäuden nach Absatz 2 mindestens 10 Prozent des 

Brennstoffbedarfs mit Biogas oder Bioöl gedeckt wird.� 

 

Für unseren Praxisfall bedeutet dies, dass der Planer zwei Optionen hat die Nut-

zungspflicht nach dem EWärmeG BW zu erfüllen: 

� Solarenergie: Eine solarthermische Anlage einzuplanen, mit einer Kollektorfläche 

von 0,04 m² pro Quadratmeter Wohnfläche. 

� Biogas: Für die gewünschte Gasbrennwertanlage vorzusehen, dass 10 Prozent des 

Brennstoffbedarfs mit Biogas abgedeckt wird.  

 

Wie auch das bundesweite EEWärmeG, bietet auch das baden-württembergische E-

WärmeG 2008 die Möglichkeit die Nutzungspflicht mit anerkannten Ersatzmaßnahmen 

zu erfüllen, d.h. alternativ die Energieeffizienz des Gebäudes zu steigern.  

Und weil das Gesetz zu Zeiten der EnEV 2007 in Kraft trat, hat das Umweltministeri-

um Baden-Württemberg anlässlich der Novellierung zur EnEV 2009 eine �Verordnung 

zum Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWärmeVO)� erlassen.  

Soweit hat das Umweltministerium noch keine Novelle dieser Verordnung erlassen, 

obwohl die geänderte EnEV 2014 bereits seit dem 1. Mai 2014 in Kraft ist. Die Autorin 

geht davon aus, dass die EWärmeVO BW von 2009 auch weiterhin gültig ist, denn die 

Werte, auf die sich die EWärmeVO bezieht haben sich mit der EnEV 2014 nicht geän-

dert (U-Werte für Außenbauteile nach Anlage 3, Tabelle 1 und Wärmeschutz der Ge-

bäudehülle für neue Wohngebäude nach Anlage 1, Tabelle 2). Die Rücksprache mit 

dem zuständigen Umweltministerium BW hat ergeben, dass diese Vermutung richtig 
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ist. 

Die ersatzweise Erfüllung des EEWärmeG 2008 durch anerkannte Maßnahmen ist dem-

nach wie folgt möglich: 

 

 Zitat: EWärmeVO BW 2009, § 1 Ersatzweise Erfüllung  

�(2)  Die Anforderungen nach § 5 Abs.1 Satz 1 Nr.2 EWärmeG werden wie folgt er-

höht: 

Die Verpflichtung nach § 4 Abs. 2 EWärmeG kann ersatzweise dadurch erfüllt 

werden, dass bei Wohngebäuden entweder 

1.  die Bauteile (Dächer oder Dachschrägen und oberste Geschossdecken), 

die beheizte Räume nach oben gegen die Außenluft abgrenzen, so ge-

dämmt werden, dass die Anforderungen der Energieeinsparverordnung 

vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), geändert durch Verordnung vom 29. 

April 2009 (BGBl. I S. 954), in der am 1. Oktober 2009 geltenden Fassung 

an den in Anlage 3 Tabelle 1 festgelegten Wärmedurchgangskoeffizienten 

der betroffenen Bauteile um mindestens 20 Prozent unterschritten wer-

den, oder 

2.  die Außenwände so gedämmt werden, dass die Anforderungen der Ener-

gieeinsparverordnung in der in Nummer 1 genannten Fassung an den in 

Anlage 3 Tabelle 1 festgelegten Wärmedurchgangskoeffizienten um min-

destens 20 Prozent unterschritten werden, oder  

3.  der Transmissionswärmeverlust des Gebäudes durch eine geeignete Kom-

bination von Maßnahmen so reduziert wird, dass 

a) bei Gebäuden, für die der Bauantrag vor dem 1. November 1977 

gestellt worden ist, die Anforderungen der Energieeinsparverord-

nung in der in Nummer 1 genannten Fassung an den Transmissions-

wärmeverlust H�T in Anlage 1 Tabelle 2 um nicht mehr als 40 Pro-

zent überschritten werden, 

b) bei Gebäuden, für die der Bauantrag zwischen dem 1. November 

1977 und dem 31. Dezember 1994 gestellt wurde, die Anforderun-

gen der Energieeinsparverordnung in der in Nummer 1 genannten 

Fassung an den Transmissionswärmeverlust H�T in Anlage 1 Tabelle 

2 um nicht mehr als 10 Prozent überschritten werden, 

c) bei Gebäuden, für die zwischen dem 1. Januar 1995 und dem 31. 

Januar 2002 der Bauantrag gestellt oder die Bauanzeige erstattet 

worden ist, die Anforderungen der Energieeinsparverordnung in der 

in Nummer 1 genannten Fassung an den Transmissionswärmeverlust 

H�T in Anlage 1 Tabelle 2 um mindestens 20 Prozent unterschritten 

werden, 

d) bei Gebäuden, für die zwischen dem 1. Februar 2002 und dem 

31.März 2008 der Bauantrag gestellt oder die Bauanzeige erstattet 

worden ist, die Anforderungen der Energieeinsparverordnung in der 

in Nummer 1 genannten Fassung an den Transmissionswärmeverlust 

H�T in Anlage 1 Tabelle 2 um mindestens 30 Prozent unterschritten 

werden.� 

Die ersatzweise Erfüllung der Nutzungspflicht nach dem EWärmeG orientiert sich an 
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bestimmten Anforderungen der EnEV 2009 im Bestand, die von der EnEV 2014 auch 

nicht geändert wurden.  

 Folgende Optionen stehen demnach für die alternative Gesetz-Erfüllung  offen: 

Ersatzweise Erfüllung  

des EWärmeG BW 

Bezug zur EnEV 2009,  

bzw. zur EnEV 2014 

Anforderung 

Dach:  

Dämmung der Bauteile (Dächer 

oder Dachschrägen und oberste 

Geschossdecken), die beheizte 

Räume nach oben gegen die 

Außenluft abgrenzen 

 

EnEV 2014, Anlage 3 

(Anforderung bei Ände-

rung von Außenbautei-

len), Tabelle 1 

(Höchstwerte der Wär-

medurchgangskoeffi-

zienten bei erstmali-

gem Einbau, Ersatz und 

Erneuerung von Bautei-

len). 

 

U-Wert der sanierten 

Außenbauteile muss 20 

Prozent unter dem er-

laubten Höchstwert 

liegen. 

Fassade:  

Dämmung der Außenwände 

Gebäudehülle:  

Durch kombinierte Maßnahmen 

den Transmissionswärmeverlust 

des Gebäudes reduzieren.  

Je nachdem wann der Bauantrag 

für das Gebäude eingereicht 

wurde: 

 

EnEV 2014, Anlage 1 

(Anforderungen an 

Wohngebäude), Tabelle 

2 (Höchstwerte des 

spezifischen, auf die 

wärmeübertragende 

Umfassungsfläche 

bezogenen Transmissi-

ons-wärmeverlusts).  

 

Der Transmissions-

wärmeverlust H�T muss 

unter dem erlaubten 

Höchstwert liegen, und 

zwar wie folgt: 

 Bauantrag bis 1. Nov. 1977 

(also noch vor der 1. Wär-

meschutz-verordnung 

(WSchVO 1977) 

40 Prozent 

 Bauantrag ab 1. Nov. 1977 

und bis 31. Dez.  1994 (also 

vor der letzten WSchVO 

1995) 

10 Prozent 

 Bauantrag ab 1. Jan. 1995 bis 

31. Jan. 2002 (während der 

letzten WSchVO 1995) 

20 Prozent 

 Bauantrag ab 1. Feb. 2002 

bis 31. März 2008 (während 

EnEV jedoch vor dem ersten  

EWärmeG BW). 

30 Prozent 

 

  

Förderung 3.  Fördermöglichkeiten für Vollsanierung mit Heizungs-Erneuerung finden 

Für die Suche nach Fördermöglichkeiten für die energetische Sanierung des Wohnhau-

ses und der Heizungs-Erneuerung empfehlen sich folgende Informationsquellen:  

 BINE: Informationsdienst und Förderkompass im Internet: 

www.energiefoerderung.info 

Auf der Startseite veröffentlicht BINE auch die aktuellen Förder-News, übersicht-
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lich nach Datum geordnet und mit Hinweisen und Links zu weiteren Informatio-

nen. 

Die relevanten Förderprogramme kann man finden, indem man die Art des Vorha-

bens auswählt � in unserem Fall �Modernisierung eines Gebäudes�, sowie die 

Postleitzahl oder das Bundesland, in dem das Gebäude liegt � in unserem Fall 

�Baden-Württemberg�. 

Bei unserer Test-Recherche am 28. März 2015 zeigte die Datenbank auf Anhieb 46 

Möglichkeiten zur Förderung.  

Die Suche kann man jedoch auch verfeinern, indem man die Fördermaßnahmen 

spezifiziert, beispielsweise �Energieberatung�, �Brennwertkessel� und �Erdgas-

heizung�. Für diese Optionen zeigte die Datenbank 17 Treffer. 

 Achtung:  Privatpersonen können diese Datenbank kostenfrei nutzen um sich 

zu informieren welche Fördermöglichkeiten sich ihnen bieten. Für 

professionelle Nutzer bietet BINE den �Förderkompass Energie� 

als kostenpflichtige Lizenz an. 

 BAFA: Vor-Ort-Beratung und Marktanreizprogramm (Maßnahmen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien im Wärmemarkt) 

Für eine Förderung der Vor-Ort-Beratung müsste der Planer die Berater-

Konditionen der BAFA erfüllen. Seit 1. März 2015 sind die Zuschüsse für die Vor-

Ort-Energieberatung gestiegen. Informationen unter: 

www.bafa.de/bafa/de/energie/energiesparberatung/ 

Auch die Förderung durch das Marktanreizprogramm (MAP) wird ab 1. April 2015 

nach novellierten Konditionen ablaufen. Diese Förderung hat das Ziel die Nutzung 

von erneuerbaren Energien im Wärmemarkt zu etablieren. Dabei gilt das Prinzip, 

dass diejenigen vorbildlichen Eigentümer gefördert werden, die die gesetzlichen 

Vorgaben � beispielsweis durch das EEWärmeG nicht nur erfüllen, sondern auch 

überschreiten. Informationen zum MAP: 

www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerbare_energien/ 

  

 
Fazit Die Antworten auf die drei Fragen sehen kurz und bündig folgendermaßen aus: 

1. Greift das bundesweite EEWärmeG in diesem Praxisfall? 

Antwort: Nein, das EEWärmeG 2011 greift in diesem Fall nicht, obwohl das 

Mehrfamilienhaus vollständig renoviert und seine Heizung erneuert wird. Das 

Gesetz greift nur, wenn ein öffentliches Gebäude grundlegend saniert wird. 

 

2. Welche Pflichten greifen in diesem Fall nach dem EWärmeG BW? 

Antwort: Der Eigentümer muss einen Teil seines Heizwärmebedarfs entweder 

mit regenerativen Energien decken oder ersatzweise die Außenbauteile des Ge-

bäudes noch besser dämmen als es die EnEV 2014 fordert. Ab 1. Juli 2015 soll in 

Baden-Württemberg voraussichtlich das novellierte EWärmeG BW gelten.  

Wie wir von unserem Fragesteller erfahren habe, soll die Heizungserneuerung 
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jedoch im April oder Mai dieses Jahres erfolgen, d.h. unter dem aktuell noch 

geltenden ersten EWärmeG BW 2008.  

 

3. Welche Fördermöglichkeiten könnten in diesem Fall von Interesse sein? 

Antwort: Der Informationsdienst BINE bietet eine Förderdatenbank im Internet 

an, die für Privatleute kostenfrei zur Verfügung steht.  

Professionelle Anwender können eine kostenpflichtige Lizenz erwerben und die 

Datenbank zur Beratung ihrer Kunden nutzen.  

Internet: www.energiefoerderung.info 

Desgleichen lohnt es sich die Förderkonditionen der BAFA � für die Vor-Ort-

Beratung sowie für das Marktanreizprogramm (MAP) � zu recherchieren. 

Internet: www.bafa.de/bafa/de/energie/energiesparberatung/ 

und www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerbare_energien/ 

  

Quellen EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparver-

ordnung� vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, 

Jahrgang 2009, Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 

bis 30. April 2014. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EnEV 2014: EnEV 2009 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparver-

ordnung� vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag,  

Köln, Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Tritt in Kraft 

ab 1. Mai 2014. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EEWärmeG 2009: Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerba-

re-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) vom 7. August 2008, verkündet im Bundesgesetzblatt, 

Bundesanzeiger Verlag, Jahrgang 2008, Teil I, Nr. 36, am 18. August 2008. In Kraft vom 1. 

Januar 2009 bis 30. April 2011. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.de/eewaermeg/2009 

EEWärmeG 2011: EEWärmeG 2009 geändert durch Artikel 2 und Artikel 6 des Gesetzes zur 

Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerba-

ren Quellen (Europarechtsanpassungsgesetz Erneuerbare Energien � EAG EE) vom 12. April 

2011, verkündet im Bundesgesetzblatt, Jahrgang 2011, Teil I, Nr. 17, am 15. April 2011, ab 

Seite 623. In Kraft seit 1. Mai 2011. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.de/eewaermeg/2011 

EWärmeG BW: Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie in Baden-Württemberg (Er-

neuerbare-Wärmegesetz - EWärmeG) vom 20. November 2007. Verkündet am 23. November 

2007 im Gesetzblatt vom 23. November 2007. Informationen und Gesetzestext im Internet: 

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/energieeffizienz/erneuerbare-waerme-

gesetz-bw/ 

EWärmeVO BW: Verordnung des Umweltministeriums Baden-Württemberg zum Erneuerbare-

Wärme-Gesetz (EWärmeVO) vom 8. Dezember 2009, verkündet im Gesetzblatt, 2009, Nr. 22 

vom 22. Dezember 2009, Seite 769 � 770.  
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 Nachweis nach EnEV 2014 und EEWärmeG 2011  

für kleine KFZ-Prüfhalle, die in Serie gefertigt wird  

und die über Brennwerttechnik beheizt wird 

  

Kenntnisstand:  

05.09.2015 

Autoren: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh,  

Bielefeld  und Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT, Freie Architektin, Stuttgart 

  

Kurzinfo Eine kleine Fahrzeug-Prüfhalle wird neu errichtet. Diese soll serienmäßig gefertigt 

werden. Es ist davon auszugehen, dass nicht alle Exemplare noch in diesem Jahr er-

richtet werden. Als Analgentechnik ist eine Brennwertheizung vorgesehen. Die Prüf-

halle selbst wird auf 17 Grad Celsius (°C) beheizt, gemäß der Arbeitsstättenrichtlinie. 

Das angrenzende Büro und die WCs werden auf über 19 °C beheizt. Die Grundfläche 

des Gebäudes beträgt über 50 Quadratmeter (m²). Für den EnEV-Nachweis wurde es 

zoniert und nach DIN 18599 (Energetische Bewertung von Gebäuden) berechnet.  

Es stellt sich die Frage ob das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG 2011) 

in diesem Beispiel auch erfüllt werden muss. 

  

Fragen 1.  Welche Änderungen / Verschärfungen sind nach EnEV ab 2016 zu erwarten?  

2.  Wäre es ausreichend gewesen, die U-Werte der Außenbauteile festzulegen? 

3. Wie sind die Anforderungen des EEWärmeG 2011 zu erfüllen ohne Biomasse? 

  

Aspekte EnEV, 2014, 2016, Energieeinsparverordnung, Neubau, neu, errichten, erbauen, er-

baut, errichtet, Gebäude, Halle, Industriehalle, KFZ-Prüfhalle, Heizung, Brennwert-

technik, Serie, Serienfertigung, serienweise, produzieren, Nachweis, EnEV-Nachweis, 

Verschärfung, EnEV-Standard, Anforderungen, Jahres-Primärenergiebedarf, Referenz-

gebäude, Wärmeschutz, Gebäudehülle, Außenbauteil, Außenwand, Fenster, Dach, 

Dachfenster, Decke, Tür, Glasdach, Lichtband, Lichtkuppel, Wärmedurchgangskoeffi-

zient, U-Wert, Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, EEWärmeG, 2011, Ersatzmaß-

nahme, EnEV-Unterschreitung, Energieausweis, EEWärmeG-Nachweis 

  

Antworten Zunächst grundsätzlich:  

Die EnEV und das EEWärmeG sind in der Fassung, die zum Zeitpunkt der Bauantrag-

stellung gilt einzuhalten. Dies gilt für Wohn- und Nichtwohngebäude. Im vorliegenden 

Fall handelt es sich um ein Nichtwohngebäude. 

 

1. Welche Änderungen/Verschärfungen sind nach EnEV ab 2016 zu erwarten? 

Zum 1. Januar 2016 tritt keine neue EnEV-Fassung in Kraft; vielmehr ist die im No-

vember 2013 verabschiedete Verordnung, die zum 1. Mai 2014 in Kraft getreten ist 
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weiterhin gütig. Allerdings fordert sie ab 1. Januar 2016 einen verschärften Energie-

Standard für Neubauten, d.h. eine gesteigerte Energieeffizienz. 

Die Parameter für die gesteigerte Energieeffizienz betreffen: 

 den Jahres-Primärenergiebedarf für die relevante Anlagentechnik im Gebäude, 

 den Wärmeschutz der Gebäudehülle. 

 

Im Zuge der Verschärfung des EnEV-Standards für neue Nichtwohngebäude ab 2016 

ändern sich die Parameter der Energieeffizienz wie folgt: 

 Der höchstzulässige Jahres-Primärenergiebedarf � der durch das entsprechende 

Referenz-Gebäude definiert wird � mindert sich um 25 Prozent. Dieses regelt die 

EnEV 2014 in der Anlage 2 (Anforderungen für Nichtwohngebäude): 

 

 Zitat: EnEV 2014, § Anlage 2 Anforderungen an Nichtwohngebäude 

    Tabelle 1: Ausführung des Referenzgebäudes 

�Zeile 1.0:  Der nach einem der in Nummer 2 oder in Nummer 3 angegebenen 

Verfahren berechnete Jahres-Primärenergiebedarf des Referenz-

gebäudes nach den Zeilen 1.1 bis 8 ist für Neubauvorhaben ab 

dem 1. Januar 2016 mit dem Faktor 0,75 zu multiplizieren. § 28 

bleibt unberührt.� 

 

 Der Wärmeschutz der Gebäudehülle erhöht sich um ca. 25 Prozent.  

Dieses regelt die EnEV 2014 auch in der Anlage 2 wie folgt: 

 

  Zitat: EnEV 2014, § Anlage 2 Anforderungen an Nichtwohngebäude 

     Tabelle 2: Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten der  

     wärmeübertragenden Umfassungsfläche von neuen Nichtwohngebäuden 

Zeile Bauteile 
Anforderungs- 

niveau 

Höchstwerte der nach Nummer 2.3 ***  

bestimmten Mittelwerte der Wärmedurch-

gangskoeffizienten 

Zonen mit Raum-

Solltemperaturen  

im Heizfall ≥ 19 °C 

Zonen mit Raum-

Solltemperaturen 

im Heizfall von 12 

bis < 19 °C 

1a 

Opake Außen-

bauteile, 

soweit nicht in 

Bauteilen der 

Zeilen 3 und 4 

enthalten 

nach EnEV 2009 * Ū = 0,35 W/(m²·K) 

Ū = 0,50 W/(m²·K) 
1b 

für Neubauvorha-

ben bis zum 31. 

Dezembe  2015 ** 

Ū = 0,35 W/(m²·K) 

1c 

für Neubauvorha-

ben ab dem 1. 

Januar 2016 ** 

Ū = 0,28 W/(m²·K) 

2a Transparente 

Außenbautei-

nach EnEV 2009 * Ū = 1,9 W/(m²·K) Ū = 2,8 W/(m²·K) 
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2b 

le, soweit 

nicht in Bau-

teilen der 

Zeilen 3 und 4 

enthalten 

für Neubauvor-

hab n bis zum 31. 

Dezember 2015 ** 

Ū = 1,9 W/(m²·K) 

2c 

für Neubauvorha-

ben ab dem 1. 

Januar 2016 ** 

Ū = 1,5 W/(m²·K) 

3a 

Vorhangfassa-

de 

nach EnEV 2009 * Ū = 1,9 W/(m²·K) 

Ū = 3,0 W/(m²·K) 
3b 

für Neubauvorha-

ben bis zum 31. 

Dezember 2015 ** 

Ū = 1,9 W/(m²·K) 

3c 

für Neubauvorha-

ben ab dem 1. 

Januar 2016 ** 

Ū = 1,5 W/(m²·K) 

4a 

Glasdächer, 

Lichtbänder, 

Lichtkuppeln 

nach EnEV 2009 * Ū = 3,1 W/(m²·K) 

Ū = 3,1 W/(m²·K) 
4b 

für Neubauvorha-

ben bis zum 31. 

Dezember 2015 ** 

Ū = 3,1 W/(m²·K) 

4c 

für Neubauvorha-

ben ab dem 1. 

Januar 2016 ** 

Ū = 2,5 W/(m²·K) 

*)   Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), die durch Artikel 1 der 

Verordnung vom 29. April 2009 (BGBl. I S. 954) geändert worden ist. 

**)   Die Regelungen der EnEV 2014 § 28 (Allgemeine Übergangsvorschrift) bleibt unbe-

rührt. 

***) Der Hinweis bezieht sich auf die EnEV 2014, Anlage 2 (Anforderungen an Nichtwohnge-

bäude), Nummer 2. (Berechnungsverfahren für Nichtwohngebäude), Unterpunkt 2.3 

(Berechnung des Mittelwerts des Wärmedurchgangskoeffizienten). 

 

   

 Ausnahme Industriehallen: Neu geplante Hallen mit einer Raumhöhe über 4 Meter 

(m), müssen die EnEV-Verschärfung nicht berücksichtigen, wenn das Gebäude 

durch dezentrale Gebläse- oder Strahlungsheizungen mit Raumwärme versorgt 

wird. Dieses betrifft sowohl den Jahres-Primärenergiebedarf als auch den Wärme-

schutz der Gebäudehülle. Für das hier besprochene Praxisbeispiel gilt diese Aus-

nahme-Regel nicht, denn die Hallen werden durch Brennwertheizung erwärmt. 

 

2. Wäre es ausreichend, nur die U-Werte der Außenbauteile festzulegen? 

Ausnahmen bzgl. des Nachweises der Einhaltung des spezifischen Jahre-

Primärenergiebedarfs sind nur für Gebäude zulässig, deren Nutzfläche unter 50 Quad-

ratmeter (m²) liegt. Die KFZ-Prüfhallen umfassen jedoch Nutzflächen über 50 m². Für 

Gebäude dieser Größenordnung muss daher auch die Einhaltung des spezifischen Pri-

märenergiebedarfs nachgewiesen werden. 
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 Zitat: EnEV 2014, § 8_Anforderungen an kleine Gebäude  

    und Gebäude aus Raumzellen  

�Werden bei zu errichtenden kleinen Gebäuden die in Anlage 3 genannten 

Werte der Wärmedurchgangskoeffizienten der Außenbauteile eingehalten, 

gelten die übrigen Anforderungen dieses Abschnitts als erfüllt�� 

 

3. Wie sind die Anforderungen des EEWärmeG zu erfüllen ohne Biomasse? 

Zunächst ist zu prüfen, ob erneuerbare Energien eingesetzt werden können. Ist dies 

nicht möglich, so können Ersatzmaßnahmen gewählt werden. Eine solche Ersatzmaß-

nahme ist die Unterschreitung der Anforderungen der EnEV um 15 Prozent. Zu beach-

ten ist jedoch, dass sowohl die Anforderungen der spezifischen Primärenergiebedarfs 

als auch des spezifische Transmissionswärmeverlustes einzuhalten sind; maßgeblich 

ist der jeweils schlechtere Wert der Unterschreitung. 

 

  Zitat: EEWärmeG 2011, § 7, Ersatzmaßnahmen   

2.  Maßnahmen zur Einsparung von Energie nach Maßgabe der Nummer VII 

der Anlage zu diesem Gesetz treffen �� 

 

  Zitat: EEWärmeG 2011, Anlage: Anforderungen an die Nutzung  

     von Erneuerbaren Energien und Ersatzmaßnahmen   

VII. Maßnahmen zur Einsparung von Energie 

1. Maßnahmen zur Einsparung von Energie gelten nur dann als Ersatzmaß-

nahme nach § 7 Absatz 1 Nummer 2, wenn damit bei der Errichtung von 

Gebäuden 

a. der jeweilige Höchstwert des Jahres-Primärenergiebedarfs und 

b. die jeweiligen für das konkrete Gebäude zu erfüllenden Anfor-

derungen an die Wärmedämmung der Gebäudehülle 

nach der Energieeinsparverordnung in der jeweils geltenden Fassung um 

mindestens 15 Prozent unterschritten werden � 

                          5.   Nachweis im Sinne des § 10 Abs. 3 ist der Energieausweis  

       nach § 18 der Energieeinsparverordnung. 

   

Fazit Für Gebäude mit über 50 m² Nutzfläche ist sowohl die Einhaltung der Anforderungen 

des Jahres-Primärenergiebedarfs als auch des Wärmeschutzes - Wärmedurchgangsko-

effizienten (U-Werte) der Außenbauteile der Gebäudehülle - nachzuweisen.  

Für Gebäude, deren Bauantrag nach dem 1. Januar 2016 eingereicht wird, sind die ab 

diesem Zeitpunkt geltenden Anforderungen maßgeblich. Ab 2016 wird der Anforde-

rungswert des spezifischen Primärenergiebedarfs um 25 Prozent gesenkt und der 

Wärmeschutz der Gebäudehülle um 20 Prozent gesteigert. 

Für Neubauten mit mehr als 50 m² Nutzfläche ist auch die Einhaltung der Anforderun-

gen des EEWärmeG 2011 nachzuweisen. Hier sind Ersatzmaßnahmen, insbesondere 
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die Unterschreitung der EnEV-Anforderungen um 15 Prozent möglich. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtliche 

Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung EnEV 

vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, Jahrgang 2013, 

Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. Mai 2014 in Kraft. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� vom 

29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, Teil I, Nr. 

23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EEWärmeG 2011: EEWärmeG 2009 geändert durch Artikel 2 und Artikel 6 des Gesetzes zur Umsetzung der 

Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Europarechtsan-

passungsgesetz Erneuerbare Energien � EAG EE) vom 12. April 2011, verkündet im Bundesgesetzblatt, Jahr-

gang 2011, Teil I, Nr. 17, am 15. April 2011, ab Seite 623. In Kraft seit 1. Mai 2011. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.de/eewaermeg/2011 

EEWärmeG 2009: Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetz - EEWärmeG) vom 7. August 2008, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, 

Jahrgang 2008, Teil I, Nr. 36, am 18. August 2008. In Kraft vom 1. Januar 2009 bis 30. April 2011. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.de/eewaermeg/2009  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.de/eewaermeg/2011
http://www.enev-online.de/eewaermeg/2009
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 Heizzentrale eines Gartencenters mit Gasbrennwert-

thermen erweitern und EWärmeG BW berücksichtigen 

  

Kenntnisstand:  

26.09.2016 

Autorin: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin, Stuttgart 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um ein Gartencenter in Baden-

Württemberg (BW). Im Laufe der Jahre wurde es mehrmals baulich erweitert. 

Der bestehende Heizkessel kann schon seit längerem nicht mehr die gesamte, 

benötigte Wärme liefern. Deshalb wird im Bedarfsfall mit Einzelheizern zusätz-

lich geheizt. Nun soll die Heizzentrale mit einer oder zwei zusätzlichen Gas-

brennwertthermen erweitert werden.  

In Baden-Württemberg gilt seit dem Jahr 2010 die Pflicht beim Kesselaustausch 

auch teilweise erneuerbare Energien zu nutzen. Dieses regelt das Erneuerbare 

Wärme Gesetz BW (EWärmeG). Aktuell gilt das EWärmeG BW 2015. 

Fragen 1. Greift in diesem Praxisbeispiel bei der einer Erweiterung der bestehenden 

Heizungsanlage das EWärmeG BW 2015? 

2. Müssen im Gartencenter bei der Heizungserweiterung auch regenerative 

Energien eingesetzt oder Ersatzmaßnahmen ergriffen werden? 

  

Antworten Zunächst grundsätzlich:  

Das bundesweite Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG 2011) ver-

pflichtet Eigentümer von Neubauten und von bestimmten baulichen Erweiterun-

gen im Bestand, dass sie einen Teil der benötigten Wärme und Kälte über aner-

kannte erneuerbare Energiequellen decken. Alternativ können sie auch die Ener-

gieeffizienz des Gebäuden steigern, indem sie vom Gesetz anerkannte Ersatz-

maßnahmen durchführen � beispielsweise indem sie das Gebäude noch energie-

sparender planen und bauen als es die geltende Energieeinsparverordnung 

(EnEV) fordert.  

Wenn ein öffentliches Bestandsgebäude grundlegend renoviert wird, greift aller-

dings auch die Nutzungspflicht nach dem bundesweiten EEWärmegesetz 2011. 

Das EEWärmeG 2011 eröffnet im § 3 (Nutzungspflicht), Absatz 4, den Bundeslän-

dern die Möglichkeit, dass sie für Bestandsbauten eigene Regeln aufstellen. Für 

bereits erbaute öffentliche Gebäude � jedoch nicht für diejenigen des Bundes � 

können die Länder auch selbst bestimmen, wie diese Bauten die Vorbildfunktion 

erfüllen müssen.  

Den Ländern ist es erlaubt, dass sie zu diesem Zweck in ihren relevanten Vor-

schriften auch von den Anforderungen des Wärmegesetzes 2011 abweichen. 

Auch können sie auch für privatwirtschaftliche Bestandsbauten eine Nut-
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zungspflicht für erneuerbare Energien einführen. 

 Zitat: EEWärmeG 2011, § 3 Nutzungspflicht  

�(4) Die Länder können 

 für bereits errichtete öffentliche Gebäude, mit Ausnahme der öf-

fentlichen Gebäude des Bundes, eigene Regelungen zur Erfül-

lung der Vorbildfunktion nach § 1a treffen und zu diesem Zweck 

von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichen und 

 für bereits errichtete Gebäude, die keine öffentlichen Gebäude 

sind, eine Pflicht zur Nutzung von Erneuerbaren Energien fest-

legen.� 

  

 Erneuerbare-Wärme-Gesetz Baden-Württemberg (EWärmeG BW) 

Das erste, bundesweite EEWärmeG 2009 führte ab Anfang des Jahres 2009 die 

Nutzungspflicht für Neubauten ein. In Baden Württemberg galt jedoch bereits 

das erste EWärmeG BW 2008, welches im November 2007 verkündet wurde. Es 

verpflichtete Eigentümer von Neubauten und von bestehenden Wohngebäuden - 

Letztere im Falle einer Heizungserneuerung ab 2010 - auch teilweise erneuerba-

re Energien zu nutzen. Mit Inkrafttreten des bundesweiten EEWärmeG ab 2009 

blieb das baden-württembergische Gesetz nur noch im Bestand gültig, denn für 

Neubauten musste die Eigentümer ab 2009 das bundesweite EEWärmeG erfüllen. 

Seit dem 1. Juli 2015 gilt die zweite Fassung des EWärmeG BW 2015. Im Bestand 

betrifft es jedoch nun nicht nur die Eigentümer von Wohngebäuden, sondern 

auch von Nichtwohngebäuden. 

Das EWärmeG BW 2015 betrifft alle bestehenden Gebäude, die mit Hilfe von 

Energie beheizt werden und die am 1. Januar 2009 bereits errichtet waren. Ge-

nau wie die Energieeinsparverordnung (EnEV) listet auch das EWärmeG BW eine 

ganze Reihe von Gebäuden, die als Ausnahme gelten und nicht vom Gesetz be-

troffen sind, beispielsweise Wohnhäuser mit höchstens 50 Quadratmetern (m²) 

Wohnfläche, Nichtwohngebäude unter 50 m² Nettogrundfläche, Tierställe, 

Werkstätten, unterirdische Bauten, usw. Ein Gartencenter gehört jedoch nicht 

zu den Ausnahmen. 

Das EWärmeG BW 2015 verpflichtet im § 4 (Nutzungspflicht) die Eigentümer von 

Bestandsbauten, dass sie entweder erneuerbare Energien nutzen oder den 

Wärmbedarf des Gebäudes reduzieren, wenn sie die Heizungsanlage austauschen 

oder nachträglich einbauen: 

 

 Zitat: EWärmeG BW 2015, § 4 Nutzungspflicht  

�(1)  Beim Austausch oder dem nachträglichen Einbau einer Heizanlage sind 

die Eigentümerinnen und Eigentümer der versorgten Gebäude ver-

pflichtet, mindestens 15 Prozent des jährlichen Wärmeenergiebedarfs 

durch erneuerbare Energien zu decken oder den Wärmeenergiebedarf 

um mindestens 15 Prozent zu reduzieren. 
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(2)  Die Verpflichtung ist spätestens innerhalb von 18 Monaten nach Inbe-

triebnahme der neuen Heizanlage zu erfüllen und der zuständigen Be-

hörde nachzuweisen. 

(3)  Geht das Eigentum an dem Gebäude auf neue Eigentümerinnen oder 

Eigentümer über, bevor die Nutzungspflicht nach Absatz 1 erfüllt ist, 

geht auch diese über.� 

  

 EWärmeG BW bei Ergänzung der Heizungsanlage 

Das EWärmeG BW 2015 gilt demnach für folgende Tatbestände: 

- Die alte Heizungsanlage wird gegen eine neue Heizungsanlage ausgetauscht. 

- Eine Heizungsanlage wird nachträglich in einem Bestandsgebäude eingebaut. 

Was das Gesetz unter diesen Aktionen genau versteht regelt es im § 4 (Begriffs-

bestimmungen� wie folgt: 

 

 Zitat: EWärmeG BW 2015, § 4 Begriffsbestimmungen  

�Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. Heizanlage ist eine Anlage zur zentralen Erzeugung überwiegend von 

Raumwärme oder Raumwärme und Warmwasser. Als Heizanlagen 

gelten nicht 

a) Anlagen, die Wärme für ein Wärmenetz im Sinne von 

Nummer 5 erzeugen, oder 

b) Anlagen mit einer Wärmeleistung über 1500 kW zur lei-

tungsgebundenen Versorgung mit Wärme mehrerer Gebäu-

de, deren Eigentümer und Betreiber identisch ist mit dem 

Eigentümer der damit versorgten Gebäude. 

2. Der Austausch einer Heizanlage liegt vor, wenn der Kessel oder ein 

anderer zentraler Wärmeerzeuger ausgetauscht wird. Als Austausch 

gilt auch, wenn die Heizanlage durch den Anschluss an ein Wärme-

netz im Sinne von Nummer 5 ersetzt wird. Bei Heizanlagen mit 

mehreren Wärmeerzeugern liegt ein Austausch vor, sobald der ers-

te Kessel oder Wärmeerzeuger getauscht wird. 

3. Ein nachträglicher Einbau einer Heizanlage liegt vor, wenn in ein 

bisher nicht zentral beheiztes Gebäude eine Heizungsanlage einge-

baut wird. 

4. � 

5. Wärmenetze sind Einrichtungen zur leitungsgebundenen Versorgung 

mit Wärme, die eine horizontale Ausdehnung über die Grundstücks-

grenze des Standorts der einspeisenden Anlage hinaus haben und an 

die als öffentliches Netz eine unbestimmte Anzahl von Abnehmen-

den angeschlossen werden kann. An das Wärmenetz muss mindes-

tens ein Abnehmender angeschlossen sein, der nicht gleichzeitig Ei-

gentümer oder Betreiber der in das Wärmenetz einspeisenden Anla-
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ge ist.� 

Das EWärmeG BW 2015 greift nur bei Austausch oder nachträglichem Einbau von 

Heizungsanlagen die jeweils zentral in einem Gebäude überwiegend Raumwärme 

erzeugen oder sowohl Raumwärme erzeugen als auch Wasser erwärmen.  

Es handelt sich stets um gebäudezentrale Heizungsanlagen. Wenn in einem Be-

standsgebäude zusätzlich zu einer bestehenden Anlage weitere dezentrale Heiz-

anlagen eingebaut werden, greift das EWärmeG nicht. 

  

Fazit Weil in dem vorliegenden Praxisbeispiel � ein Gartencenter in BW - die Heizung 

weder ausgetauscht noch erstmalig eingebaut wird, greift die Nutzungspflicht 

nach dem EWärmeG 2015 NICHT. Der Eigentümer muss anlässlich der angestreb-

ten  Heizungserweiterung weder erneuerbare Energien nutzen, noch den Wär-

meenergiebedarf nach dem EWärmeG BW 2015 reduzieren. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EEWärmeG 2011: EEWärmeG 2009 geändert durch Artikel 2 und Artikel 6 des Gesetzes zur Umset-

zung der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 

(Europarechtsanpassungsgesetz Erneuerbare Energien � EAG EE) vom 12. April 2011, verkündet im 

Bundesgesetzblatt, Jahrgang 2011, Teil I, Nr. 17, am 15. April 2011, ab Seite 623. In Kraft seit 1. Mai 

2011. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.de/eewaermeg/2011 

EEWärmeG 2009: Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG) vom 7. August 2008, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundes-

anzeiger Verlag, Jahrgang 2008, Teil I, Nr. 36, am 18. August 2008. In Kraft vom 1. Januar 2009 bis 

30. April 2011. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.de/eewaermeg/2009  

EWärmeG BW 2015: Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie in Baden-Württemberg (Erneu-

erbare-Wärme-Gesetz � EWärmeG) vom 17. März 2015, verkündet im Gesetzblatt vom 20. März 2015, 

In Kraft seit dem 1. Juli 2015. https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/neubau-und-

gebaeudesanierung/erneuerbare-waerme-gesetz-2015/ 

EWärmeG BW 2008: Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie in Baden-Württemberg (Erneu-

erbare-Wärme-Gesetz � EWärmeG) vom 20. November 2007, verkündet im Gesetzblatt vom 23. 

November 2007, In Kraft vom 1. Januar 2008 bis 30. Juni 2015. https://um.baden-

wuerttemberg.de/de/energie/neubau-und-gebaeudesanierung/erneuerbare-waerme-gesetz-2008/   

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.de/eewaermeg/2011
http://www.enev-online.de/eewaermeg/2009
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/neubau-und-gebaeudesanierung/erneuerbare-waerme-gesetz-2015/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/neubau-und-gebaeudesanierung/erneuerbare-waerme-gesetz-2008/
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 EnEV-Nachweis für Anbau an Lagerraum, der zum 

Teil auch als beheizter Personalraum genutzt wird 

  

Kenntnisstand:  

15.10.2016 

Autor: Dipl.-Ing. Torsten Schoch, Xella Technologie und Forschung,  

Kloster Lehnin 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um ein Nichtwohngebäude im Bestand. 

Dieses wird als Lagerraum verwendet und die Vorgabe für die Innentemperatur 

beträgt 14 Grad Celsius (°C). Daran wurde ein Anbau errichtet, der auch von der 

bestehenden Heizung mitversorgt wird.  

Gemäß Energieeinsparverordnung (EnEV 2014), § 9 (Änderung, Erweiterung und 

Ausbau von Gebäuden) Absatz (4) erfolgt der EnEV-Nachweis anhand des Wär-

medurchgangskoeffizienten (U-Wertes) der betroffenen Außenbauteile.  

Die höchsterlaubten Werte listet die Verordnung in der Anlage 3 (Anforderungen 

bei Änderung von Außenbauteilen), Tabelle 1 (Höchstwerte der Wärmedurch-

gangskoeffizienten bei erstmaligem Einbau, Ersatz und Erneuerung von Bautei-

len), gesondert für Wohngebäude und Zonen von Nichtwohngebäuden mit Innen-

temperaturen mindestens 19°C sowie für Zonen von Nichtwohngebäuden mit 

Innentemperaturen von 12 bis unter 19°C. In der Zeile 5a der Tabelle (Wände 

gegen Erdreich oder unbeheizte Räume (mit Ausnahme von Dachräumen) sowie 

Decken nach unten gegen Erdreich oder unbeheizte Räume) regelt die EnEV 

2014, dass für niedrig beheizte Nichtwohngebäude keine Anforderungen gelten. 

  

Frage Ist es zulässig die angegebenen Werte der Tabelle für den EnEV-Nachweis auch 

zu verwenden, wenn ein kleiner Teil - ca. 6 Prozent (%) - der Nutzfläche des 

Anbaus als normal beheizter Personalraum dient? 

  

Antwort Die Anforderungen gemäß EnEV 2014 Anlage 3 Tabelle 1 leiten sich ab aus der 

überwiegenden Nutzung eines Gebäudes. Der Verordnungsgeber hat bislang kei-

ne Definition für "überwiegende Nutzung"  in der EnEV vorgesehen. Die 9. Staffel 

der amtlichen Auslegungen der EnEV 2007 durch die FK Bautechnik umfasst auch 

eine Faustregel, nach der  im Allgemeinen ein Flächenanteil bis zu 10 % der Ge-

bäudenutzfläche (bei § 22 (Gemischt genutzte Gebäude) Absatz 2 der Netto-

grundfläche) des Gebäudes noch als  unerheblich anzusehen ist.  

Abgeleitet ist diese Grenze aus der amtlichen Begründung der Bundesregierung 

zur Einführung der EnEV.  Eine Änderung dieser Faustregel ist dem Verfasser 

nicht bekannt. Sie kann demnach auch auf die hier in Rede stehende Sanierung 

in Zusammenhang mit der Anlage 3 Tabelle 1 angewendet werden. 

  

Fazit Die Werte aus der Tabelle können auf den gesamten Anbau bezogen werden. 
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Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

DIBt: Gemischt genutzte Gebäude, Amtliche Auslegung zur Energieeinsparverordnung (EnEV 2007), § 

22 (Gemischt genutzte Gebäude): 

http://www.enev-online.net/praxisdialog/080626_gemischt_genutzte_gebaeude.htm 

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.net/praxisdialog/080626_gemischt_genutzte_gebaeude.htm
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 EnEV-Nachweis führen bei energetischer  

Sanierung der Bauhülle von Bestandsgebäuden  

  

Kenntnisstand:  

10.10.2016 

Autorin: Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin, Stuttgart  

  

Kurzinfo Es handelt sich in diesem Praxisbeispiel grundsätzlich um bestehende Gebäude, 

deren Bauhülle energetische saniert wird.  

Wenn die sanierte Fläche des Außenbauteils (Außenwand, Fenster, Dach, Decke) 

10 Prozent der gesamten Fläche dieses Bauteil am Gebäude übersteigt, greifen 

die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) laut § 9 (Ände-

rung, Erweiterung und Ausbau von Gebäuden), Absatz (1), Satz 1: �Soweit bei 

beheizten oder gekühlten Räumen von Gebäuden Änderungen im Sinne der Anla-

ge 3 Nummer 1 bis 6 ausgeführt werden, sind die Änderungen so auszuführen, 

dass die Wärmedurchgangskoeffizienten der betroffenen Flächen die für solche 

Außenbauteile in Anlage 3 festgelegten Höchstwerte der Wärmedurchgangskoef-

fizienten nicht überschreiten.�.  

Die Verordnung listet die erlaubten Höchstwerte der der Wärmedurchgangskoef-

fizienten der sanierten Außenbauteilflächen in der Anlage 3 (Anforderungen bei 

Änderung von Außenbauteilen), Tabelle 1 (Höchstwerte der Wärmedurchgangs-

koeffizienten bei erstmaligem Einbau, Ersatz und Erneuerung von Bauteilen).  

Der zweite Satz im ersten Absatz des § 9 EnEV führt häufig in der Praxis häufig 

zu Diskussionen, beispielsweise zu Wohngebäuden: "Die Anforderungen des Sat-

zes 1 gelten als erfüllt, wenn ... geänderte Wohngebäude insgesamt den Jahres- 

Primärenergiebedarf des Referenzgebäudes nach § 3 Absatz 1 und den Höchst-

wert des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen 

Transmissionswärmeverlusts nach Anlage 1 Tabelle 2, ... um nicht mehr als 40 

Hundert nicht überschreiten.� 

   

Frage Muss als EnEV-Nachweis bei Sanierung der Gebäudehülle zusätzlich eine Bilanzie-

rung des gesamten Gebäudes vorgenommen werden nach der 140-Prozent-Regel 

oder reicht es nachzuweisen dass der vorgeschriebene Höchstwertes des Wär-

medurchgangskoeffizienten des betroffenen Bauteils nicht überschritten wird? 

   

Antworte Wenn die Sanierung der Bauhülle eines Bestandsgebäudes unter die EnEV 2014 

fällt, kann der Nachweis nach einer der beiden folgenden Methoden erfolgen: 

 Bauteil-Nachweis für den Wärmeschutz der geänderten Außenbauteilfläche,  

 Gebäude-Nachweis für die Energieeffizienz des gesamten sanierten Bestands-

gebäudes, je nach Nutzung für Wohngebäude oder Nichtwohngebäude. 

 

Der Bauherr bzw. Eigentümer darf als Verantwortlicher im Sinne der EnEV wäh-
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len, ob der planende Fachmann nur für die einzelnen Außenbauteile den Wärme-

schutz nachweist, oder ob er für das gesamte Gebäude eine Nachweisberech-

nung durchführt. Allerdings führt die EnEV auch diejenigen Fachleute (Personen) 

als Verantwortliche mit auf, die dem Bauherrn beim Bauen oder Ändern des 

Gebäudes helfen. So wird der Fachmann dem Auftraggeber bzw. Eigentümer 

auch empfehlen, welche Nachweis-Methode sich in seinem Fall jeweils eignet.  

 

Sollte der Eigentümer beispielsweise auch einen Energieausweis für das fertig 

sanierte Gebäude benötigen, weil er verkaufen oder neu vermieten will, wird 

der Fachmann je nach Einzelfall wohl eher die zweite, komplexe Methode eines 

Bedarfs-Energieausweises empfehlen, der die baulichen Änderungen und Verbes-

serungen in der Energiebilanz mit berücksichtigt. 

 

Bauteil-Nachweis führen 

In der Praxis führen Fachleute wohl am häufigsten den Bauteil-Nachweis durch. 

Dafür berechnen sie die Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Wert) der betroffe-

nen Bauteile, gemessen in Watt pro Quadratmeter und Kelvin (W/(m²K)). Im 

Bauteil-Nachweis zeigt der Fachmann, dass die sanierten Flächen der betroffe-

nen Außenbauteile die zulässigen Höchstwerte nicht überschreiten. 

 

Gebäude-Nachweis führen 

Nach wie vor können Fachleute alternativ zum Bauteil-Nachweis auch den Ge-

bäude-Nachweis für das gesamte sanierte Bestandsgebäude führen. Sie müssen 

nachweisen, dass die sanierten Gebäude die Neubau-Anforderungen der EnEV um 

höchstens 40 Prozent (%) überschreiten. Dieser Nachweis ist auch bekannt als 

die 140-Prozent-Regel. Allerdings gelten die erhöhten Neubau-Anforderungen 

der EnEV ab 2016 in diesem Fall nicht. 

   

Fazit In der Regel reicht es, wenn der Bauteil-Nachweis geführt wird bei der energeti-

schen Sanierung der Außenhüllen von Bestandsgebäuden. Nur wenn besondere 

Gründe dafür sprechen, wird der beauftragte Fachmann dem Eigentümer einen 

Nachweis anhand des gesamten sanierten Gebäudes anbieten. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
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 Nachrüstpflicht für die Heizung einer Doppelhaushälfte 

Baujahr 1930, vom Mieter vor 30 Jahren installiert 

  

Kenntnisstand:  

10.10.2015 

Autoren: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Biele-

feld und Dominik Krause, Rechtsanwalt, Krause & Vogt Rechtsanwälte, Bremen 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um eine Doppelhaushälfte Baujahr 1930, 

die vermietet ist. Vor 30 Jahren hat der damaligen Mieter, mit Genehmigung des 

Eigentümers, eine Zentralheizungsanlage installiert. Vormals waren nur Ölöfen 

in dem Haus installiert. Die Heizung ist Eigentum des Mieters und auch nicht im 

Mietvertrag aufgeführt. Der Mietvertrag wurde über zwei weitere Generationen 

zu den Konditionen des ursprünglichen Vertrags aus den 70er Jahren bis zu den 

jetzigen Mietern fortgeführt, folglich sind die jetzigen Mieter auch Eigentümer 

der Heizungsanlage. Es handelt sich über einen Niedertemperatur-Heizkessel. 

 

Der Bezirksschornsteinfegermeister hat bei seiner letzten Kontrolle darauf hin-

gewiesen, dass die Heizung aufgrund ihres Alters erneuert werden müsse. Die 

bauliche Situation ließe nur den Einbau eines technisch passenden, gleichwerti-

gen atmosphärischen Gasheizgerätes zu, da es sich beim Kamin um eine Doppel-

belegung mit einem Kaminofen handelt. Alternativ wäre eine aufwändige Ände-

rung der gesamten Installation über mehrere Stockwerke ins Dachgeschoß nötig. 

   

Fragen Ist es laut EnEV weiterhin erlaubt diese Heizungsanlage zu betrieben? Könnten 

die Eigentümer der Heizungs-Anlage einen Antrag stellen und als Härtefall von 

der EnEV-Pflicht befreit werden auch aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen? 

   

Antwort Brieden-Segler Die Austauschpflicht gilt Nach EnEV 2014, § 10 (Nachrüstung bei Anlagen und 

Gebäuden) gilt nur für Kessel, die keine Brennwert- oder Niedertemperaturkes-

sel sind. Daher ist nicht nachzuvollziehen, dass der Schornsteinfeger mit Hinweis 

auf die Nachrüstverpflichtung der EnEV einen Austausch fordert. Anders würde 

es aussehen, wenn die zulässigen Abgasgrenzwerte der Verordnung über kleine 

und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV - nicht eingehalten werden. In die-

sem Falle muss auch ein Niedertemperaturkessel erneuert werden. 

Ausnahmen von der Austauschverpflichtung sind von der EnEV 2014 nicht vorge-

sehen.  

Beim Austausch der Heizungsanlagen müssen zusätzlich auch die Anforderungen 

der Öko-Design-Richtlinie berücksichtigt werden, in Bezug auf die energetische 

Qualität des Heizkessels. Diese Richtlinie ist 2015 in Kraft getreten. Hiernach ist 

der Einbau eines atmosphärischen Gasheizgerätes gegebenenfalls nicht mehr 

zulässig, so dass eine Neukonzeption der Abgasanlage erforderlich würde. 
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Antwort RA Krause Die Einschätzung des Bezirksschornsteinfegermeisters ist nicht vollends nach-

vollziehbar.  

Die Heizung wurde im Jahr 1986 eingebaut. Damit darf sie grundsätzlich zwar 

nur maximal 30 Jahre betrieben werden (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 2 EnEV 2014). 

Entsprechend wäre im Laufe dieses Jahres ein Tausch vorzunehmen.  

 

Allerdings handelt es sich um eine Niedertemperatur-Heizkessel, für den diese 

Begrenzung nicht gilt (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 3 EnEV 2014).  

 

Eine Ertüchtigungspflicht scheidet daher grundsätzlich aus. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

1. BImSchV: Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 

über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV). Verordnung über kleine und mittlere 

Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), die durch Artikel 77 der Verordnung vom 31. 

August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist. Verkündet im Bundesgesetzblatt, Teil I, am 31. 

August 2015. www.bundesgesetzblatt.de  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.bundesgesetzblatt.de/
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 Industriegebäude mit transparenter Fassade durch  

dämmende Innenschale hinter den Fenster sanieren 

  

Kenntnisstand:  

23.10.2016 

Autor: Dipl.-Ing. Torsten Schoch, Xella Technologie und Forschung,  

Kloster Lehnin 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um bestehende Industriegebäude mit 

großen Fensterflächen in der Gebäudehülle. Für diese ist folgende Sanierung 

geplant: Hinter die transparente Fassade soll eine dämmende Innenschale ge-

stellt werden. Als Alternative soll die zusätzliche Innenschale mit einem Abstand 

errichtet werden, so dass eine Art Luftkollektor entsteht 

Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) regelt die energetischen Anforderun-

gen bei Sanierung der Außenhülle von Bestandsgebäuden im § 9 (Änderung, Er-

weiterung und Ausbau von Gebäuden). Für Außenwände fordert die Verordnung 

laut Anlage 3 (Anforderungen bei Änderung von Außenbauteilen), Tabelle 1 

(Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten bei erstmaligem Einbau, Ersatz 

und Erneuerung von Bauteilen), Zeile 2 (Außenwände), dass der Wärmedurch-

gangskoeffizient  (U-Wert) der sanierten Außenwände bei normal beheizten 

Nichtwohngebäuden (d.h. mit mindestens 19 Grad Celsius (°C) Innentemperatu-

ren) höchstens 0,24 Watt pro Quadratmeter und Kelvin (W/(m²·K)) beträgt. 

  

Fragen Ist im vorgestellten Praxisbeispiel der von der EnEV geforderten Wert für die 

Außenwand von 0,24 W/(m²·K) einzuhalten? Was gilt, wenn die zusätzliche In-

nenschale mit einem Abstand errichtet wird und eine Art Luftkollektor entsteht? 

  

Antwort Werden Bauteile in bestehenden Gebäuden derart verändert, dass ein Tatbe-

stand nach EnEV 2014, Abschnitt 3 (Bestehende Gebäude und Anlagen) in Ver-

bindung mit der Anlage 3 eintritt, so gelten die Anforderungen der EnEV 2014 

uneingeschränkt. In diesem Praxisbeispiel ist zu prüfen, ob die geplante Ände-

rung in der  Anlage 3 beschrieben ist. Da es sich vorher um ein Fenster, später 

aber um ein opakes Außenbauteil handelt, kommen sowohl die Beschreibungen 

nach Anlage 3, Nummer 1 (Außenwände) als auch die nach Nummer 2 (Fenster, 

Fenstertüren) in Frage.  

 

Nach Nummer 1 ist das Anbringen von innenseitigen Schichten (auch Innendäm-

mung) im energiesparrechtlichen Sinne nicht behandelt worden. Es werden kei-

ne einzuhaltenden Anforderungen formuliert. Nummer 3 wäre nur dann wirksam, 

wenn innenseitig neue Fenster eingebaut werden. Das ist hier also auch nicht 

der Fall.  

 

Fazit: Energiesparrechtlich ergeben sich aus der geplanten Maßnahme keine 
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einzuhaltenden Anforderungen.  

 

Es können jedoch auch andere baurechtliche Vorschriften mitgelten: So ist der 

Mindestwärmeschutz nach DIN 4108 (Wärmeschutz und Energie-Einsparung in 

Gebäuden), Teil 2 (Mindestanforderungen an den Wärmeschutz), auch für neue 

Bauteile in bestehenden Gebäuden maßgebend. In der DIN 4108-2 heißt es dazu: 

�Die Anforderungen gelten für zu errichtende Gebäude, für Erweiterungen be-

stehender Gebäude und für neue Bauteile in bestehenden Gebäuden.� Demnach 

ist der Wärmedurchlasswiderstand (R-Wert) nach Tabelle 3 (Mindestwerte für 

Wärmedurchlasswiderstände von Bauteilen) dieser Norm von 1,2/1,75 Quadrat-

meter und Kelvin pro Watt (m²K)/W einzuhalten. Dies ist bei der Planung zu 

berücksichtigen. 

  

Fazit Bei der geplanten Maßnahme gelten keine energiesparrechtlichen Anforderun-

gen. Es ist jedoch bei der Planung der R-Wert nach Tabelle 3 der DIN 4108-2 von 

1,2/1,75 (m²K)/W einzuhalten.  

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

DIN 4108-2: DIN Deutsches Institut für Normung e.V. (Herausgeber): DIN 4108 Wärmeschutz und 

Energie-Einsparung in Gebäuden - Teil 2: Mindestanforderungen an den Wärmeschutz, Beuth Verlag 

Berlin, Februar 2013, www.enev-normen.de, www.beuth.de 

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
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 Wärmeerzeuger für KfW-Effizienzhaus 70 dimensionieren 

  

Kenntnisstand:  

28.10.2016 

Autor: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um ein neu zu planendes Wohngebäude, 

das dem Energie-Standard eines KfW-Effizienzhauses 70 entsprechen soll.  

Für dieses Wohnhaus wird der  Wärmeerzeuger dimensioniert.  

Geplant ist ein Scheitholzkessel mit 2.000 Liter (l) Puffervolumen.  

Die Heizlast des Gebäudes liegt bei 12 Kilowatt (kW). 

  

Frage Wäre es möglich einen Scheitholzkessel mit 28 kW Nennwärmeleistung zu wäh-

len, um bei einem einmaligen Abbrand ausreichend Leistung für einen längeren 

Zeitraum zur Verfügung zu stellen? Oder gilt ein Überdimensionierungsverbot für 

Wärmeerzeuger in Gebäuden? 

  

Antwort Zunächst grundsätzlich: Es gibt kein Überdimensionierungsverbot!  

Allerdings ist diese erhebliche Überdimensionierung sehr problematisch und 

nicht zu empfehlen. Die Nennleistung wird nur sehr selten abgerufen (in der 

Regel bei einer Auslegungstemperatur von -12 Grad Celsius (°C)). Eine erhebli-

che Überdimensionierung führt daher zu sehr schlechten Nutzungsgraden im 

Teillastbetrieb. Zudem kann bei internen und solaren Wärmegewinnen in der 

Übergangszeit die im Speicher vorhandene Wärme nicht genutzt werden. Übli-

cherweise werden kleine Kessel mit großen Speichern und große Kessel mit klei-

nen Speichern kombiniert. 

In einem energieeffizienten Haus steigt zudem auch der Einfluss der internen 

und solaren Wärmegewinne. Daher sollten die eingesetzten Heizsysteme schnell 

regelbar sein. 

Ein erheblich überdimensionierter Kessel mit sehr großem Speicher verursacht 

deutlich höhere Investitionskosten als ein angepasster Kessel. Eine solche Ausle-

gung könnte daher sogar zu Schadensersatzforderungen des Bauherrn führen. 

  

Fazit Je besser ein Haus gedämmt ist und damit je geringer der spezifische Wärmebe-

darfs ist, desto flexibler muss das Heizsystem auf interne und solare Wärmege-

winne reagieren. Überdimensionierte Festbrennstoffkessel mir großen Puffer-

speichern sind hierfür nicht geeignet. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 
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Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

DIBt: Gemischt genutzte Gebäude, Amtliche Auslegung zur Energieeinsparverordnung (EnEV 2007), § 

22 (Gemischt genutzte Gebäude): 

http://www.enev-online.net/praxisdialog/080626_gemischt_genutzte_gebaeude.htm 

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.net/praxisdialog/080626_gemischt_genutzte_gebaeude.htm
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 Photovoltaik-Anlage nach EnEV  

berücksichtigen und Fördermöglichkeiten 

  

Kenntnisstand:  

27.10.2016 

Autor: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

  

Kurzinfo Investoren und Bauherren interessieren sich zunehmend für die Anwendung von 

Photovoltaik (PV) in ihren Projekten, bzw. Gebäuden. Ihnen ist bekannt, dass 

die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014 / EnEV ab 2016) für 

neu erbauten und energetisch sanierte Gebäude gelten. Es stellt sich die Frage, 

wie die EnEV in Bezug auf die PV-Anlagen anzuwenden ist. 

  

Fragen 1. Ist es zulässig, bei der Berechnung des EnEV-Nachweises den Primärenergie-

bedarfs eines Haushalts durch den Einsatz von PV-Anlagen zu senken? 

2. Gibt es die Möglichkeiten auch Förderungen für PV-Anlagen, die unter dem 

EnEV fallen, in Anspruch zu nehmen? 

  

Antworten 1.  Beim EnEV-Nachweis kann die Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen 

gemäß EnEV 2014 § 5 () angerechnet werden. Allerdings bezieht sich die An-

rechnung nur auf die EnEV-relevanten Stromanwendungen, also nicht auf 

den gesamten Strombedarf des Haushalts. EnEV-relevante Anwendungen bei 

Wohngebäuden sind beispielsweis der Strom für Umwälzpumpen, für Brenner 

oder für Lüftungsanlagen. Zudem muss die Berechnung monatlich erfolgen, 

das heißt, der Überschussstrom im Sommer darf nicht mit Strombedarf im 

Winter verrechnet werden. 

2.  PV-Anlagen sind keine Pflicht im Rahmen der EnEV. Sofern PV-Anlagen ge-

fördert werden kann diese daher wahrgenommen werden, auch wenn der 

PV-Strom im EnEV-Nachweis berücksichtigt wird. 

  

Fazit Durch den Bau einer PV-Anlage kann die Primärenergiebilanz eines Gebäudes 

verbessert werden. Dies gilt sowohl für Neubauten als auch bei Sanierungen, 

wenn eine Energiebilanz erstellt wird. Die EEG-Vergütung oder eine direkte För-

derung sind hiervon unberührt. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
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EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

 

http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
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 EnEV-Nachweis für neues Haus  

mit Gasbrennwertheizung und Kaminofen 

  

Kenntnisstand:  

27.10.2016 

Autor: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um ein neu geplantes Einfamilienhaus. 

Es erfüllt den energetischen Neubau-Standard der Energieeinsparverordnung 

(EnEV ab 2016). Das Haus ist mit einer Gasbrennwertheizung ausgestattet. Zu-

sätzlich wird ein Holzkaminofen mit Wassertasche installiert.  

  

Frage Laut früherer, amtlicher EnEV-2009-Auslegung war es zulässig, im Rahmen der 

Berechnungen für den EnEV-Nachweis, für den Kaminofen 10 Prozent (%) der 

Heizleistung anzusetzen. Gilt diese Regel auch für die EnEV ab 2016? 

  

Antwort Ja. Diese Auslegung gilt nach wie vor. 

Der Leitsatz der entsprechenden Auslegung zur EnEV 2009, Anlage 1 (Anforde-

rungen an Wohngebäude), Nummer 2.1 (Berechnung des Jahres-

Primärenergiebedarfs) vom 15. Juni 2010 lautete:  

 

�Wird in einem Wohngebäude zusätzlich zu einer Zentralheizung ein Ka-

minofen betrieben, so darf bei Berechnungen nach der EnEV 2009 generell 

davon ausgegangen werden, dass 10 % der Heizarbeit für dieses Wohnge-

bäude durch den Kaminofen mit dem Brennstoff �Holz� erbracht wird. Ist 

das Wohngebäude in mehrere Wohneinheiten unterteilt, so ist nach der 

Berechnungsregel DIN V 4701-10 hinsichtlich dieses Anteils die �bereichs-

weise� Betrachtung und eine flächenanteilige Aufteilung von Verlusten 

und Heizarbeit vorzunehmen.� 

 Lesen Sie die gesamte EnEV-Auslegung in EnEV-online. 

  

Fazit Kaminöfen können in der EnEV-Berechnungen mit einem pauschalierten Prozen-

tanteil von 10 % berücksichtigt werden. Diese Pauschalierung macht Sinn, da 

gerade bei holzbefeuerten Kaminöfen das Nutzerverhalten sehr unterschiedlich 

ist und selbst bei demselben Nutzen stark schwanken kann. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 tritt am 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

http://www.enev-online.org/enev_2009_praxisdialog/100722_dibt_berechnung_wohngebaeude_zentralheizung_plus_kaminofen.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
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online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

DIBt: Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs in Wohngebäuden im Falle zusätzlich zur Zentral-

heizung vorhandener Kaminöfen 

http://www.enev-online.org/enev_2009_praxisdialog/100722_dibt_berechnung_wohngebaeude_zentralheizung_plus_kaminofen.htm  

 

http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_praxisdialog/100722_dibt_berechnung_wohngebaeude_zentralheizung_plus_kaminofen.htm
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EnEV-Anforderungen an den hydraulischen Abgleich  

der Heizungsanlagen in Gebäuden 

Autor: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

 

© Foto: Holger Luck - Fotolia.com 

  

Kurzinfo Der hydraulische Abgleich ist ein Verfahren, mit dem innerhalb einer Heizungs-

anlage jeder Heizkörper und jeder Heizkreis  auf einen bestimmten Durchfluss 

des warmen Wassers eingestellt wird. Damit soll erreicht werden, dass bei mög-

lichst geringem Stromaufwand für die Umwälzpumpen alle Räume gleichmäßig 

beheizt werden. Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2016) regelte den hydrau-

lischen Abgleich noch nicht.  

  

Frage Ist der hydraulische Abgleich in der EnEV ab 2016 vorgeschrieben?  

In welchen Normen und Richtlinien wird der hydraulische Abgleich geregelt? 

  

Antwort Der hydraulische Abgleich wird in der EnEV selbst nicht geregelt, sehr wohl je-

doch in einschlägigen Normen: DIN 18380 : 2016-09 VOB Vergabe- und Vertrags-

ordnung für Bauleistungen, Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen 

für Bauleistungen (ATV) - Heizanlagen und zentrale Wassererwärmungsanlagen.  

Damit ist der Abgleich erforderlich, um entsprechend den anerkannten Regeln 

der Technik zu bauen. Der hydraulische Abgleich selbst ist Bestandteil der VOB-

Teil C. Allerdings müssen die Datenaufnahme und die Dokumentation separat 

beauftrag werden. 

  

Praxishilfen Das Forum für Energieeffizienz in der Gebäudetechnik e.V. (VdZ), mit Sitz in 

Berlin, bietet im Internet Formulare Bestätigung hydraulischer Abgleich für 

Fachhandwerker und Sachverständige als kostenfreie  Pdf-Downloads an. 

  

Quellen EnEV 2014: Die Kurzbezeichnungen �EnEV 2014�, �neue EnEV� und �EnEV� verweisen auf die amtli-

che Fassung der EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverord-

nung EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 ist seit 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

http://www.vdzev.de/broschueren/formulare-hydraulischer-abgleich/
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
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Gelten DIN-Normen und Fachregeln,  

auf die die EnEV verweist, automatisch als  

�allgemein anerkannte Regeln der Technik�? 

 

Autor: Rechtsanwalt Dominik Krause, Bremen, www.msk-bremen.de 

 

© Foto: Gina Sanders - Fotolia.com 

  

Kurzinfo Die aktuelle Energieeinsparverordnung (EnEV 2014 und EnEV ab 2016) verweist 

an verschiedenen Stellen auf unterschiedliche DIN-Normen, technische Normen 

und Fachregeln. Auch unter Fachleuten ist die Meinung verbreitet, dass damit 

jede der genannten technischen Normen, Fachregeln, usw., automatisch zur 

�allgemein anerkannten Regel der Technik� wird.  

   

Fragen Gelten die in der Energieeinsparverordnung (EnEV) in Bezug genommenen tech-

nischen Normen, Fachregeln, usw. automatisch als �allgemein anerkannten Re-

gel der Technik� (abgekürzt: a. a. R. d. T.)? 

   

Antworten 

Vom 27.11.2017 

Die Frage, ob eine DIN-Norm oder eine andere technische Fachregel zur allge-

mein anerkannten Regeln der Technik wird, hat weniger etwas damit zu tun, ob 

eine gesetzliche Regelung sie aufnimmt oder auf sie verweist. 

Zur allgemein anerkannte Regel der Technik wird eine DIN-Norm oder eine 

andere technische Fachregel, wenn sie zwei Kriterien erfüllt:  

 Sie hat sich in der Fachwelt als technisch richtig durchgesetzt. 

 Sie hat sich in der Baupraxis als richtig bewährt. 

Erst dann handelt es sich um eine allgemein anerkannte Regel der Technik. Die-

se kann beispielsweise auch zur Bewertung der Mangelhaftigkeit einer Bauleis-

tung herangezogen werden. 

 Jedoch Achtung: Der Verweis auf technische Regeln in der EnEV ist deswe-

gen nicht bedeutungslos. Auch öffentlich-rechtliche Normen sind grundsätzlich 

zu beachten und setzen einen Mindeststandard für Bauleistungen. Dies würde 

dann auch für technische Normen gelten, auf die eine öffentlich-rechtliche 

Norm - wie die EnEV - verweist. 

   

Fazit DIN-Normen oder technische Fachregeln werden nur dann zu allgemein aner-

kannten Regeln der Technik wenn sie sich in der Fachwelt als technisch richtig 

durchgesetzt und zudem in der Baupraxis bewährt haben. Auch öffentlich-

rechtliche Normen setzen einen Mindeststandard für Bauleistungen und müssen 

grundsätzlich beachtet werden. 

http://www.msk-bremen.de/
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Inspektionspflicht für Kälteanlagen in Lebensmittel-

Märkten für Kühlregale, Tiefkühl-Inseln, Kühlräume usw. 

 

Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 
 

© Foto: flashpics - Fotolia.com 
  

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um Lebensmittelmärkte mit den dazu-

gehörigen Kälteanlagen für die Lebensmittelkühlung. Sie liefern die benötigte 

Kälte für Kühlregale, Tiefkühl-Inseln, Kühlräume usw.  

Laut der geltenden Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) § 12 (Energetische 

Inspektion von Klimaanlagen) müssen Anlagen ab 12 Kilowatt (KW) und älter als 

10 Jahre inspiziert werden. Was unter dem Begriff �Klimaanlage� zu verstehen 

ist, hat die Bundesregierung in ihrer Begründung zur EnEV 2007 folgendermaßen 

definiert: �Eine "Klimaanlage" ist eine Kombination sämtlicher Bauteile, die für 

eine Form der Luftbehandlung erforderlich sind, bei der die Temperatur, even-

tuell gemeinsam mit der Belüftung, der Feuchtigkeit und der Luftreinheit, gere-

gelt wird oder gesenkt werden kann.� 

  

Frage Sind diese Anlagen auch von der Inspektionspflicht betroffen, obwohl sie Le-

bensmittel kühlen und nicht gebäudespezifisch genutzt werden? 

  

Antwort 

17.12.2017 

Die aktuell geltende Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) betrifft Gebäude, 

die mit Hilfe von Energie beheiz und gekühlt werden sowie deren Anlagentech-

nik zum Heizen, Wassererwärmen, Kühlen und Beleuchten. Im § 1 (Zweck und 

Anwendungsbereich) der Verordnung, heißt es im Absatz 2 dazu: 

"Diese Verordnung gilt 

1.  für Gebäude, soweit sie unter Einsatz von Energie beheizt oder gekühlt 

werden, und 

2.  für Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl-, Raumluft- und Be-

leuchtungstechnik sowie der Warmwasserversorgung von Gebäuden nach 

Nummer 1. 

Der Energieeinsatz für Produktionsprozesse in Gebäuden ist nicht Gegenstand 

dieser Verordnung." 

Der letzte Satz gilt beispielsweise auch für Kühlhäuser oder Kühlregale. Hieraus 

folgt, dass auch die zugehörigen Klimaanlagen nicht unter Verordnung fallen. 

Unabhängig davon ist eine energetische Inspektion sinnvoll, da gerade bei Kli-

maanlagen das wirtschaftliche Einsparpotenzial sehr groß ist. 

  

Fazit Kälteanlagen für die Lebensmittelkühlung in Lebensmittelmärkten sind nicht von 

der Inspektionspflicht nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) betroffen. 
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Quellen EnEV 2007: Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparen-

de Anlagen-technik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung - EnEV) vom 24. 

Juli 2007, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahr-

gang 2007, Teil I, Nr. 34, Seite 1519 bis 1563, am 26. Juli 2007. In Kraft vom 1. 

Okt. 2007 bis 30. Sept. 2009. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-

Fassung: www.enev-online.net/enev_2007/index.htm  

EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Ener-

gieeinsparver-ordnung� vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, 

Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 

30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm  

EnEV 2014: EnEV 2009 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Ener-

gieeinsparver-ordnung� vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetz-

blatt, Bundesanzeiger Verlag,  Köln, Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 

3990, am 21. November 2013. In Kraft seit 1. Mai 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: 

www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm  

DIBt (Herausgeber): Begriffsbestimmung Klimaanlagen, Einzelfragen zur Klima-

anlageninspektion und Geltungsbereich von Anforderungen an raumlufttechni-

sche Anlagen - Amtliche EnEV-Auslegung, 23. Staffel, Nummer 1, zur EnEV 2014 

§ 12 (Energetische Inspektion von Klimaanlagen) und § 15 (Anlagen der Kühl- und 

Raumlufttechnik), Internet: www.enev-

online.com/enev_2014_praxisdialog/170809_23.01_dibt_klimaanlagen_begriff_inspektion_geltungsbereich_anforderungen.htm  

 

http://www.enev-online.net/enev_2007/index.htm
http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_praxisdialog/170809_23.01_dibt_klimaanlagen_begriff_inspektion_geltungsbereich_anforderungen.htm
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EnEV-Nachweis führen für Erweiterung und Ausbau  

im Baubestand, teilweise mit Lüftungsanlagen und  

teilweise mit natürlicher Fensterlüftung 

 

© Foto: Gina Sanders � Fotolia.com 

  

Stand: 28. März 2018 Autor: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh, Bielefeld 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um die Erweiterung und den Ausbau 

eines bestehenden Gebäudes. Ein Teilbereich soll eine Lüftungsanlage mit Wär-

merückgewinnung (WRG) - beispielsweise 75 Prozent - erhalten und die restli-

chen 25 Prozent würden über die Fenster gelüftet. Die Luftdichtheitsprüfung 

wurde für die komplette Erweiterung vorgesehen. Der Hersteller der Software, 

mit der der EnEV-Nachweis berechnet wird, vertritt die Meinung, dass bei Neu-

bauten diese Splittung möglich sei jedoch bei Erweiterungen nicht.  

  

Fragen 1.  Ist es zulässig, bei der Erweiterung und dem Ausbau von Gebäuden die Art 

der Lüftung in den Teilbereichen durch Lüftungsanlagen und durch natürli-

che Lüftung zu splitten? 

2.  Müsste für den EnEV-Nachweis das Referenzgebäude den Teilbereich der 

maschinellen Lüftung, den es dann tatsächlich in dem Gebäude geben wür-

de, nicht auch mit abbilden? 

  

Antworten Ja, es ist zulässig bei Erweiterungen und Ausbau von Bestandsgebäuden einen 

�Lüftungsmix� wie im vorliegenden Praxisbeispiel vorzusehen. Eine Abbildung 

der gemischten Lüftungsarten im Bilanzierungsverfahren ist möglich. Nachfol-

gend wird davon ausgegangen, dass sowohl die Erweiterung als auch der Ausbau 

jeweils mehr als 50 Quadratmeter (m²) Nutzfläche umfassen. 

Für die Erweiterung und den Ausbau müssen, sofern sie mehr als 50 m² Nutzflä-

che betragen, eine Bilanzierung mit Bezug auf das Referenzgebäude erfolgen. Es 

ist zu empfehlen, für die beiden Bereiche separate Nachweise zu führen. Ein 

"Weglassen" von zu bilanzierenden Flächen ist nicht zulässig.  

Die Lüftungsarten müssen dann entsprechend zugeordnet werden. Sofern eine 

der Flächen (oder beide) sowohl mit Lüftungsanlage als auch über Fenster belüf-

tet werden, müssen entsprechende Anteile gebildet werden. 

  

Quellen EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EnEV 2014: EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung 

EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Seit 1. Mai 2014 in Kraft. 

nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
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Primärenergiefaktor für Strom 

aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)  

im EnEV-Nachweis für Neubau berücksichtigen 

 

© Foto: Gina Sanders � Fotolia.com 

  

Kenntnisstand:  

26. Juni 2018 

Antwort: Michael Brieden-Segler, Geschäftsführer e&u energiebüro gmbh,  

Bielefeld 

  

Kurzinfo In diesem Praxisbeispiel handelt es sich um einen Neubau, das heißt im Sinne 

der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) um ein zu errichtendes Gebäude. 

Thema ist der Primärenergiefaktor für Strom aus einer Anlage für Kraft-Wärme-

Kopplung (KWK). Für das betreute Bauvorhaben ist eine KWK-Anlage bestehend 

aus zwei Blockheizkraftwerk-Modulen (BHKW) zu jeweils 360 Kilowatt (kW) vor-

gesehen. Der Strom wird nicht in das öffentliche Versorgungsnetz eingespeist, 

sondern ausschließlich im Netz des Bauherrn verbraucht. 

  

Fragen 1. Welcher Primärenergiefaktor muss bei der Berechnung des EnEV-Nachweises 

für dieses Praxisbeispiel berücksichtigt werden? 

2. Es stellt sich die Frage: Gilt für dieses Praxisbeispiel der Faktor von 2,8 oder 

muss ein Wert von 1,8 angesetzt werden? 

  

Antwort Grundsätzlich wird beim EnEV-Nachweis der Verdrängungsstrommix angesetzt, 

das heißt der Faktor 2,8. Hierbei wird die komplette Nettostromerzeugung be-

rücksichtigt. Dabei wird nicht unterschieden, ob der Strom anschließend  im 

Gebäude selbst verbraucht oder zurückgespeist wird. Denn in beiden Fällen wird 

konventioneller Kondensationsstrom verdrängt. 

  

Quellen EnEV 2009: EnEV 2007 geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung� 

vom 29. April 2009, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag, Köln, Jahrgang 2009, 

Teil I, Nr. 23, Seite 954 bis 989, am 30. April 2009. In Kraft vom 1. Okt. 2009 bis 30. April 2014. 

www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm 

EnEV 2014: EnEV 2009  geändert durch die �Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung 

EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. Die EnEV 2014 ist seit 1. 

Mai 2014 in Kraft. www.bundesgesetzblatt.de, nichtamtliche Html-Fassung: www.enev-

online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

EnEV ab 2016: Dies ist keine neue Fassung der Verordnung, sondern bezieht sich auf die Verschärften 

energetischen Anforderungen der EnEV 2014 ab dem 1. Januar 2016. In EnEV-online finden sich dazu 

umfangreiche Informationen und Antworten auf Praxis-Fragen:  

www.enev-online.com/enev_praxishilfen/enev_2016_neubau_wohnbau_nichtwohnbau_dokumente_faq_kfw_foerderung.htm 

http://www.enev-online.org/enev_2009_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
http://www.enev-online.com/enev_praxishilfen/enev_2016_neubau_wohnbau_nichtwohnbau_dokumente_faq_kfw_foerderung.htm
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18.04.2019 

 

Rechtliche Aspekte kurz geklärt: 

 

Ferienhäuser als EnEV-Ausnahmen nachweisen 

 

© Foto: PANORAMO � Fotolia.com 

  

Kurzinfo Definition von Ferienhäusern, die als EnEV-Ausnahme gelten 

Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) listet im § 1 (Zweck und Anwendungs-

bereich) im dritten Absatz eine ganze Reihe von Gebäudetypen, die aufgrund 

ihrer Nutzung oder Bauweise nicht unter ihre Anforderungen fallen. Allerdings 

gelten auch für diese Ausnahme-Gebäude die Regelungen zur Inbetriebnahme 

von Heizkesseln und sonstigen Wärmeerzeugersystemen sowie gegebenenfalls die 

energetische Inspektionspflicht für Klimaanlagen. Insbesondere können Wohn-

häuser aus dem Anwendungsbereich der EnEV 2014 fallen, wenn sie jährlich nur 

begrenzt überhaupt genutzt werden (max. 4 Monate). 

 

Frage: Kommt es aber auf vier � eventuell sogar zusammenhängende � Monate an 

oder kann die Obergrenze auch in Tagen, also "30 Tage x 4 Monate = 120 

Tage" bemessen werden? 

  

Maßgabe Ausschlaggebend ist zunächst die Nutzungsdauer des Hauses 

Die EnEV findet keine Anwendung auf Wohngebäude, die für eine Nutzungsdauer 

von weniger als vier Monaten jährlich bestimmt sind, vgl. § 1 Abs. 3 Nr. 8a EnEV. 

Es kommt also zunächst (nur) auf die Nutzungsdauer an, weniger auf die Dauer 

der Beheizung. Da die allgemeinen Wohnnutzungen typischerweise auf eine 

ganzjährige Nutzung angelegt sind, ist der Anwendungsbereich der Ausnahme auf 

Wohngebäude mit besonderem Nutzungszweck beschränkt. 

  

Wirtschaftlichkeit Ferienhäuser genießen einen EnEV-Sonderstatus 

Gedacht ist insbesondere an Ferienhäuser, soweit sie üblicherweise keine Auslas-

tung aufweisen, die eine entsprechende Nutzungsdauer überschreiten. Entschei-

dend für das Verständnis der Ausnahme ist auch hier der Hintergrund der Rege-

lung.  

Denn bei einer kurzen Nutzungszeit können die für Dauernutzungen verlangten 

Aufwendungen für die Wärmedämmung und die Anlagentechnik im Allgemeinen 

nicht innerhalb angemessener Zeiträume durch die eintretenden Einsparungen 

erwirtschaftet werden. 
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120 Tage Grenze Nutzungsdauer des Hauses plausibel nachweisen 

Allerdings ist eine typisierende Betrachtungsweise vorzunehmen. Es kann also 

nicht erst nach Errichtung des Gebäudes und anhand einer Strichliste der Nach-

weis der Nutzungstage geführt werden.  

Kann der Eigentümer aber beispielsweise bei der Planung plausibel belegen, dass 

üblicherweise die Nutzungszeit nicht erreicht werden wird, greift die Ausnahme 

ein. Soll etwa die Immobilie nur in den Sommermonaten (Sommerhaus) und / 

oder rund um die Feiertage Ostern und Weihnachten genutzt werden, kann die 

Ausnahme immer noch greifen, auch wenn die Nutzungszeiträume nicht zusam-

menhängen.  

  

Fazit 120 Tages-Grenze 

In der Tat ist eher von einer 120 Tages-Grenze, als einer 4-Monats-Grenze auszu-

gehen. Denn ein Monat im Rechtssinne ist regelmäßig mit 30 Tagen zu bemessen, 

siehe § 191 BGB (Berechnung von Zeiträumen). 

 

  

Quellen:  

Energieeinsparverordnung (EnEV 2014 / EnEV ab 2016): www.enev-online.com 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB): https://www.gesetze-im-internet.de/bgb  

  

Kontakt für 

weitere Fragen 

 

Dominik Krause - Rechtsanwalt 

Am Wall 190, D-28195 Bremen 

Telefon: + 49 (0) 4 21 / 596 62 63 0 

Mobil: + 49 (0) 1 76 / 64 07 14 78 

E-Mail: krause@dk-rechtsanwalt.de  

Internet: www.dk-rechtsanwalt.de  

 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb
mailto:krause@msk-bremen.de
http://www.kanzlei-dominik-krause.de/
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13.02.2018 

 

Luftdichte Gebäudehülle bei Neubau und Sanierung: 

Anforderungen der EnEV 2014 und der KfW-Förderung, 

Praxiserfahrungen und nützliche Tipps 
 

Markus Fruwert, Leiter Energieberatung, ean50 GmbH, Stuttgart, antwortet im 

Gespräch mit der EnEV-online Redaktion auf die Praxis-Fragen eines Bauherren. 

   

Kurzinfo Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) fordert bei Neubauten, dass deren 

wärmeabgebende Umfassungsflächen luftdicht geplant und ausgeführt werden. 

Auch Bauherren erkennen zunehmend, dass die Wärmeverluste über die Bauhülle 

nicht nur zu höheren Heizkosten führen, sondern auch unbehaglich kalte Außen-

wände mit sich bringen und schlimmstenfalls auch Schimmelbefall verursachen. 

Lesen Sie die Antworten auf die Luftdichtheits-Fragen eines EnEV-online Lesers. 

   

Fragen Wir haben uns mit der Luftdichtheitsprüfung für Gebäude beschäftigt. Uns ist 

bewusst, dass es empfehlenswert ist den Luftdichtheits-Test stets durchzufüh-

ren. Dazu hätten wir folgende Fragen: Ab wann ist eine Luftdichtheits-Messung 

gesetzlich verpflichtend? Wie sieht es konkret für folgende Praxis-Beispiele aus: 

- Neubau oder Sanierung Schulgebäude mit Bruttogrundfläche (BGF) 6.000 m² 

- Neubau oder Sanierung Einfamilienhaus oder Mehrfamilienhaus? 

   

Antworten 

Anforderungen EnEV 

 

 

 

EnEV § 1 (2) 

 

 

 

EnEV § 6 

 

 

 

 

EnEV Anlage 4 

Luftdichte Gebäudehülle: Was fordert die Energieeinsparverordnung (EnEV)? 

Prinzipiell gilt für alle oben genannten Gebäude heute die aktuelle EnEV 2014, 

bzw. für Neubauten deren erhöhter Energie-Standard seit 2016. Die Länder ver-

antworten dabei die praktische EnEV-Umsetzung und ihre Durchführungs-

Verordnungen regeln die Details. Die EnEV ist auf Bundesebene verpflichtend 

und gilt für alle Gebäude, die mit Hilfe von Energie beheizt oder gekühlt werden 

sowie für ihre Technik zum Heizen, Kühlen, Lüften – und bei Nichtwohnbau – 

auch Beleuchten. Sie unterscheidet zwischen Wohn- und Nichtwohnbau sowie 

zwischen Neubau und Bestand (zu errichtende und bestehende Gebäude). 

Für „zu errichtende Gebäude“ fordert die EnEV, dass ihre wärmeübertragenden 

Umfassungsflächen (Gebäudehüllen) dauerhaft luftundurchlässig sind. Die Luft-

dichtheit muss nach EnEV nicht grundsätzlich überprüft werden. Wenn sie je-

doch gemessen wird, kann der Planer im EnEV-Nachweis einen „Bonus“ wahr-

nehmen und die Energiebilanz des Gebäudes verbessern. Allerdings muss die 

Messung der Luftdichtheit auch ergeben, dass das Gebäude die Grenzwerte der 

EnEV einhält. Ohne eine erfolgreiche Luftdichtheitsmessung kann der Planer im 

EnEV-Nachweis weder die Wärmerückgewinnung durch eine Lüftungsanlage noch 

einen reduzierten Luftwechsel rechnerisch berücksichtigen.   

  



 

 

 

M. Tuschinski: EnEV 2014 + EnEV ab 2016 + EEWärmeG 2011: Teil 2 3 Beitrag Info-Partner 3.01 Luftdichte Bauhülle - Seite 2 von 3 

 
 

 
Anforderungen KfW 

 

 

 

KfW-Programm  

Kredit 153 

 

 

 

 

KfW-Programm 

Kredit 151 

Luftdichte Gebäudehülle: Was fordert die KfW bei Förderung? 

Wer als Bauherr von der KfW Fördergelder für Neubau oder Sanierung beantra-

gen will, muss deren höhere energetische Anforderungen an die Luftdichtheit 

der Gebäudehülle berücksichtigen, wie sie für die einzelnen Programme gelten: 

Beim Neubau im KfW-Programm „Energieeffizient Bauen“ darf der nachweisende 

Planer eine Lüftungsanlage nur rechnerisch ansetzen, wenn die Luftdichtheit 

gemessen wurde und bestimmte Werte nicht übersteigt. Wenn der Planer beim 

KfW-Effizienzhaus keinen Dichtheitstest im Nachweis angesetzt hat, besteht 

zwar keine Anforderung an das Messergebnis, dieses muss jedoch trotzdem lauft 

KfW-Konditionen dokumentiert werden. 

Wenn im Sanierungsfall eine Lüftungsanlage als Einzelmaßnahme verbaut wird, 

darf die Luftwechselrate einen bestimmten Wert nicht überschreiten. Wird eine 

Lüftungsanlage in Verbindung mit einer Effizienzhaus-Sanierung im rechneri-

schen KfW-Nachweis berücksichtigt, so müssen die Grenzwerte der EnEV einge-

halten werden. Sollte dies nicht der Fall sein, wird die Wärmerückgewinnung in 

Abhängigkeit zum Messergebnis der Luftdichtheitsmessung berücksichtigt. 

  

© Ingo Bartussek - Fotolia.com  

  

Praxis: Wohngebäude 

 

 

Probleme 

 

 

Messzeitpunkt 

 

 

 

Baubegleitende 

Messungen 

Praxiserfahrungen und –tipps: Luftdichtheitsmessung bei Wohngebäuden 

Insbesondere bei Einfamilienhäusern wird leider unserer Erfahrung nach häufig 

auf eine Messung zur Qualitätssicherung im Vorfeld zur EnEV-Schlussmessung 

verzichtet. Oftmals ergeben sich Probleme, weil die von der EnEV geforderte 

luftdichte Gebäudehülle nicht fachgerecht oder von Laien umgesetzt wurde. Die 

Leckagen können wir je nach Witterung mit Theaternebel oder Thermografie 

lokalisieren. Falls der Messzeitpunkt den Vorgaben der EnEV entspricht, lässt 

sich meistens nur noch sehr schwer an der (noch nicht) luftdichten Gebäudehülle 

nachbessern. Wie kann man in solchen Fällen mit wenig Aufwand die erforderli-

che Dichtheit erreichen? Auf diese Frage blicken wir meist in ratlose Gesichter.  

Viel vorteilhafter erweisen sich baubegleitende Messungen, weil sie ohne großen 

Aufwand Nacharbeiten an der (noch nicht) luftdichten Hülle erlauben. Anschlie-
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ßend kann man die Bauarbeiten mit gutem Gewissen fortsetzen. Bei dieser Vor-

gehensweise sind positive Rückmeldungen erfreulicherweise vorprogrammiert - 

fast alle Gebäude schneiden bei der EnEV-Schlussmessung mit Bravour ab. 

  

Praxis: Nichtwohnbau 

 

 

Komplexe Messungen 

 

 

 

Zeitaufwändige 

Vorbereitungen 

 

 

 

Aufwand realistisch 

einschätzen 

Praxiserfahrungen und –tipps: Luftdichtheitsmessung Nichtwohngebäude 

Bei Nichtwohnbauten erfordert die Luftdichtheitsmessung eine sehr präzise Pla-

nung sowohl im Bauablauf als auch vom Messdienstleister. Bei großen Messungen 

setzen wir häufig komplexere Messgeräte, bis hin zu ganzen Mess-Teams ein, die 

zahlreiche Geräte an mehreren Orten oder Geschossen aufbauen. Vorab ermit-

teln wir sehr umfangreiche Daten und klären aufkommende Fragen. Hinzu 

kommt, dass große Gebäude häufig recht unübersichtliche Grundrisse aufweisen 

und sich für Messdienstleister als echte Herausforderungen erweisen. Wir erle-

ben es immer wieder, dass bauausführende Unternehmen unseren Aufwand un-

terschätzen und die Messungen sich verzögern wegen der Vorbereitung des Ge-

bäudes für eine bessere Messbarkeit. Auch muss der Bauunternehmer sicherstel-

len, dass die Lüftungssysteme am Tag der Messung luftundurchlässig abgedichtet 

sind. Alle am Bau sollten über die Messung informiert sein um nicht vor ver-

schlossenen Türen zu stehen. Der Aufwand, bis wir mit der Messung tatsächlich 

starten können, ist deshalb häufig viel höher als im Wohnbau. Wenn wir alle 

Fragen vorab klären können, verläuft unsere Messung analog zu Wohngebäuden. 

  

Fazit 

 

EnEV § 6 

 

EnEV Anlage 4 

 

 

 

KfW-Förderung 

EnEV § 6 

Die Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) fordert, dass bei Neubauten die Ge-

bäude luftdicht gemäß den anerkannten Regeln der Technik ausgeführt werden. 

Wenn im EnEV-Nachweis der „Luftdichtheits-Bonus“ rechnerisch berücksichtigt 

wird, muss die Gebäudehülle auf ihre Luftdichtheit überprüft werden und sie 

darf die vorgegebenen Höchstwerte der EnEV nicht überschreiten. 

Man kann somit nicht von der Art des Gebäudes auf die messtechnische Bestim-

mung der Luftwechselrate schließen. Den wichtigsten Aspekt, stellt der rechne-

rische Ansatz einer Luftdichtheitsmessung im EnEV-Nachweis dar. 

Beim KFW-Effizienz Neubau müssen die EnEV-Anforderungen an die Luftdichtheit 

der Gebäudehülle messtechnisch bestimmt und erfüllt werden. 

Bei Sanierung im Bestand stellt die EnEV keine Anforderungen an die Dichtheit 

des Gebäudes, es sei denn, der Bauherr hat KfW-Fördermittel beantragt. Dann 

ist die Luftdichtheit gemäß den technischen FAQ der KfW durchzuführen. 

  

Quellen EnEV 2014: EnEV 2009  geändert durch die „Verordnung zur Änderung der Energieeinsparverordnung 

EnEV vom 18. November 2013, verkündet im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger Verlag in Köln, 

Jahrgang 2013, Teil I, Nr. 67, Seite 3951 bis 3990, am 21. November 2013. 

www.bundesgesetzblatt.de, www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm 

Kontakt: 

 

 

Markus Fruwert, Leiter Energieberatung 

ean50 GmbH 

Industriestraße 4, D-70565 Stuttgart 

Telefon: + 49 (0) 711 / 89 462 – 900 

E-Mail: markus.fruwert@ean50.de 

Internet: www.ean50.de  

 

http://www.enev-online.com/enev_2014_volltext/index.htm
mailto:markus.fruwert@ean50.de
http://www.ean50.de/
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14.11.2018 

 

Pelletheizungen im Nachweis nach EnEV, EEWärmeG  

und für die KfW-Förderung optimal berücksichtigen:  

Neue und aktualisierte Arbeitshilfen des Pellet-Verbands 

 

Jens Dörschel, Fachreferent für Politik und Umwelt des Deutschen Energieholz- 

und Pellet-Verbands (DEPV) im Gespräch mit der EnEV-online Redaktion. 

Bild 1: © Foto DEPV 

Kurzinfo Wer als Bauherr heute neu baut oder einen großflächigen Anbau im Bestand 

vorhat, muss gegebenenfalls parallel zur Energieeinsparverordnung (EnEV) 

auch das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) erfüllen, bei-

spielsweise durch eine Pelletheizung. Der Staat belohnt bei Modernisierun-

gen im Bestand und im Neubau � über das BAFA oder die KfW � diejenigen 

Bauherren, die erneuerbare Energien nutzen. Den Energiebedarf für die 

Nachweise zur KfW-Förderung, den EnEV-Nachweis und Energieausweis be-

rechnen Architekten, Planer und Energieberater auf Basis der Normen DIN V 

18599 (Energetische Bewertung von Gebäuden) und DIN V 4701-10 (Energeti-

sche Bewertung heiz- und raumlufttechnischer Anlagen). Zu Pelletheizungen 

unterstützt sie der Deutsche Energieholz- und Pellet-Verband (DEPV) mit 

Arbeitshilfen wie Listen mit Herstellerkennwerten von Pelletkesseln und 

wasserführenden Pelletkaminöfen. Erläuterung liefert ein DEPV-Infoblatt. 

  

1. Probleme  Herr Dörschel, wer einen EnEV-, EEWärmeG- oder KfW-Nachweis führt, 

möchte den voraussichtlichen Heizenergiebedarf möglichst realistisch ab-

schätzen. Welche Probleme ergeben sich aktuell dabei? 

 Antwort: Für eine möglichst realistische Berechnung benötigt ein Planer die 

energetischen Kennwerte des eingebauten Kessels. Nutzt er dabei nicht die Her-

stellerkennwerte, sondern die in den Rechennormen hinterlegten Standard-

kennwerte, dann überschätzt er in der Regel den Heizenergiebedarf. Der Grund: 

Aktuell abgeleitete Standardwerte bewegen sich üblicherweise am unteren Rand 

des aktuellen Stands der Technik. 

Bei den Normwerten für Standard-Pelletkessel der DIN V 18599 ist die Über-

schätzung vergleichsweise gering. Kritisch wird es bei Pellet-Brennwertkesseln: 

Die DIN V 18599 umfasst zwar seit der Auflage vom Oktober 2018 eigene Stan-

dardwerte für den höheren Wirkungsgrad. Allerdings darf ein Planer diese Fas-

sung für EnEV-Nachweise und Energieausweise erst verwenden, nachdem die 

EnEV geändert wurde und die neue Fassung auf die neue Ausgabe verweist. Die 

Standardwerte der Norm sind folglich nicht verlässlich, weil sich Gesetze und 

Verordnungen bekanntlich oft verzögern. 

Sehr problematisch sind die Standardwerte der veralteten DIN V 4701-10 von 

2003, mit der noch immer viele Planer den Energiebedarf berechnen: Diese sind 

für Holzheizungen sehr viel schlechter als der aktuelle Stand der Technik. Sie 

sehen beispielsweise 80 Prozent (%) Wirkungsgrad vor! Doch alle Pelletkessel auf 

dem Markt haben heute Wirkungsgrade von über 90 %. Der berechnete Pellet-
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bedarf fällt dadurch deutlich zu hoch aus, wie auch der elektrische Hilfsenergie-

bedarf. Dabei vergrößert sich das Problem mit steigender Kesselleistung: Bei 

großen Kesseln können aus einem realitätsnahen Hilfsenergiebedarf von 1 % des 

Heizenergiebedarfs 5 bis 10 % werden � was sich auf die geschätzten Heizkosten 

bei einem Strompreis von 30 Cent deutlich auswirkt! Pelletkessel schneiden da-

nach beim Vergleich mit anderen Heizsystemen viel schlechter ab als nötig. 

  

2.  Lösung Wie können Architekten und Planer, die energetische Nachweise führen, 

dieses Problem lösen? 

 Die Lösung lautet ganz einfach: Rechnen Sie mit Herstellerkennwerten! Wer eine 

Software nutzt, die diese Werte im Programm hinterlegt hat, für den ist dies 

sehr einfach. Ansonsten muss der Planer sich diese Werte besorgen, beispiels-

weise von der DEPV-Webseite oder direkt von den Herstellern. Benachteiligt sind 

Planer, deren Software es nicht erlaubt, nach DIN V 4701-10 mit Hersteller-

kennwerten zu rechnen! Sie sollten die EnEV-Software schleunigst wechseln. 

Wer häufiger mit Pelletheizungen arbeitet, für den ist dies heute ein Muss! 

Aus Bequemlichkeit die in der Software hinterlegten Standardwerte zu nutzen, 

ist jedenfalls keine Lösung � insbesondere nicht bei der DIN 4701-10. Denn das 

Ergebnis wäre ein falscher, stark überhöht berechneter Energiebedarf. 

Die Energiebedarfsberechnung gestaltet sich komplizierter, wenn man nicht mit 

den Werten eines konkreten Kessels rechnen kann. Das ist beispielsweise für 

Studien der Fall, bei der Energieberatung oder bei Angeboten, wo der eingesetz-

te Kessel noch nicht feststeht. In einem Infoblatt erläutert der DEPV , wie Planer 

in solchen Fällen mit Mittelwerten und � bei leistungsabhängigen Größen wie 

dem Hilfsenergiebedarf � mit Formeln auf Basis der Herstellerwerte rechnen.  

Wer Nachweise für die KfW, nach EnEV oder Energieausweise berechnet, darf 

diese Methode jedoch nicht verwenden. In diesen Fällen ist der eingebaute Kes-

sel jedoch bekannt, also sollten Planer ohnehin Herstellerkennwerte verwenden. 

Nur wenn der Hersteller seine Kennwerte nicht veröffentlicht hat, bleibt kein 

anderer Weg als über die Standardwerte. 

  

3. DEPV-Praxishilfen Welche Praxishilfen bieten Sie als Pellet-Verband zur Nachweisführung an? 

 Der DEPV bietet Planern zwei kostenfreie Listen mit energetischen Kennwer-

ten der Hersteller an, die in unserem Verband organisiert sind. Die Planer fin-

den auf unserer Webseite sowohl Kennwerte für Rechnungen nach DIN V 4701-10 

als auch nach DIN V 18599. Unser DEPV-Infoblatt erläutert, wie Planer die Her-

stellerkennwerte verwenden können und erklärt auch einige Hintergründe. Das 

Infoblatt umfasst auch Werte und Formeln für Planer, die für eine Studie, Ener-

gieberatung oder für ein Projekt nicht mit den Werten eines konkreten Kessels 

rechnen können. Planern, die eine neue EnEV-Software suchen, hilft der DEPV 

mit Softwareempfehlungen. Eine Liste zeigt auf, bei welcher Software es mög-

lich ist, mit Herstellerkennwerten zu rechnen und ob sie im Programm hinterlegt 

sind. Alle diese Dokumente finden Planer unter www.depv.de (Technik und 

Recht > Energetische Kennwerte). 

http://www.depv.de/
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4. DEPV-Listen 

 

 

Sie haben kürzlich die Listen mit den Herstellerangaben aktualisiert und er-

gänzt. Um welche Hersteller handelt es sich und wie viele Pelletheizungen 

umfasst Ihre Arbeitshilfe? Wo finden Interessierte weitere Informationen? 

 Wir haben die Pelletkessel der Hersteller ETA, Fröling, Hargassner, Paradigma 

und Windhager aufgenommen und einige neue Kessel von Ökofen ergänzt. Nun 

enthalten beide Listen jeweils etwa 400 Pelletkessel und wasserführende Pellet-

kaminöfen von 17 Herstellern. 

  

5. Vorteile 

 

Welchen Vorteil haben Nachweise, die mit Hilfe Ihrer Arbeitshilfen erstellt 

wurden und welche Praxis-Tipps können Sie den Architekten und Planern mit 

auf den Weg geben? Was wäre noch wichtig in diesem Zusammenhang? 

 Wer mit Hersteller- statt mit Standardkennwerten rechnet, bewahrt sich davor, 

Nachweise mit falschen, in der Regel zu hohen Energiebedarfen zu erstellen. Die 

Nachweise aufgrund von Herstellerkennwerten bilden den Heizenergiebedarf von 

Pelletkesseln und wasserführenden Pelletkaminöfen realistischer ab. Nachweise, 

die mit Standardkennwerten berechnet wurden, fallen insbesondere bei Pellet-

Brennwertkesseln und bei Rechnungen nach DIN V 4710-10falsch aus � bei dieser 

veralteten Norm  ganz besonders bei großen Kesseln ab 50 kW. Planer und Bera-

ter, die Herstellerkennwerte verwenden, laufen nicht Gefahr, dass sie andere, 

meist fossile Heizsysteme planen oder empfehlen, wenn eine Pelletheizung ei-

gentlich die günstigere oder eine ökonomisch gleichwertige Variante wäre. Für 

Architekten, Planer und Energieberater, die einen Beitrag zur Wärmewende 

leisten wollen und ein Herz für erneuerbare Energien haben, sollte das eigent-

lich ein Ansporn sein.  

  

 Herr Dörschel, vielen Dank für Ihre aufschlussreichen Antworten! 

  

Bild 2: © Foto DEPV  

  

Kontakt: 

 

 

Anna Katharina Sievers, Leitung Kommunikation  

Deutscher Energieholz- und Pellet-Verband e.V. 

Fon: +49 (0) 30 6 88 15 99-54, Fax: -77 

E-Mail: sievers@depv.de, Internet: www.depv.de  

 

mailto:sievers@depv.de
http://www.depv.de/
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Nachhaltig bauen und sanieren im 21. Jahrhundert:  

Was können Gebäude für noch mehr Klimaschutz leisten? 

Dr. Thomas Tenzler, Geschäftsführer des FMI Fachverband Mineralwolleindustrie 
e.V. (FMI) im Gespräch mit Melita Tuschinski, Dipl.-Ing.UT, Freie Architektin, 
Herausgeberin des Experten-Portals EnEV-online.de 

© Foto: FMI 

  

Kurzinfo 

 

Der Immobilienbestand verursacht hierzulande fast ein Drittel der jährlichen 

CO2-Emissionen und verbraucht etwa 40 Prozent Energie. In unseren Breiten-

graden ist in der Heizperiode primär der Wärmeschutz gefragt, wir müssen 

den Verlust durch die Gebäudehülle reduzieren. Und Heizungsabgase kennen 

auch keine Ländergrenzen … Wir haben Dr. Thomas Tenzler befragt, was 

Gebäude für den Klimaschutz leisten können. Lesen Sie seine Antworten. 

Zukunftsaufgaben Dr. Tenzler: Ja, die energetische Modernisierung des Gebäudebestands, ein-

schließlich deren effektiver Dämmung, damit diese zukünftig mit erneuerbaren 

Energien beheizt und gekühlt werden können, gehört nicht nur in Deutschland zu 

den drängendsten Aufgaben, die zügig umgesetzt werden müssen.  

Umweltschutz Gerade in diesen Tagen erleben wir, wie die Erderwärmung voranschreitet…

Und da sind aktiver Umwelt- und Klimaschutz bei der Planung, Realisierung, aber 

auch der Modernisierung von Gebäuden nicht mehr wegzudenken, denn: Für die 

kommenden Generationen müssen jetzt schnelle und wirksame Lösungen insbe-

sondere im Immobilienbestand gefunden werden, um die Erderwärmung einzu-

dämmen. 

Modernisierung Wie verwandeln wir alte „Energieschleudern“ in umweltfreundliche Bauten?

Indem wir sie energetisch modernisieren. Der erste Schritt ist dabei die Gebäu-

dedämmung, sie ist aktiver Klimaschutz. Architekten, Ingenieure, Energiebera-

ter, die Bauindustrie, Bauherren, Hausverwalter, Projektentwickler, Immobilien-

fonds und ebenso die privaten Haus- und Wohnungsbesitzer – Klimaschutz geht 

uns alle an. Denn eine nachhaltigere Bauweise ist ein essentieller Baustein, um 

Immobilien energetisch fit für eine klimaschonende Zukunft zu machen.  

Bauliche Regelungen Was schreiben die baulichen Regelungen derzeit zum Wärmeschutz vor?

Die energetischen Vorgaben und Ziele an Bauten aller Art werden stets an-

spruchsvoller. Was und wie im Neubau und Bestand energetisch umgesetzt wer-

den muss, definiert zurzeit die aktuelle Fassung der Energieeinsparverordnung 

(EnEV). In Berlin wird derzeit verhandelt, wie sie weiterentwickelt und mit dem 

Gesetz für Erneuerbare Energien im Wärmebereich (EEWärmeG) zum neuen Ge-

bäudeEnergieGesetz (GEG) verschmolzen wird. 
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EnEV-Regelungen Was gilt es nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) bei der Sanierung zu 

beachten? 

Werden mehr als zehn Prozent der Fläche eines Außenbauteils saniert (das be-

trifft beispielsweise die Fassade oder das Dach), muss der in der aktuellen EnEV

festgelegte Energiestandard erfüllt werden. Die Verordnung schreibt vor, wie

hoch der Wärmeschutz der betroffenen Außenbauteilflächen sein muss. Wer den

Putz- an einem bisher ungedämmten Mauerwerk einer Hausfassade erneuert,

muss sie auch entsprechend dämmen.  

  

Bild 1: Eine gute Außen-

dämmung, z.B. aus Glas- 

oder Steinwolle, reduziert 

durch ihre gute Dämmwir-

kung die Temperatur-

schwankungen der Außen-

wand. Das sorgt für Behag-

lichkeit im Gebäude – und 

zwar zu jeder Jahreszeit. 

© Foto: FMI 

  

Wärmeschutz Wie wird der Wärmeschutz eines Gebäudeaußenbauteils bestimmt?

Abgesehen davon, wie wenig oder viel Energie die in den Gebäuden verbauten 

Aggregate verbrauchen, gibt es eine energetische Kennziffer, die für alle Bautei-

le der Gebäudehülle am aussagekräftigsten ist: der Wärmedurchgangskoeffi-

zient, auch U-Wert genannt. Dieser beziffert, wieviel Energie, d.h. Wärme, pro 

Quadratmeter über die Außenwände und Dächer von beheizten Gebäuden an die 

Umwelt abgegeben wird. Je niedriger der U-Wert, desto wärmetechnisch effizi-

enter ist dabei das Bauteil oder Haus. 

Wärmedämmung Sie empfehlen die Dämmung als eine effiziente, energiesparende Maßnahme?

Ja, die Wärmedämmung von Gebäuden ist die einfachste, effektivste und – be-

zogen auf die lange Lebenszeit von Bauwerken – preisgünstigste Variante, Ener-

gie und Kosten einzusparen. Denn mit jeder Dämmmaßnahme sinkt der U-Wert 

automatisch weiter. 

Fassadendämmung Wie sinnvoll ist die Fassadendämmung bei Altbau-Sanierung und im Neubau?

Neben dem Dach ist die Dämmung der Außenwand die wirkungsvollste Maßnahme 

zur Einsparung von Heizenergie. Denn immerhin entstehen bis zu 25 Prozent 
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Energieverlust durch eine ungedämmte Fassade. Insbesondere von außen gut 

gedämmte Bauten weisen eindeutige Vorteile auf: weniger Heizkosten und eine 

große Behaglichkeit. Darüber hinaus ist die Fassadendämmung eine der nachhal-

tigsten Maßnahmen zur Wertsteigerung einer Immobilie. 

  

Bild 2: Mineralwolle sorgt 

für eine schnelle und leichte 

Verarbeitbarkeit bei der 

Fassadendämmung. 

© Foto: FMI 

  

Altbau-Dämmung Lohnt es sich in jedem Fall, die Fassade eines Altbaus zu dämmen?

Die Frage lautet nicht „Fassadendämmung ja oder nein?“, sondern: „Welche Art 

der Fassadendämmung gemäß welchem Standard und welcher Güte ist sinnvoll?“ 

Und weiter: „Genügt es, wenn nur der energetische Mindeststandard erfüllt wird 

oder sollte sogar der bestmögliche Effizienzhausstandard erreicht werden?“ 

Außenwanddämmung Welche Arten der Dämmung der Außenwand eines Gebäudes bieten sich an?

Es gibt drei wesentliche Alternativen für die Dämmung der Außenwand: Wärme-

dämmverbundsysteme (WDVS) bei Putz und Mauerwerksfassaden, vorgehängte 

hinterlüftete Fassaden und Kerndämmungen bei zweischaligen Mauerwerken. 

  

Fassadendämmung Können Sie die einzelnen Alternativen etwas näher beschreiben?

Für die Dämmung einer Fassade bieten sich folgende Möglichkeiten an: 
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 1. Wärmedämmverbundsystem (WDVS): Diese ist in Deutschland die am meis-

ten verbreitete Art der nachträglichen Fassadendämmung von Wohngebäu-

den mit Putz- und Mauerwerksfassaden. Direkt auf die alte Putzfassade auf-

gebracht, wird diese gedämmt, neu verputzt und gestrichen – im Nu werden 

sehr gute Dämmwerte erzielt. 

Bild 3: Wärmedämmver-

bundsysteme lassen sich gut 

nachträglich anbringen. 

Hierzu werden Dämmplatten 

aus Steinwolle direkt an die 

Hauswand angebracht und 

verputzt. Dadurch entstehen 

vielfältige Gestaltungsmög-

lichkeiten.  © Foto: FMI 

 

 

 

 

 

 

Bild 4: Dämmplatten aus 

Mineralwolle ermöglichen 

eine hervorragende Putzhaf-

tung und eine einfachere 

Verdübelung und eignen sich 

deshalb sehr gut für den 

Einsatz in Wärmedämmver-

bundsystemen (WDVS).  

© Foto: FMI 
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 2. Vorgehängte hinterlüftete Fassade: Dies sind mit Schiefer, Metall, Keramik 

oder gar Glas bedeckte Fassaden. Hier kommt in der Regel ein hinterlüftetes 

System zum Einsatz. Das bedeutet, dass die Dämmung und eine Unterkon-

struktion (heute meistens aus Metall) auf die bestehende Fassade angebracht 

werden. Zwischen der Dämmung und der Außenbekleidung, beispielsweise 

aus Schiefer, wird mit Hilfe der Unterkonstruktion ein Abstand gehalten, so-

dass die Luft dazwischen frei zirkulieren kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 5: Die normgerechte 

Ausführung von vorgehäng-

ten hinterlüfteten Fassaden 

ist eine Aufgabe für den 

Fachmann. © Foto: FMI 
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 3. Kerndämmung eines zweischaligen Mauerwerks: Diese Methode kommt vor 

allem bei Klinkerbauten zum Einsatz. Im Fall eines Neubaus wird der Spalt 

zwischen den Mauerwerksschalen vollständig mit Dämmplatten ausgekleidet, 

bei einem Bestandsbau kann die Dämmung eingeblasen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 6: Für die Dämmung 
eines zweischaligen Mauer-
werks im Neubau empfiehlt 
es sich, Platten oder Rollen 
aus Mineralwolle zu verwen-
den. © Foto: FMI 

 

 

 

 

Bild 7: Die Verlegung von 

Dämmplatten im zweischali-

gen Mauerwerk.  

© Foto: FMI 

  

Nachhaltigkeit Unsere Gebäude sollen nachhaltig und möglichst lange haltbar sein. Worauf 

kommt es dabei insbesondere an? 

Letztlich entscheiden zwei Faktoren über den Grad der Nachhaltigkeit von Ge-

bäuden: Erstens, was ist hinsichtlich der Bausubstanz technisch möglich und 

ökonomisch sinnvoll? Und zweitens das Maß der Gründlichkeit und Güte, mit der 

Bauherren und dann die Fachfirmen die energetischen Ziele verfolgen bzw. um-

setzen. Die Umsetzung beinhaltet dabei die Wahl der entsprechenden Baumate-

rialien, die beispielsweise bei der Wärmedämmung zur Auswahl stehen. 
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Dämmstoffe Welche Dämmstoffe eignen sich besonders gut für die Fassadendämmung?

Mineralwolle – Glaswolle oder Steinwolle – eignet sich hervorragend für die Fas-

sadendämmung, denn sie ist ein flexibler Dämmstoff und passt sich somit der 

Oberfläche der Außenwand lückenlos an. Das heißt, im Winter bleibt die Kälte 

bzw. die Wärme im Sommer draußen. Das verbessert nicht nur die Behaglichkeit 

im Gebäude, sondern spart auch Jahr für Jahr ordentlich Heizkosten und CO2 

ein. 

Wärmedämmung Wie können Bauherren und Eigentümer von Immobilien eine nachhaltige 

Wärmedämmung erreichen? 

Neubauten und modernisierte Gebäude müssen in Zeiten des Klimawandels be-

sonders hohen energetischen Anforderungen gerecht werden. Entsprechend se-

lektiv und fundiert müssen auch die darin verbauten Baumaterialien ausgewählt 

werden. Dem Dämmmaterial kommt hier eine wesentliche Rolle zu, da es mitun-

ter den größten Einfluss auf die Verringerung des U-Werts eines Bauteils und der 

damit verbundenen Reduktion von unnötiger Energie hat. Dabei wird die für die 

Herstellung des Dämmstoffs eingesetzte Energie üblicherweise bereits in der 

ersten Heizperiode wieder eingespart. 

Mineralwolle-Dämmung Welche Eigenschaften sprechen noch für Mineralwolle? 

Neben exzellenten Dämmeigenschaften vereint das Bauprodukt Mineralwolle 

eine Vielzahl weiterer positiver Eigenschaften, darunter eine hohe Nachhaltig-

keit, hervorragende Brand- und Schallschutzeigenschaften sowie eine dauerhafte 

Leistungsbeständigkeit über viele Jahrzehnte. 

Klimaschutz Schlagen wir den Bogen zum Klimaschutz: Welche Rolle spielt Mineralwolle?

Die Verwendung von Mineralwolle bei der Errichtung und Sanierung von energie-

effizienten Gebäuden, von außen wie auch innen, ist ein wichtiger, generatio-

nenübergreifender Schritt für noch mehr Klimaschutz bei gleichzeitig mehr 

Wohlbefinden und niedrigeren Heizkosten. 

Herr Dr. Tenzler, vielen Dank für Ihre ausführlichen Antworten! 

  

  

Inhaltliche Rückfragen Juliane Gille, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

FMI Fachverband Mineralwolleindustrie e.V. 

Friedrichstraße 95 (PB 138), 10117 Berlin 

Telefon: +49 (0) 30 / 27 59 44 52 

Telefax: +49 (0) 30 / 28 04 19 56 

E-Mail: j.gille@fmi-mineralwolle.de  

Internet: www.fmi-mineralwolle.de | www.der-daemmstoff.de  

  

Kontakt zur Redaktion Melita Tuschinski, Dipl.-Ing./UT, Freie Architektin

in Stuttgart, Herausgeberin und Redakteurin EnEV-online.de 

→ http://service.enev-online.de/portal/kontakt.htm 
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